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Änderung der Prüfungsordnung für die Fachrichtung
Architektur in Fachhochschulstudiengängen und ent¬
sprechenden Studiengängen an Gesamthochschulen
Jahrgang 1979 12.1.1979 Nr.1
Prüfungsordnung für die Fachrichtung Architektur in
Fachhochschulstudiengängen und entsprechenden Studien¬
gängen an Gesamthochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen;
hier: Änderung
(IfdErl. d. Ministers für V/issenschaft und Forschung
v. 11.10.1974 - I A 5 - 8138.1, GABI. NV S. 7o8)
Nach S 2 wird folgender C 2 a eingefügt:
§ 2 a
Praktika
(1) Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung nicht durch
das Zeugnis der Fachhochschulreife einer Fachoberschule
Technik - Fachrichtung Bauingenieurwesen - erworben haben,
müssen nachweisen, daß sie ein Grundpraktikum von drei
Monaten und ein Fachpraktikum von drei Monaten abgeleistet
haben.
Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung durch das Zeugnis
der Fachhochschulreife der Fachoberschule Technik in einer
anderen als der Fachrichtung Bauingenieurwesen erworben
haben, müssen nachweisen, daß sie ein Fachpraktikum von
drei Monaten abgeleistet haben.
(2) Das Nähere - insbesondere die inhaltliche Ausgestaltung
der Praktika und den Zeitpunkt des Nachweises des Fach¬
praktikums sowie die Anrechnung einschlägiger Berufstätig¬
keiten auf die Praktika - regelt die Studienordnung; das
Grundpraktikum ist stets vor Aufnahme des Studiums abzu¬
leisten und bei der Einschreibung nachzuweisen.
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Änderung der Prüflingsordnung für die Fachrichtung
Bauingenieurwesen in Fachhochschulstudiengängen
und entsprechenden Studiengängen an Gesamthochschulen
Jahrgang 1979 12.1.1979 Nr. 2
Prüfungsordnung -für die Fachrichtung Bauingenieurwesen
in Fnchhochschulstudiengängen und entsprechenden Studien-
Gängen an Gesamthochschulen;
hier: Änderung
(iidLrl. d. Ministers für Wissenschaft und Forschung
v. 29.7.I974 - I A-Aß II 8138.2, GABI. NW S. 536)
Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt:
§ 2 a
Praktika
(1) Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung nicht durch
das Zeugnis der Fachhochschulreife einer Fachoberschule
Technik - Fachrichtung Bauingenieurwesen - erworben haben,
müssen nachweisen, daß sie ein Grundpraktikum von drei
Monaten und ein Fachpraktikum von drei Monaten abgeleistet
haben.
Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung durch das Zeugnis
der Fachhochschulreife einer Fachoberschule Technik in
einer anderen als der Fachrichtung Bauingenieurwesen er¬
worben haben, müssen nachweisen, daß sie ein Fachpraktikum
von drei Monaten abgeleistet haben.
(2) Das Nähere - insbesondere die inhaltliche Ausgestaltung
der Praktika und den Zeitpunkt des Nachweises des Fach¬
praktikums sowie die Anrechnung einschlägiger Berufstätig¬
keiten auf die Praktika - regelt die Studienordnung; das
Grundpraktikum ist stets vor Aufnahme des Studiums abzu¬
leisten und bei der Einschreibung nachzuweisen.
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Änderung der Prüfungsordnung für den Fachhochschul¬
studiengang in der Fachrichtung Landhau
Jahrgang 1979 12.1.1979 Nr. 3
Prüfungsordnung für den Fachhochschulstudiengang in
der Fachrichtung Landbau; hier: Änderung
(fidErl. d. Ministers für Wissenschaft und Forschung
v. 28.2.1975 - I A 3 - 01J3.9, GABI. NW S. 151)
Nach § 2 wird folgender g 2 a eingefügt:
§ 2 a
Praktika
(1) Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung nicht durch
das Zeugnis der Fachhochschulreife einer Fachoberschule
Technik - Fachrichtung Landbau - erworben haben, müssen
nachweisen, daß sie ein Grundpraktikum von drei Monaten
und ein Fachpraktikum von drei Monaten abgeleistet haben.
(2) Das Nähere - insbesondere die inhaltliche Ausgestaltung
der Praktika und den Zeitpunkt des Nachweises des Fach¬
praktikums sowie die Anrechnung einschlägiger Berufstätig¬
keiten auf die Praktika - regelt die Studienordnung; dar,
Grundpraktikum ist stets vor Aufnalime des Studiums abzu¬
leisten und bei der Einschreibung nachzuweisen.
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Änderung der Prüfungsordnung für die Fachrichtung
Maschinenwesen in Fachhochschulstudiengängen und
entsprechenden Studiengängen an Gesamthochschulen
Jahrgang 1979 12.1.1979 Nr. 4
Prüfungsordnung für die Fachrichtung Maschinenwesen
in Fachhochschulstudienpjängen und entsprechenden Studien¬
gängen an Gesamthochschulen;
hier; Änderung
(iidErl. d. Ministers für Wissenschaft und Forschung
v. 17.5.1976 - I A 3 - 8138.11, GABI. NW S. 363)
Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt:
§ 2 a
Praktika
(1) Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung nicht durch
das Zeugnis der Fachhochschulreife einer Fachoberschule
Technik - Fachrichtung Maschinenbau - erworben haben,
müssen nachweisen, daß sie ein Grundpraktikum von drei
Monaten und ein Fachpraktikum von drei Monaten abgeleistet
haben.
Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung durch das Zeugnis
der Fachhochschulreife einer Fachoberschule Technik -
Fachrichtung Elektrotechnik - erworben haben, müssen ein
Fachpraktikum von drei Monaten ableisten.
(2) Das Nähere - insbesondere die inhaltliche Ausgestaltung
der Praktika und den Zeitpunkt des Nachweises des Fach¬
praktikums sowie die Anrechnung einschlägiger Berufstätig¬
keiten auf die Praktika - regelt die Studienordnung; das
Grundpraktikum ist stets vor Aufnahme des Studiums abzu¬
leisten und bei der Einschreibung nachzuweisen.
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
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Änderung der Prüfungsordnung für die Fachrichtung
Elektrotechnik in Fachhochschulstudiengängen und
entsprechenden Studiengängen an Gesamthochschulen
Jahrgang 1979 12.1.1979
Prüfungsordnung für die Fachrichtung Elektrotechnik
in Fachhochschulstudiengängen und entsprechenden Studien¬
gängen an Gesamthochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen;
hier: Änderung
(KdErl. d. Ministers für V/issenschaft und Forschung
v. 21.lo.l9?6 - I A 3 - 81J8.5, GABI. NW S. 529)
Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt:
§ 2 a .
Praktika
(1) Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung nicht durch
das Zeugnis der Fachhochschulreife einer Fachoberschule
Technik - Fachrichtung Elektrotechnik - erworben haben,
müssen nachweisen, daß sie ein Grundpraktikum von drei
Monaten und ein Fachpraktikum von drei Monaten abgeleistet
haben.
Kandidaten, die die Zugangsvoraussetzung durch das Zeugnis
der Fachhochschulreife einer Fachoberschule Technik -
Fachrichtung Maschinenbau - erworben haben, müssen nach¬
weisen, daß sie ein Fachpraktikum von drei Monaten abge¬
leistet haben.
(2) Das Nähere - insbesondere die inhaltliche Ausgestaltung
der Praktika und den Zeitpunkt des Nachweises des Fach¬
praktikums sowie die Anrechnung einschlägiger Berufstätig¬
keiten auf die Praktika - regelt die Studienordnung; das
Grundpraktikum ist stets vor Aufnahme des Studiums abzu¬
leisten und bei der Einschreibung nachzuweisen.
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
<T;'
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
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Ordnung für die Akademische Abschluß¬
prüfung Magister artium im Fachbereich
Sprach- und Literaturwissenschaften
Jahrgang 1979 27.2.1979
Der Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes NW
hat mit Erlaß vom 18. 12. 1978 - Gesch.Z. I A 3 - 8124.47
IV B 4 - 8035/110 - die vom Fachbereichsrat des Fachbe¬
reichs Sprach- und Literaturwissenschaften beschlossene
welcher der Gründungssenat der Gesamthochschule Paderborn
zugestimmt hat, genehmigt.
Die Prüfungsordnung wird hiermit gemäß § 47 I VGrundO
veröffentlicht.
Paderborn, 27. Februar 1979
Ordnung für die Akademische Abschlußprüfung
Magister artium
Der Gründungsrektor
(Prof. Dr. F. Buttler)
ff\V
Ordnung für die akademische Abschlußprüfung
Magister Artium
des Fachbereichs Sprach- und Literaturwissenschaften der
Gesamthochschule Paderborn
§ 1
Zweck der Prüfung
Die Magisterprüfung ist eine akademische Abschlußprüfung.
Durch die Magisterprüfung soll der Kandidat nachweisen,
daß er Uber gründliche Fachkenntnisse verfügt und daß er
auf dem Gebiet seines Hauptfaches nach wissenschaftlichen
Gesichtspunkten selbständig arbeiten kann.
§ 2
Akademischer Grad
Aufgrund der bestandenen Prüfung wird der akademische
Grad Magister Artium (M.A.) verliehen. Er wird in der
Abkürzung hinter dem Namen geführt.
§ 3
Gliederung der Prüfung
(1) Die Prüfung gliedert sich in einen schriftlichen
und einen mündlichen Teil. Sie erstreckt sich auf
ein Hauptfach und zwei Nebenfacher nach Maßgabe
der beiden folgenden Absätze.
(2) Die schriftliche Prüfung besteht aus einer Haus¬
arbeit Uber ein Thema des Hauptfachs, in den fremd¬
sprachlichen Fächern zusätzlich mit der Ein¬
schränkung des § 13 (2) - aus Je einer 4-stündigen Klausur.
(3) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf das Haupt-*
fach und die beiden Nebenfächer.
f
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§ 4
Prüfungsfächer
(1). Nach Maßgabe von Abs. 2 können gewählt werden
a) als Hauptfach
- Germanistische Sprachwissenschaft
- Altere deutsche Literaturwissenschaft
- Neuere deutsche Literaturwissenschaft
- Anglistische Literaturwissenschaft
- Amerikanistische Literaturwissenschaft
- Englische Sprachwissenschaft
- Romanistische Sprachwissenschaft
- Romanistische Literaturwissenschaft
- Allgemeine Literaturwissenschaft
b) als Nebenfächer
- die als Hauptfächer wählbaren Fächer.
- weitere Fächer, die in der Anlage aufgeführt sind.
(2) Für die Kombination der Prüfungsfächer gilt:
a) Wählt der Kandidat eines der Fächer
- Germanistische Sprachwissenschaft
- Altere deutsche Literaturwissenschaft
Neuere deutsche Literaturwissenschaft
als Hauptfach, so muß er ein weiteres dieser
Fächer als Nebenfach wählen. Das zweite Neben¬
fach darf nicht zu dieser Fächergruppe gehören.
b) Wählt der Kandidat eines der Fächer
Anglistische Literaturwissenschaft
- Amerikanistische Literaturwissenschaft
- Englische Sprachwissenschaft
als Hauptfach, so muß er ein weiteres dieser
Fächer als Nebenfach wählen. Das zweite Neben¬
fach darf nicht zu dieser Fächergruppe gehören.
*
C) Wählt der Kandidat eines der Fächer
- Germanistische Sprachwissenschaft
- Englische Sprachwissenschaft
- Romani^tische Sprachwissenschaft
als Hauptfaoh, so darf er nur ein weiteres dieser
Fächer als Nebenfach wählen.
d) Wählt der Kandidat eines der Fächer
- Romanistische Sprachwissenschaft
Romanistische Literaturwissenschaft
als Hauptfach, so darf er nur ein weiteres
romanistisches Nebenfach wählen.
e) Wählt der Kandidat das Fach
- Allgemeine Literaturwissenschaft
als Hauptfach, so muß er ein weiteres literatur¬
wissenschaftliches Fach als Nebenfach wählen. Das
zweite Nebenfach darf kein literaturwissenschaft¬
liches Fach sein.
§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen
FUr die Bewertung der Hausarbeit, der Klausuren und der
mündlichen Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu
verwenden: *
sehr gut « 1
gut ■ 2
befriedigend - 3
ausreichend » 4
nicht ausreichend - 5
•
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(2) Die Gesamtnote (§18) lautet:
mit Auszeichnung
sehr gut
gut
befriedigend
bestanden
nicht bestanden
§ 6
Zulassungsvoraussetzungen
(1) Die MagisterprUfung kann ablegen, wer ein ordnungs¬
gemäßes Studium von in der Regel 8 Semestern nach¬
weist. Die Zulassung zum Examen und die Erteilung des
Themas für die schriftliche Arbeit können frühestens
nach dem siebten Semester erfolgen. In diesem Falle ist
das achte Studiensemester vor Beginn der mundlichen
Prüfung abzuschließen.
(2) Als studienbezogene Voraussetzungen für die Zulassung
zur Prüfung gelten:
- eine Bescheinigung Uber den erfolgreichen Abschluß
des Grundstudiums, ferner:
a) für die germanistischen Fächer (Germanistische
Sprachwissenschaft, Ältere deutsche Literaturwissen¬
schaft, Neuere deutsche Literaturwissenschaft und
Allgemeine Literaturwissenschaft
- Hauptfach: 3 Leistungsnachweise aus Hauptseminaren
- Nebenfach: 2 Leistungsnachweise aus Hauptseminaren
b) für die anglistischen Fächer (Anglistische Literatur¬
wissenschaft, Amerikanistische Literaturwissenschaft,
Englische Sprachwissenschaft)
- Hauptfach: 3 Leistungsnachweise aus Hauptseminaren;
Bescheinigungen Uber die erfolgreiche Teilnahme an
sprachpraktischen Übungen im Umfang von 6 Semester-
wochenstunden: CL-Course (Advanced) I (4 SWS) -
CL-Course (Advanced) II ( 2 SWS)
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- ' Nebenfach: 1 Leistungsnachweis aus einem Haupt¬
seminar; Bescheinigungen über die erfolgreiche Teil-
namhe an sprachpraktischen Übungen im Umfang von
4 Semesterwochenstunden: CL-Course (Advanced)
c) für die romanistischen Fächer
— Hauptfach: 3 Leistungsnachweise aus Hauptseminaren;
Bescheinigungen über die erfolgreiche Teilnahme an
sprachpolitischen Übungen für Fortgeschrittene im
Umfang von 6 Semesterwochenstunden
— Nebenfach: 1 Leistungsnachweis aus einem Haupt¬
seminar j Bescheinigungen über die erfolgreiche
Teilnahme an sprachpraktischen Übungen für Fortge¬
schrittene im Umfang von 4 Semsterwochenstunden.
(3) Studienleistungen, die der Kandidat an wissenschaft¬
lichen Hochschulen des Auslands erbracht hat, werden
auf Antrag vom Prüfungsausschuß anerkannt, wenn Gleich¬
wertigkeit besteht. Bei .Zweifeln an der Gleichwertigkeit
soll die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen
angehört werden,
(4) Vor dem Examen soll der Kandidat in der Regel zwei
Semester an der Gesamthochschule Paderborn im Fach¬
bereich Sprach- und Literaturwissenschaften studiert
haben. Begründete Ausnahmen kann der Prüfungsausschuß
zulassen.
§7
Antrag auf Zulassung
(1) Das Gesuch um Zulassung ist schriftlich an den Dekan
zu richten.
(2) Dem Antrag sind beizufügen:
a) ein in deutscher Sprache abgefaßter Lebenslauf, der
Uber Staatsangehörigkeit und BiMpgsgang AufschluS
gibt,
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b) das zum Zugang zu einer wissonschaftlichen Hochachulo
berechtigende Zeugnis,
c) Nachweise Uber die Vorbildung (Studienbuch und
Leistungsnachweise usw.),
d) die Angabe des Hauptfachs und der Nebenfächer,
e) eine Erklärung Uber etwaige frUhere akademische oder
Staatsprüfungen oder Uber die Meldung zu solchen
Prüfungen,
f) ein polizeiliches Führungszeugnis; dieses muß
nicht beigebracht werden, wenn der Kandidat ein
öffentliches Amt bekleidet oder am Tage der Ein¬
reichung des Antrags nicht länger als drei Monate
aus der Liste der Studenten gestrichen ist,
g) ggfl. eine Erklärung,, daß der Kandidat der Zu¬
lassung von Zuhörern bei der mündlichen PrUfung
widerspricht
h) ggfl. ein Antrag auf Anerkennung früherer PrUfungs-
leistungen.
(3) Der Bewerber hat das Recht, Vorschläge für die Bestel¬
lung des Referenten, des Korreferenten und der PrUfer
für die Nebenfächer zu machen. .,
§ 8
Entscheidung Uber die Zulassung
(1) Aufgrund der eingereichten Unterlagen entscheidet der
Dekan-alfl Vorsitzender" des Prüfungsausschusses Uber
die Zulassung.
•
(2) Die Zulassung darf nur versagt werden, wenn
a) die nach § 7 Abs. 2 beizubringenden Unterlagen
unvollständig sind,
b) die für die Zulassung im übrigen geltenden Voraus¬
setzungen nicht erfüllt sind oder
O) der Kandidat eine Maglsterprüfung auf dem Gebiet
der Sprach- oder Literaturwissenschaften an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich
des Grundgesetzes endgültig nicht bestanden hat.
, »
> '
§ 9
Rücknahme des Antrags auf Zulassung ,
Der Antrag kann zurückgenommen werden, solange die Haus¬
arbeit noch nicht vorgelegt ist. Bei einem erneuten Antrag
auf Zulassung mufi für die Hausarbeit ein anderes Thema be¬
stimmt werden.
§ 1o
- Prüfungsausschuß
(1) Der Fachbereichsrat bestellt einen Prüfungsausschuß.
(2) Dem Prüfungsausschuß gehören drei Hochschullehrer, ein
wissenschaftlicher Mitarbeiter und ein Student des Fach¬
bereichs an.
(3) Die Amtszeit der Hochschullehrer und des wissenschaft¬
lichen Mitarbeiters beträgt zwei Jahre, die des Studenten
ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.
(4) Der Prüfungsausschuß wählt seinen Vorsitzenden und dessen
Stellvertreter aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mit¬
glieder nach § 26 Abs. 2 HSchG.
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(5) Der Prüfungsausschuß ist für die Organisation der Prüfung
zuständig. Er bestellt für jede einzelne Prüfung eine
Prüfungskommission (§ 11) und bestimmt deren Vorsitzen¬
den; der Vorsitzende darf nicht Referent oder Korreferent
der Hausarbeit sein; er muß Hochschullehrer oder promo¬
vierter wissenschaftlicher Mitarbeiter sein. Für die Zu¬
sammensetzung der Prüfungskommission können Vorschläge
des Bewerbers (vgl. § 7 Abs. 3) berücksichtigt werden.
Der Prüfungsausschuß Uberwacht die Einhaltung der Be¬
stimmungen der Prüfungsordnung bei der Durchführung der
Prüfungen und befindet über Widersprüche gegen Entschei¬
dungen, die im Prüfungsverfahren getroffen sind. Er be¬
richtet dem Fachbereich Uber die Entwicklung der Prüfungen
und Studienzeiten und gibt Anregungen zur Reform der
Studien- und Prüfungsordnung.
Der Prüfungsausschuß kann die Erledigung seiner Aufgaben
für alle Regelfälle dem Vorsitzenden Ubertragen; dies
gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche.
> § 11
Prüfungskommission
(1) Die Prüfung wird von einer Prüfungskommission abgenommen.
i
(2) Der Prüfungskommission gehören an:
der Referent der Hausarbeit
der Korreferent der Hausarbeit
zwei weitere Prüfer, bzw. ein weiterer Prüfer, falls der
Korreferent zugleich Prüfer in einem der Nebenfächer ist.
(3) Zum Referenten, Korreferenten und Prüfer für die Neben¬
fächer kann bestellt werden, wer in dem zu prüfenden Fach
eigenverantwortliche Lehrtätigkeit hauptamtlich oder
hauptberuflich ausgeübt hat. Die Lehrtätigkeit darf nicht
länger als zwei Jahre vor der Bestellung zum Prüfer zurück¬
liegen. Mindestens drei Mitglieder der Prüfungskommission
müssen Hochschullehrer sein.
(4) D^^Referent und der Korreferent müssen dem Fachbereich
Sprach- und Literaturwissenschaften angehören. Oberschreitet
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das Thema der Hausarbeit die Grenzen des Fachbereichs, so
soll der Korreferent dem entsprechenden anderen Fachbereich
angehören.
(5) Dt« Prüfungskommission entscheidet mit einfacher Stlmmen-
1 mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor¬
sitzenden den Ausschlag. jI
§ 12
Hausarbeit
(1) In der Hausarbeit soll der Kandidat nachweisen, daß er sich
über ein Problem seines Hauptfachs ein selbständiges,
wissenschaftlich begründetes Urteil bilden und dies klar ent
wickeln kann. Die Hausarbeit kann auch in Form einer Grup¬
penarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungsleistung
zu bewertende Beitrag des einzelnen aufgrund der Angabe von
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien,
die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unter¬
scheidbar ist und die Anforderungen nach Satz 1 erfüllt.
(2) Der Referent bestimmt das Thema der Hausarbeit nach Anhörunj
des Kandidaten, sobald dieser zur Prüfung zugelassen ist.
Die Ausgabe des Themas erfolgt über den Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist akten¬
kundig zu machen.
(3) Die Hausarbeit ist in der Regel in deutscher Sprache abzu¬
fassen.
i
t
(4) Die Hausarbeit ist spätestens sechs Monate nach der Ausgabe
des Themas gebunden und in dreifacher Ausfertigung beim
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses einzureichen. Der Ab¬
gabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der
Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe maß¬
gebend. Weist der Kandidat vor Ablauf der Abgabefrist nach,
daß er den Abgabetermin aus von ihm nicht zu vertretenden
Gründen nicht einhalten kann, so kann der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses eine Nachfrist, die drei Monate nicht
überschreiten darf, bewilligen. Wird £*e Nachfrist nicht
eingehalten, sp ist die Prüfung nichtÄestanden.
-lo-
fS) Mit der Arbeit ist eine Versicherung einzureichen, das
der Bewerber die Arbeit selbständig verfaßt und keine
anderen als die angegebenen Hilfsmittel benutzt hat.
(6) Der Referent und der Korreferent geben innerhalb von
zwei Monaten je ein schriftliches Gutachten über die
Hausarbeit ab. Aufgrund dieser Gutachten legt der Vor¬
sitzende der Prüfungskommission die Note fest.
Weichen die Gutachten voneinander ab, so entscheidet
d^e Prüfungskommission über die Note der Hausarbeit.
Bewertet bei abweichender Beurteilung einer der Referenten
die Arbeit mit "nicht ausreichend", so bestimmt der Vor¬
sitzende des Prüfungsausschusses einen weiteren Gut¬
achter. Für die Erstattung dieses Gutachtens gilt Satz 1
entsprechend. Die endgültige Entscheidung über die Be¬
wertung der Hausarbeit trifft wiederum die Prüfungs¬
kommission.
(7) Eine mit der Note "nicht ausreichend" bewertete Hausar¬
beit schließt die weitere Prüfung aus. In diesem Fall
ist die gesamte Prüfung nicht bestanden. Ein erneuter
Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist frühestens nach
einem halben Jahr zulässig. Der Vorsitzende des Prüfungs¬
ausschusses teilt dies dem Kandidaten schriftlich mit.
(8) Der Kandidat darf die Arbeit nachträglich ganz oder
teilweise nur dann mit der Kennzeichnung "Magister¬
arbeit" veröffentlichen, wenn er vorher die Genehmigung
des Fachbereichs erhalten und die Arbeit aufgrund der
von der Prüfungskommission dem Originalmanuskript bei¬
gefügten Korrekturen entsprechend berichtigt hat. Das
Originalmanuskript ist dem Kandidaten zu diesem Zweck
zur Verfügung zu stellen. Nach Gebrauch ist es dem Fach¬
bereich zurückzureichen. '
i
•
- 11
§ 13
Klausuren in den fremdsprachlichen Fächern
(1) Die Klausuren in den fremdsprachlichen Fächern sollen
zeigen, daß der Kandidat ein Thema aus dem Gebiet des
betreffenden Faches in 4 Studen unter Beherrschung der
jeweiligen Sprache mit Verständnis bearbeiten kann.
(2) Wählt der Kandidat zwei der Fächer gemäß § 4 Abs. 2 b
oder d, so ist nur für eines dieser Fächer eine Klausur
zu schreiben.
(3) Der Prüfer jedes Faches stellt für die Klausuren 3
Themen zur Auswahl und stellt die erforderlichen und
erlaubten Hilfsmittel zur Verfügung. Die Themen sollen
aus den Spezialgebieten des Kandidaten gewählt werden.
(4) Der Prüfer beurteilt die Klausur und legt gemäß § 5
Abs. 1 die Note fest.
(5) Im Falle eines Täuschungsversuches ist als Gesamtnote
für das betreffende Fach "nicht ausreichend" festzu¬
setzen.
§ 14
Mündliche Prüfung
%
(1) Nach bestandener schriftlicher Prüfung setzt der Vor¬
sitzende des Prüfungsausschusses den Termin zur mündlichen
Prüfung fest.
(2) Die mündliche Prüfung dauert im Hauptfach 6o, in den
Nebenfächern je 3o Minuten. Die mündliche Prüfung'im
Hauptfach wird vom Referenten abgenommen.
(3) Die Prüfung wird in der Regel in deutscher Sprache
geführt.
(4) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt für
jeden Teil der mündlichen Prüfung einen Protokollanten.
Als Protokollant kann nur bestimmt werden, wer ordent¬
liches Mitglied einer Prüfungskommission sein kann
(gem. § 11 Abs. 3).
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(5) Auf einen entsprechenden Antrag des Kandidaten (vgl.
§ 7 Abs. 2 g) kann für die mündliche Prüfung die Öffent¬
lichkeit ausgeschlossen werden.
(6) Nach jeder Fachprüfung legt der Prüfer die Note fest.
§ 15
Anrechenbarkeit früherer Prüfungsleistungen
Hat der Kandidat sein Studium bereits durch ein Examen abge¬
schlossen, so kann ein Teil dieses früheren Examens an die
Stelle der mündlichen Prüfung in nur einem der Nebenfächer treten,
wenn
a) die mündliche Prüfung in dem dem Nebenfach entsprechenden
Fach mindestens 30 Minuten gedauert hat,
b) die Teilnote, die auf diesen Teil der anzurechnenden
Prüfung entfällt, aus den Unterlagen klar erkennbar ist,
c) die Prüfung, zu der diese Teilprüfung zählte, insgesamt
bestanden worden ist und
d) die anzurechnende Teilprüfung mindestens mit der Note
"befriedigend" bestanden worden ist.
Der Antrag auf Anerkennung eines Teils einer früheren Prüfung
für eins der Nebenfächer muß mit dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung
gestellt werden. Ober die Anrechenbarkeit entscheidet der Prüfungs¬
ausschuß.
Die in der anerkannten Teilprüfung erzielte Note wird als Note
der mündlichen Prüfung in dem ersetzten Nebenfach übernommen.
§ 16
Endnote in den fremdsprachlichen Fächern
Die Endnote in den fremdsprachlichen Fächern wird entsprechend § 5
den Noten der Klausur und der mündlichen Prüfung ermittelt, wobei
die Noten im Verhältnis 1 : 2 gewichtet werden.
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8 17
Kndnnta im Hauptfach
NACh Almclilun der mündlichen Prllfun'j wird vom Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses die Endnote im Hauptfach entsprechend
§ S festgeaetzt. Dabei ist die Noto der Hausarbeit zweifach
und dlo der mündlichen Prüfung, im Falle der fremdsprachlichen
Fächer die Note gemäß § 16, einfach zu werten. § 18 Absatz 2
Satz 2 gilt entsprechend.
§ 18
Gesamtnote
(1) Der Prüfungsausschuß legt aufgrund der Bewertungen
der Leistungen im Hauptfach (§ 17) und in den Neben¬
fächern (§14 Abs. 5) die Gesamtnote fest. Dabei
werden die Note des Hauptfachs und die Noten der
Nebenfächer im Verhältnis 4:1:1 gewichtet.
(2) Die Prüfung ist "mit Auszeichnung" bestanden, wenn alle
Prüfungsleistungen mit der Note "sehr gut" bewertet
worden sind. Die Prüfung ist "nicht bestanden", wenn die
Bewertung der Leistung einer Teilprüfung nicht mindestens
"ausreichend" ist.
§ 19 ,
Prüfungsurkunde
(1) über die bestandene Prüfung erhält der Kandidat eine
vom Dekan ausgefertigte Urkunde, die die Gesamtnote
sowie die Noten im Hauptfach und in den Nebenfächern
enthält.
(2) Mit der Aushändigung der Urkunde erhält der Kandidat
das Recht, den akademischen Grad des Magister artium
zu führen.
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§ 20
Wiederholung der Prüfung
(1) Hat der Kandidat in einem der beiden Nebenfächer
keine ausreichenden Leistungen erzielt, so kann er
in einer vom PrüfungsausschußfestzusetzendenFrist
die Prüfung in diesem Fach wiederholen.
Besteht der Kandidat diese Prüfung nicht oder legt er
sie nicht innerhalb der gesetzten Frist ab, so ist die
gesamte Prüfung nicht bestanden.
(2) Die insgesamt nicht bestandene Prüfung kann nur einmal wie¬
derholt werden. Ein erneuter Antrag auf Zulassung ist erst
nach einem halben Jahr möglich.
Der Prüfungsausschußentscheidet darüber, ob die bei der
ersten Prüfung eingereichte Hausarbeit bei der Wieder¬
holungsprüfunganerkannt wird.
§ 21
Unterbrechung der Prüfung
(1) Der Kandidat kann aus wichtigem Grunde mit Einwilligung
des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses die Prüfung
unterbrechen. Die bis dahin erbrachten Prüfungsergebnisse
werden angerechnet, wenn die Prüfung innerhalb eines Jahres
nach Einwilligung des Vorsitzenden in die Unterbrechung abge¬
schlossen wird.
(2) Unterbricht der Kandidat die Prüfung ohne Einwilligung
des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, so ist die
Prüfung nicht bestanden.
§ 22
Änderungen von Prüfungsentscheidungenund Ungültigkeit der Prüfung
(1) Entscheidungen über Prüfungsleistungen sowie Uber das
Prüfungsergebnis können abgeändert werden, wenn nach-
träglich bekannt wird, daß der Kandidat vorsätzlich
falsche Vorstellungen über Umstände erweckt oder
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«i««>jormt«i h*i, d|p da» Jirgntinl» dor Prüfung liooln-
ftu*«»n knf»M»ll.
(9) V°r l'rilfufi'fB<iuanchun kann dto Prüfung fUr ungültig
erklären, wonn nnch dor Auiihllndlgung der Urkuncb fest-
«jcntollt wird, daß sich der Kandidat bei den Prüfungs-
lolutungen einer Täuschung schuldig gemacht oder die
Zulassung zur Prüfung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt
hat.
(3) Entscheidungen trifft der Prüfungsausschuß nach Anhörung
des Kandidaten.
(4) Eine Entscheidung nach Absatz 1 und 2 ist nach einer
Frist von fünf Jahren ab dein Datum des Prüfungszeugnisses
ausgeschlossen.
§ 23
Entziehung des akademischen Grades
Für die Entziehung des aufgrund dieser Ordnung verliehenen
Grades gelten die Bestimmungen des Gesetzes Uber die Führung
akademischer Grade vom 7,6.1937 (RGBl I S. 985) und die dazu
ergangenen Vorschriften.
§ 24
Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt nach der Genehmigung durch den
Minister für Wissenschaft und Forschung am Tage nach der
Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der Gesamt¬
hochschule Paderborn in Kraft.
Anlage
Nebenfächer:
Außer den auf S. 2 ( § 4 (1) b) genannten Nebenfächern
können gewählt werden:
Musikwissenschaft
fGESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
i
Studienordnung für den Studiengang
des Magister artium im Fachbereich
Sprach- und Literaturwissenschaften
Jahrgang 1979 27.2.1979 Nr. 7
Der Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes NW
hat mit Erlaß vom 18. 12. 1978 - Gesch.Z. I A 3 - 8124.47
IV B 4 - 8035/110 - die vom Fachbereichsrat des Fachbe¬
reichs Sprach- und Literaturwissenschaften beschlossene
welcher der Gründungssenat der Gesamthochschule Paderborn
zugestimmt hat, genehmigt.
Die Studienordnung wird hiermit gemäß § 47 I VGrundO
veröffentlicht.
Paderborn, 27. Februar 1979
Studienordnung für den Studiengang
des Magister artium im Fachbereich
Sprach- und Literaturwissenschaften
Der Gründungsrektor
(Prof. Dr. F. Buttler)
€
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1Magister Artium
Entwurf einer Studienordnung
1. Geltungsbereich
Die Studienordnung regelt den Verlauf eines Studiums im Fachbereich 3
mit dem Ziel des Hochschulabschlusses des Magister artium (Studien¬
richtungen Allgemeine Literaturwissenschaft, Anglistik, Germanistik,
Romanistik). Das Studium von Nebenfächern, die nicht dem Fachbereich
drei angehören, wird durch Magisterstudienordnungen der jeweiligen
Fachbereiche geregelt. Anforderungen und Durchführung der Prüfung
regelt die Ordnung für die akademische Abschlußprüfung Magister artium
des Fachbereichs Sprach- und Literaturwissenschaften der Gesamthoch¬
schule Paderborn vom
2. Zugangsvoraussetzungen
Zugangsvoraussetzung für den Magisterstudiengang im Fachbereich 3 ist
die Hochschulreife oder ein gleichwertiges Zeugnis.
3. Studienvoraussetzungen
Es wird dringend empfohlen, ein Praktikum im Bereich eines erwogenen
Berufsfeldes zu absolvieren.
Für das Magisterexamen (soweit es einen romanistischen oder mediävisti¬
schen Schwerpunkt enthält) wird das kleine Latinum oder der Nachweis
gleichwertiger Kenntnisse vorausgesetzt. An der Gesamthochschule
Paderborn besteht Gelegenheit, fehlende Lateinkenntnisse nachzuholen.
Je nach den gewählten Kombinationen benötigen Romanisten Kenntnisse
in mehreren romanischen Sprachen. Diese können an der Gesamthochschule
Paderborn erworben werden.
4. Studiendauer
Die Studienzeit beträgt in der Rajel für das Hauptfach und die beiden
Nebenfächer 8 Semester.
5. Studienziele
Der Grad des Magister Artium soll zu einer Reihe von Berufen im Bereich
des Bildungswesens und des kulturellen Lebens befähigen. Er bilde*- rin
alternatives Angebot zu den Lehramtsstudiengängen. Das Hauptfach wird
wesentlich intensiver studiert, als dies innerhalb eines Lehramtsstu¬
diums möglich wäre; entsprechend höher sind die fachwissenschaftlichen
Anforderungen (der Magisterarbeit kommt im Rahmen der Prüfung besonde¬
res Gewicht zu). Die Wahlmöglichkeit der Studierenden ist relativ groß
Sie umfaßt auch Veranstaltungen anderer Fächer, die mit den Prüfungs¬
fächern in enger Beziehung stehen. Die Wahrnehmung derartiger fach¬
verwandter, aber im Fach selbst nicht abgedeckter Lehrangebote wird
dringend empfohlen, um übermäßiger Spezialisierung entgegenzuwirken
und eine breite Ausbildung zu gewährleisten. Unter die zu empfehlenden
Veranstaltungen zählen z.B. solche in den anderen Sprach- bzw. Lite¬
raturwissenschaften, Geschichte, Soziologie, Psychologie, Philosophie,
Theologie, Kunstwissenschaft und Musikwissenschaft. Die Intensivierung
des Studiums nach Schwerpunkten hat jedoch Vorrang vor der Ableistung
eines breitgefächerten Veranstaltungsprogramms.
6. Studienverlauf und -inhalte
Das Grundstudium ermöglicht eine breite Grundausbildung; im Bereich
des Hauptstudiums sollen dann verstärkt Schwerpunkte gesetzt werden.
Es wird davon abgesehen, eine nachweislich zu belegende Anzahl von
SWS über den jeweiligen Pflichtanteil festzulegen.
Arten von Leistungsnachweisen
Die erfolgreiche Teilnahme an einem Pro- oder Hauptseminar wird durch
Leistungsnachweise bescheinigt. Der Erfolg bemißt sich insbesondere
nach der Leistung, die in einem Referat oder einer Hausarbeit - bei
Proseminaren in einem Referat, einer Hausarbeit, einer Klausur oder
einem Fachgespräch - im Zusammenhang mit der jeweiligen Veranstaltung "
erbracht wird. Zu Beginn einer Lehrveranstaltung setzt der Lehrende
fest, in welcher der genannten Formen ein Leistungsnachweis erworben
werden kann.
6.1 Germanistik
Als Haupt- und Nebenfächer können studiert werden: Germanistische
Sprachwissenschaft, Ältere deutsche Literaturwissenschaft, Neuere
deutsche Literaturwissenschaft.
(
36.1.1 Hauptfach
6.1.1.1 Grundstudium
Das Grundstudium umfaßt in der Regel drei Semester. Innerhalb des
Grundstudiums müssen folgende Veranstaltungen absolviert werden;
- Einführungskomplex Sprachwissenschaft (6 SWS): entweder eine 2-
stündige "Einführung in die Sprachwissenschaft" und zwei Proseminare
(4 SWS) oder eine 4-stündige "Einführung in die Sprachwissenschaft"
und ein Proseminar (2 SWS)
- Einführungskomplex Literaturwissenschaft (6 SWS) : entweder eine 2-
stündige "Einführung in die Literaturwissenschaft" und zwei Prose¬
minare (4 SWS) oder eine 4-stündige "Einführung in die Literatur¬
wissenschaft" und ein Proseminar (2 SWS)
- Einführungskomplex Fachdidaktik (4 SWS) : eine 2-stündige "Einführung
in die Fachdidaktik" (2 SWS) und ein Proseminar (2 SWS)
- ein Proseminar im Bereich Ältere Deutsche Sprache und Literatur
(2 SWS)
- bei Hauptfach "Ältere deutsche Literaturwissenschaft" zwei Pro¬
seminare
Im Grundstudium sind folgende Erfolgsnachweise zu erbringen:
- je ein Nachweis der ordnungsgemäßen Teilnahme an den Einführungen
in die Sprachwissenschaft, Literaturwissenschaft und Fachdidaktik;
- je ein Leistungsnachweis aus einem Proseminar in Sprachwissenschaft,
Literaturwissenschaft, Fachdidaktik, Ältere deutsche Sprache oder
Literatur (bei Hauptfach "Ältere deutsche Literaturwissenschaft" je
ein Leistungsnachweis aus einem Proseminar Ältere deutsche Sprache
und einem Proseminar Ältere deutsche Literatur).
Die Teilnahme an einer Einführungsveranstaltung ist ordnungsgemäß, wem,
der Studierende regelmäßig teilnimmt und die geforderten Übungsaufgaben
erfolgreich bearbeitet.
6.1.1.2 Hauptstudium
Das Hauptstudium schließt ohne förmliche Zwischenprüfung an das Grund¬
studium an.
Im Hauptstudium sind drei Leistungsnachweise zu erbringen, die in
Hauptseminaren erworben werden.
#
46.1.2 Nebenfach
6.1.2.1 Grundstudium
Das Grundstudium entspricht dem des Hauptfachs (vgl. 6.1.1.1)
6.1.2.2 Hauptstudi um
Wie 6.1.1.2 Im Hauptstudium sind zwei Leistungsnachweise zu erbringen.
6.1.3 Studieninhalte
Germanistische Sprachwissenschaft: Allgemeine Theorien, Beschreibung
von Sprache: Modelle, Methoden, Beschreibungsaspekte; Anwendungsbe¬
reiche; Sprachgeschichte, -entwicklung: regionale, soziale, funktionale
Erscheinungen.
Ältere deutsche Literaturwissenschaft: Geschichte der älteren Literatui
(althochdeutsch, mittelhochdeutsch, frühneuhochdeutsch); Textphilologic
Hermeneutik historischer Texte; Soziologie ma. Literatur, Literatur¬
theorie im Mittelalter; Rezeption; Sprächgeschichte.
Neue deutsche Literaturwissenschaft: Literaturgeschichte (vor 1750;
1750-1830; 1830-1900; 1900-1945; nach 1945); Literaturtheorie; litera¬
turwissenschaftliche Methoden; Interpretationsverfahren; Vermittlungs¬
formen von Texten; Textproduktion und Textrezeption.
6. 2 Anglistik
Als Haupt- und Nebenfächer können studiert werden: Englische Sprach-'
Wissenschaft, Anglistische Literaturwissenschaft, Amerikanistische
Literaturwissenschaft.
6.2.1 Hauptfach
6.2.1.1 Grundstudium
- Einführung in die Englische Sprachwissenschaft 2 SWS
- Einführung in die Literaturwissenschaft/Literaturgeschichte 2 SWS
- Einführung in die Fachdidaktik 2 SWS
- Proseminar Englische Sprachwissenschaft 2 SWS
- Proseminar Literaturwissenschaft/Literaturgeschichte 2 SWS
- Proseminare Fachdidaktik oder Literatur- bzw. Sprachwissen¬
schaft 2 SWS
•
5- CL-Course (Elementary)
- CL-Course (Intermediate)
4 SWS
4 SWS
- Phonetik und Phonologie 3 SWS
Für die Einführungen ist der Nachweis der ordnungsgemäßen Teilnahme zu
erbringen, für alle anderen Veranstaltungen muß ein Leistungsnachweis
erbracht werden.
Die Teilnahme an einer Einführungsveranstaltung ist ordnungsgemäß,
wenn der Studierende regelmäßig teilnimmt und die geforderten Übungs¬
aufgaben erfolgreich bearbeitet.
6.2.1.2 Hauptstudium
- CL-Course (Advanced) 4 SWS
- CL-Course (Advanced) 2 SWS
- drei Hauptseminare (darunter je ein Hauptseminar aus dem
Bereich der älteren und der neueren Literatur, bzw. dem
Bereich der Sprachgeschichte und der modernen Sprach¬
wissenschaft) 6 SWS
6.2.2 Nebenfach
6.2.2.1 Grundstudium
Das Grundstudium entspricht dem des Hauptfachs (vgl. 6.2.1.1).
Werden 2 Fächer aus der Gruppe der in 6.2. genannten Fächer studiert,
reduziert sich das Grundstudium in diesem 2. Fach auf 2 Proseminare
in Literaturwissenschaft und/oder Sprachwissenschaft.
6.2.2.2 Hauptstudium
- CL-Course (Advanced) 4 SWS
- 1 Hauptseminar 2 SWS
Der Besuch des CLC erübrigt sich, wenn auch ein angl. Hauptfach gewählt
wurde.
66.2.3 Studieninhalte
Englische Sprachwissenschaft: Allgemeine Theorien, Beschreibung von
Sprache (Modelle, Methoden und Ebenen), Anwendungsbereiche und inter¬
disziplinäre Beschreibungsaspekte, Sprachgeschichte und -entwicklung,
regionale, soziale und funktionale Erscheinungsformen.
■ Anglistische Literaturwissenschaft: Geschichte der englischen Literatur
von den Anfängen bis zur Gegenwart; erkenntnistheorotische Grundlagen,
allgemeine Literaturtheorien, literaturwissenschaftliche Methoden und
Interpretationsverfahren, Rezeption und Vermittlung, Sprachgeschichte.
Amerikanistische Literaturwissenschaft: Geschichte der amerikanischen
Literatur von den Anfängen bis zur Gegenwart; weitere Ausbildungsgegen¬
stände wie unter 'Anglistische Literaturwissenschaft'
I
S.3 Romani s t i k
Aus dem Bereich der Romanistik können als Haupt- oder als Nebenfach
gewählt werden: romanistische Sprachwissenschaft, romanistische
Literaturwissenschaft.
Allgemein bezieht sich der Terminus 'romanistisch' auf die Gesamt¬
heit der romanischen Sprachen bzw. Literaturen. Bei der Bezeichnung
der Prüfungsfächer und Studiengobiete in der vorliegenden Studien¬
ordnung wie auch in der entsprechenden Prüfungsordnung liegt folgender
eingeschränkter Gebrauch des Wortes zugrunde:
- "Romanistische Sprachwissenschaft" als Hauptfach meint die Sprach¬
wissenschaft der gesamten Romania mit Schwerpunktbildung im Bereich
zweier vom Kandidaten zu benennender Sprachen;
- "Romanistische Sprachwissenschaft" als Nebenfach meint die Sprach¬
wissenschaft der gesamten Romania mit Schwerpunktbildung im Bereich
einer vom Kandidaten zu benennenden Sprache;
- "Romanistische Literaturwissenschaft" als Hauptfach meint die Wissen
schaft von mehr als einer der romanischen Literaturen; der Bereich
einer nationalsprachlichen Literatur kann dabei den Schwerpunkt
bilden;
- "Romanistische Literaturwissenschaft" als Nebenfach meint die Wissen
schaft von der Literatur in einer der romanischen Sprachen.
6.3.1 Hauptfach
6.3.1.1 Grundstudium
Das Grundstudium umfaßt in der Regel drei Semester. Im Laufe des
Grundstudiums sind Nachweise über die erfolgreiche Teilnahme an
folgenden Veranstaltungen zu erbringen:
- je eine Einführungsveranstaltung zur romanistischen Sprach- und
Literaturwissenschaft (je 2 SWS);
- je ein Proseminar in romanistischer Sprachwissenschaft, Literatur¬
wissenschaft und Fachdidaktik (je 2 SWS);
- eine Übung zur deutsch-französischen oder deutsch-italienischen
oder deutsch-spanischen Ubersetzung (2 SWS);
- eine Übung zur Interpretation (explication de textes (2 SWS));
- weitere sprachpraktische Lehrveranstaltungen im Umfang von 2 SWS,
die frei auszuwählen sind aus den angebotenen Übungen folgender
Typen: Phonetik, französisch-deutsche Ubersetzung, Grammatik und
Stil,.Konversation, Interpretation, Textbildung.
t
6.3.1.2 Hauptstudium
- drei Hauptseminare (je 2 SWS);
- sprachpraktische: Übungen für Fortgeschrittene im Umfang von sechs
Semesterwochenstunden.
6.3.2 Nebenfach
6.3.2.1 Grundstudium
Das Grundstudium entspricht dem des Hauptfachs (vgl. 6.3.1.1).
Werden 2 Fächer aus der Gruppe der in 6.3 genannten Fächern studiert,
reduziert sich das Grundstudium in diesem zweiten Fach auf:
- ein Proseminar aus dem Nebenfach (2 SWS) ;
- ein Proseminar aus dem Bereich der mittelalterlichen romanischen
Sprachen und Literaturen (2 SWS) ;
- zwei SWS an sprachpraktischen Wahlpflichtübungen im Nebenfach.
Die aufgrund der Fächerwahl erforderlich werdenden Kurse in weiteren
romanischen Sprachen (vgl. § 3) sind in diesem Falle verbindlicher
Bestandteil des Grundstudiums; sie umfassen in der Regel 4 SWS. Der
entsprechende Leistungsstand muß spätestens bei der Meldung zur Prüfu
nachgewiesen werden.
96.3.2.2. Hauptstudium
Bei einem romanistischen Nebenfach umfaßt das Hauptstudium mindestens
die erfolgreiche Teilnahme an:
- einem Hauptseminar aus diesem Nebenfach (2 SWS);
- sprachpraktischen Übungen für Fortgeschrittene im Umfang von 4 SWS.
6.3.3. Studieninhalte
RomanistischeSprachwissenschaft : (Eine romanische Sprache nach
Wahl bildet den ersten Schwerpunkt, eine weitere den zweiten.) Allgemeine
Theorien, Beschreibung von Sprache: Modelle, Methoden, Beschreibungsaspekte;
Anwendungsbereiche; Sprachgebiete und Entwicklung: regionale, soziale und
funktionale Erscheinungsformen.
RomanistiseheLiteraturwissenschaft : (Eine romanische National 1iteratur
nach Wahl bildet den ersten Schwerpunkt, eine weitere den zweiten.)
Geschichte der betreffenden Nationalliteratur von den Anfängen bis zur
Gegenwart; Literaturtheorie, literaturwissenschaftliche Methoden und Inter¬
pretationsverfahren; Rezeptionsforschung.
4
6.4 Allgemeine Literaturwissenschaft
Die Bestimmungen dieses Faches werden in ca. 3-4 Monaten nachge¬
reicht; die Vertretung des Faches ist erst seit November 1977
gegeben.
0
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7. Vermittlungsformen
7.1. Übungen
Sie dienen der praktischen Erarbeitung vor allem fundamentaler Arbeits¬
techniken des Faches sowie dem Erwerb fremdsprachlicher Kompetenz. Die
Form der Übung ist durch praktische Arbeitsaufgaben gekennzeichnet.
7.2. Proseminare
Sie dienen der Einführung in selbständiges wissenschaftliches Arbeiten.
Der Arbeitsstil ist gekennzeichnet durch Referat mit Thesenvorlage
und Diskussion.
7.3. Hauptseminare
Sie dienen der Behandlung begrenzter wissenschaftlicher Aufgaben und
setzen die Fähigkeit zu selbständigem wissenschaftlichen Arbeiten
voraus. Der Arbeitsstil ist gekennzeichnet durch Referat mit Thesen¬
vorlage und Diskussion. Das Hauptseminar kann auch in Verbindung mit
einem Projektstudium stehen.
7.4. Kolloquien
Sie dienen der Behandlung von Forschungsproblemen.
7.5. Vorlesungen
Sie dienen der Einführung in einen größeren Gegenstands- oder Problem¬
bereich sowie umfassender Orientierung. In ihnen sollen Zusammenhänge
zwischen den in Übungen, Proseminaren und Hauptseminaren erarbeiteten
Spezialbereichen hergestellt werden. Sie sollen Rückfragen und die
kritische Diskussion des Dargebotenen ermöglichen und durch andere
Veranstaltungen (z.B. Diskussionsgruppen, Übungen, Proseminare, Haupt¬
seminare, Tutorien) ergänzt werden.
7.6. Tutorien
Sie beziehen sich in der Regel auf die im Studienplan vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und vertiefen den dargebotenen Stoff.
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7.7 Pro jektstudien
Sie dienen der gemeinsamen Erarbeitung eines zentralen Problemkomplexe:
aus der Perspektive verschiedener Fächer oder Fachbereiche und sind
in besonderem Maße tätigkeitsfeldbezogen. Sie können sich über mehrere
Semester erstrecken.
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8. Prüfung
Die Magisterprüfung kann ablegen, wer ein ordnungsgemäßes
Studium von in der Regel 8 Fachsemestern nachweist. Die
Zulassung zum Examen und die Erteilung des Themas für die
schriftliche Arbeit können frühestens nach dem 7. Fach¬
semester erfolgen. In diesem Falle ist das achte Studien¬
semester vor Beginn der mündlichen Prüfung abzuschließen.
8.1. Meldung zur Prüfung
Bei der Meldung zur Magisterprüfung sind beizubringen:
- Der Nachweis eines erfolgreich abgeschlossenen Grundstudiums;
- Der Nachweis eines ordnungsgemäß durchgeführten Studiums;
- Die in der Studienordnung vorgesehenen Leistungsnachweise
aus dem Hauptstudium.
8.2. Prüfungsleistungen
Die Abschlußprüfung besteht aus einer Hausarbeit (Frist: 6
Monate), in den fremdsprachlichen Fächern zusätzlich aus einer
4-stündigen Klausur in der Fremdsprache, und den mündlichen
Prüfungen (Hauptfach: 60 Minuten, Nebenfächer jeweils 30 Minuten
8.3. Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen
Leistungsnachweise, die im Rahmen anderer Studiengänge bereits
erbracht sind, können angerechnet werden, sofern sie den in der
Studienordnung geforderten Leistungsnachweisen entsprechen.
Hat der Kandidat sein Studium bereits durch ein Examen abge¬
schlossen, so kann ein Teil dieses früheren Examens an die
Stelle der mündlichen Prüfung in einem der Nebenfächer treten,
wenn
- die mündliche Prüfung in dem dem Nebenfach entsprechenden
Fach mindestens 30 Minuten gedauert hat,
- die Teilnote, die auf diesen Teil der anzurechnenden Prüfung
entfällt, aus den Unterlagen klar erkennbar ist,
- die Prüfung, zu der diese Teilprüfung zählte, insgesamt be¬
standen worden ist und
- die anzurechnende Teilprüfung mindestens mit der Note "befrie¬
digend" bestanden worden ist.
Uber die Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen ent¬
scheidet der Prüf-ingsausschuß.
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9. Möglichkeiten des Studiengangwechsels
Unter der Voraussetzung, daß ein Wechsel in den Lehramtsstudiengang
von der ZVS genehmigt wird, ist der Übergang jederzeit möglich und wird
durch die Integration der verschiedenen Studiengänge erleichtert. In
diesem Fall sind die für den neu gewählten Studiengang erforderlichen
Leistungsnachweise nach Maßgabe der entsprechenden Studienordnung zu
erbringen. Zu beachten ist, daß der Magisterstudiengang zumeist Fächer¬
kombinationen aufweist, die nicht denen der Lehramtsstudiengängeentsprechen.
10. Studienberatung
Für die studiengangsspezifischeBeratung stehen die Lehrenden der Fächer
in regelmäßigen Sprechstunden zur Verfügung. Allen Studenten wird dringend
empfohlen, zu Beginn des Studiums und von Zeit zu Zeit diese Studienberatung
aufzusuchen. Für die Studienberatun.g stehen auch die Vertreter der Studenten¬
schaft zur Verfügung. Fächerübergreifende Studienberatungen und Berufsbe¬
ratungen werden von der Zentralen Studienberatung der Gesamthochschule Pader¬
born durchgeführt.
11. Inkrafttreten
Diese Studienordnung tritt nach dem Tage der Veröffentlichung in den Amt¬
lichen Mitteilungen der Gesamthochschule Paderborn in Kraft.
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
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Änderung der vorläufigen Prüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Elektrotechnik an der
Gesamthochschule Paderborn
Jahrgang 1979 22.2.1979 Nr.8
Durch Erlaß des Ministers für Wissenschaft und Forschung vom
2. März 1979 - I A 3-8124.11 wurde die
Vorläufige Prüfungsordnung für den integrierten Stu¬
diengang Elektrotechnik an der Gesamthochschule Pa¬
derborn,
veröffentlicht in den "Amtlichen Mitteilungen" Nr. 6 des
Jahrgangs 1977, wie folgt geändert:
In der Anlage I Buchstabe c Prüfungsfach "Nichtli¬
neare Elektrotechnik" ist in der Spalte "Nachweis
über die bestandene Fachprüfung in" das Fach Physik
ersatzlos zu streichen.
Gleichzeitig verlängerte der Minister für Wissenschaft und
Forschung die Vorläufige Genehmigung dieser Prüfungsordnung
bis zum Ende des Wintersemesters 1979/80.
.GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
GE8AMTHOCI+SC
PADERBORtv
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Feuerlöschordnung (Brandschutzordnung) für
die Gebäude der Gesamthochschule Paderborn
in Paderborn
Jahrgang 1979 23.3.1979 Nr.9
Feuerlöschordnung
(Brandschutzordnung)
für die
Gebäude der Gesamthochschule Paderborn in Paderborn
A. Allgemeine Vorschriften
§ 1 - Zweck
Die Feuerlöschordnung informiert über Brandmeldung, Brandbekämp¬
fung und betriebliche Brandverhütung mit dem Ziel, Personen- und
Sachschäden im Brandfalle möglichst gering zu halten.
§ 2 - Geltungsbereich
(1) Die Feuerlöschordnung gilt in allen Gebäuden und auf dem Ge¬
lände der Gesamthochschule Paderborn in Paderborn.
(2) Die Feuerlöschordnung gilt für alle Angehörigen der Gesamt¬
hochschule und für die an ihr Tätigen, die sich dort nicht nur
vorübergehend aufhalten.
B. Verhalten bei Ausbruch eines Brandes (Alarmierunq)
§ 3 - Vorschriften für den Brandfall
(1) Jeder Angehörige der Gesamthochschule ist, soweit zumutbar,
verpflichtet, sich an Maßnahmen der Brandbekämpfung sowie an an¬
deren Arbeiten, die der Rettung von Menschenleben dienen, zu be¬
teiligen.
(2) Wer den Ausbruch eines Brandes bemerkt, hat unverzüglich
Löschmaßnahmen durchzuführen. Bestehen Zweifel darüber, ob er
den Brand selbst löschen kann, ist sofort die Feuerwehr durch Be¬
tätigen der Brandmeldeeinrichtung (roter Feuermelder) bzw. über
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Hausruf 22 22 und die TVZ (24 75 und 24 65) zu alarmieren und
Hausalarm zu geben. Der Kanzler - bei Abwesenheit sein ständiger
Vertreter - und der Sicherheitsingenieur sind sofort zu benach¬
richtigen.
(3) Die Leitung an der Brandstelle hat zunächst der Sicherheits¬
ingenieur oder sein Vertreter. Nach Eintreffen der Feuerwehr über¬
nimmt diese die Leitung der Brandbekämpfung. Die Anordnungen der
mit der Leitung der Brandbekämpfung betrauten Personen sind zu
befolgen. Sie können die in § 2 (2) benannten Personen zur Hilfe¬
leistung heranziehen.
(4) Zugänge und Zufahrten zum Brandobjekt sind für die Feuerwehr
freizuhalten. Das gilt auch für die durch Hinweisschilder gekenn¬
zeichneten Zufahrtswege für Löschfahrzeuge. Unbefugte sind von der
Brandstelle fernzuhalten.
(5) Die Fernsprechvermittlung ist betriebsfähig besetzt zu halten,
sofern sie nicht unmittelbar durch den Brand bedroht wird.
(6) Notwendige Rettungsaktionen sind einzuleiten, bevor mit der
Brandbekämpfung begonnen wird. Menschenrettung geht in jedem Fall
der Bergung von Sachgütern vor. Rettungs- und Brandbekämpfungsmaß¬
nahmen dürfen durch die Bergung von Sachgütern nicht behindert
werden.
(7) Bei Bränden sind sofort die durch den Brand gefährdeten Räume
von allen bei der Brandbekämpfung oder Rettung nicht beteiligten
Personen zu verlassen (vorhandene Aufzüge sind nicht zu benutzen).
Notfalls sind die Fluchtbalkone zu benutzen. Sofern das Signal zum
Verlassen eines Gebäudes (Klingeln bzw. Sirenenton) nicht automa¬
tisch ausgelöst wird, wird es in Übereinstimmung mit dem Leiter
der Löschmaßnahmen bzw. der Feuerwehr ausgelöst.
(8) Die in § 2 Abs. 2 genannten Personen haben sich auf den für
die einzelnen Gebäude festgelegten Alarmsammelplätzen zu versammeln.
§ 4 - Abschalten oder Absperren von Leitungen
(1) Schaltungen an elektrischen Anlagen dürfen nur von Fachkräften
vorgenommen werden.
(2) Die elektrische Beleuchtung soll nur im dringenden Notfall ab¬
geschaltet werden.
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(3) Elektrisch betriebene Einrichtungen (z. B. Aufzugsanlagen)
sind vor Löscharbeiten möglichst außer Betrieb zu setzen.
(4) Versorgungsleitungen für explosionsgefährliche, brennbare,
giftige, gesundheitsschädliche und ätzende Gase oder Flüssig¬
keiten sind in allen vom Brand betroffenen oder bedrohten Be¬
reichen sofort zu schließen.
(5) Bei Bränden in Speziallaboratorien oder Experimentalräumen
ist sofort der verantwortliche Laborleiter, Versuchsleiter und
bei Bränden in Laboratorien, in denen mit radioaktiven Stoffen
gearbeitet wird, darüber hinaus der für den Strahlenschutz Ver¬
antwortliche zu benachrichtigen.
(6) Wasserleitungen sind erst dann abzustellen, wenn im Inneren
der Gebäude keine Löscharbeiten mehr möglich sind.
§ 5 - Sonstige Maßnahmen
(1) Die rauchdichten Türen der Schleusenbereiche zwischen Flur und
Treppenhaus sind geschlossen zu halten. Alle übrigen Türen und
Fenster sind geschlossen zu halten, damit Zugluft vermieden wird.
Sie sind nur zu öffnen, wenn durch die Qualmentwicklung Menschen
in Gefahr geraten.
(2) In Büroräumen, in deren Nähe es brennt, ist das Wegschaffen,
wie z. B. der Handvorschußkasse und des wichtigsten Aktenmaterials
(insbesondere Personalakten und Abrechnungsunterlagen), unverzüg¬
lich vorzubereiten. Das gleiche gilt für sonstiges wichtiges Akten¬
material sowie für Geräte. Die Bergung von Menschen und Brandbe¬
kämpfungsmaßnahmen gehen jedoch vor.
(3) Sämtliche Fluchtwege (Türen, Notausgänge) sind ständig freizu¬
halten.
C. Brandverhütung
§ 6 - Pflichten der Angehörigen der Gesamthochschule
(1) Alle Angehörigen sind verpflichtet, durch größte Vorsicht zur
Verhütung von Bränden beizutragen. Insbesondere ist es verboten.
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- Rauchverbotsschilder zu mißachten,
- in Dach-, Speicher-, elektrischen Betriebsräumen, Technik¬
schächten, Medienkanälen und Lagerräumen für Chemiekalien,
brennbare Flüssigkeiten, Druckgase, feuergefährliche Stoffe
u. ä., mit offenem Licht umzugehen oder zu rauchen,
- brennbare, giftige oder ätzende Stoffe sowie Druckgase in
Fluren, Treppenhäusern und Fluchtwegen zu lagern,
- die durch Verordnungen und Richtlinien festgelegten Lager¬
mengen an gefährlichen Arbeitsstoffen zu überschreiten oder
ihre Aufbewahrung in unzulässigen Räumen vorzunehmen,
- Streichhölzer und glimmende Tabakreste aus dem Fenster oder
in Papierkörbe zu werfen, sowie Aschenbecher in Papierkörbe
zu entleeren und
- leicht siedende, brennbare Flüssigkeiten oder Druckgasflaschen
in unmittelbarer Nähe von Wärmequellen zu lagern,
- Schäden an Schaltern, Steckdosen, Steckern, Anschlußkabeln,
Beleuchtungseinrichtungen und Geräten selbst zu beheben.
(2) Dienstlich zugelassene Koch- und Heizgeräte sind so auf einer
feuerfesten Unterlage aufzustellen, daß durch Wärmeübertragung kein
Brand entstehen kann. Bei Nichtgebrauch, spätestens jedoch bei Ver¬
lassen des Dienstzimmers, sind die Geräte vom Netz zu trennen.
(3) Es wird dringend empfohlen, sich mit den Standorten der Feuer¬
löscheinrichtungen im eigenen Bereich vertraut zu machen.
D. Alarmplan für den Katastrophenfall
§ 7 - Katastrophenfall
(1) Wirkt auf die Dienstgebäude ein gefährliches Naturereignis,
ein Unglücksfall, eine Explosion oder ein ähnliches Ereignis
(z. B. Gefährdung durch von einem Notstand betroffenes Nachbar¬
grundstück) ein, so ist sofort die TVZ (Tel. 24 75 bzw. 25 65)
anzuwählen; sonst gelten die Vorschriften A. bis C. sinngemäß.
(2) Der Behördenselbstschutzleiter entscheidet über die einzu¬
leitenden Maßnahmen. Seinen Anordnungen ist Folge zu leisten.
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F. Bekanntgabe, Inkrafttreten
§ 10 - Bekanntgabe
(1) Diese Feuerlöschordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen
der Gesamthochschule Paderborn bekanntgemacht.
(2) Sie ist darüber hinaus allen Bediensteten gesondert bekannt¬
zugeben. Diese Bekanntgabe ist jährlich zu wiederholen und akten¬
kundig zu machen.
(3) Die Studenten sind bei der Immatrikulation bzw. Rückmeldung
zu informieren.
§ 11 - Inkrafttreten
Die Feuerlöschordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.
Paderborn, 06.03.1979 Gesamthochschule Paderborn
Der Kanzler
(Hintze)
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
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Benutzungsordnung für die im Hauptgebäude der
Gesamthochschule Paderborn in Paderborn vorhan¬
denen Garderobenschränke und Taschenschließfächer
Jahrgang 1979 4.4.1979
Benutzungsordnung
für die im Hauptgebäude der Gesamthochschule Paderborn
in Paderborn vorhandenen Garderobenschränke und Taschen¬
schließfächer
Mit den Garderobenschränken und Taschenschließfächern genügt die
Hochschule dem berechtigten Wunsch der Studentenschaft auf Schaf¬
fung diebstahlsicherer Aufbewahrungsmöglichkeiten für Garderobe,
Taschen und sonstiges Eigentum.
Da dieser Bestand eine Dauerbelegung bei dem zahlenmäßig hohen
Nutzerkreis nicht zuläßt, ist es im Interesse aller Nutzer erfor¬
derlich, eine zeitlich begrenzte Nutzungsdauer festzulegen und die
Einhaltung durch Kontrollen der Garderobenschränke und Taschen¬
schließfächer sicherzustellen.
Es wird daher die nachstehende Benutzungsordnung erlassen:
§ 1 Die Gesamthochschule stellt den Hochschulangehörigen und Be¬
suchern im Hauptgebäude Garderobenschränke unentgeltlich zur
Verfügung. Die Garderobenschränke sind nicht bestimmt für die
Aufbewahrung von Ausweisen, Geld, Papieren mit Geldwert oder
anderen Wertsachen.
§ 2 In den Garderobenschränken dürfen leicht verderbliche, übel¬
riechende, explosions-, feuer- und sonstige gefährliche Gegen¬
stände bzw. Stoffe nicht deponiert werden.
§ 3 Die Gesamthochschule bzw. das Land Nordrhein-Westfalen haften
nicht für die in den Schränken abgelegten Gegenstände.
§ 4 Die Schränke sind zu verschließen.
§ 5 Die Benutzungszeit beginnt morgens um 7.30 Uhr und endet je¬
weils täglich um 22.00 Uhr. Verschlossene Schränke können
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nach 22.00 Uhr von der Zentralen HochschulVerwaltung (De¬
zernat 1.1) geöffnet und ggf. geleert werden.
§ 6 Der entnommene Inhalt wird von der Zentralen Hochschulver¬
waltung aufbewahrt. Nach Ablauf von zwei Monaten werden nicht
abgeholte Gegenstände als Fundsachen behandelt. Nicht abge¬
holte Fundsachen können versteigert werden.
§ 7 Eine Öffnung kann auch bei Verdacht unbefugter Benutzung sowie
bei Verdacht der Ablage verderblicher oder gefährlicher Gegen¬
stände erfolgen.
§ 8 Wird der Schlüssel des geöffneten Garderobenschrankes nicht
innerhalb von zwei Monaten an die Zentrale Hochschulverwaltung
zurückgegeben, wird das Schloß des Garderobenschrankes auf
Kosten des Benutzers ausgewechselt.
§ 9 Die in Verwahrung genommenen Gegenstände werden gegen Vor¬
lage der im Garderobenschrank hinterlegten Entnahmemitteilung
herausgegeben. Bei Auswechseln des Schlosses gemäß § 8 oder
bei Verlust des Schlüssels erfolgt die Aushändigung der ver¬
wahrten Gegenstände nur nach Zahlung der dadurch entstehenden
Kosten.
Paderborn, 04.04.1979 GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
Der Kanzler
- 1.1 -
4u f^>
(Hintze)
Zusatzinformation: Bei Störungen bitte das Dezernat 1.1
(Telefon: 60 - 25 44) anrufen 1
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
Vorläufige Studienordnung für den Studiengang
Elektrotechnik mit Praxissemester mit der
Studienrichtung Elektrische Energietechnik an
der Abteilung Soest, Fachbereich 16, für die
Erprobungsphase
v
Jahrgang 1979 9.4.1979 Ni.11
1. Vorbemerkungen •
1.1 An der Gesamthochschule Paderborn wird neben dem
integrierten Studiengang Elektrotechnik im Fach¬
bereich 14 in Paderborn und den Fachhochschulstudien¬
gängen Elektrotechnik in den Fachbereichen 15 und 16
der Abteilungen Meschede und Soest im Fachbereich 16
der Abteilung Soest ein Fachhochschulstudiengang
Elektrotechnik, Studienrichtung Elektrische Energie¬
technik, mit einem Praxissemester angeboten.
1.2 Diese Studienordnung beschreibt die Einbindung des
Praxissemesters in den Studiengang Elektrotechnik sowie
die Durchführung des Praxissemesters. Diese Studien¬
ordnung ist damit in Verbindung mit der mit Erlaß IA 5 -
8114.4/110 vom 8. Närz 1978 genehmigten Studienordnung
für den Studiengang Elektrotechnik - Studienrichtung
Elektrische Energietechnik - eine Orientierungshilfe
für Studieremle und Lehrende bei der selbstverant-
uortlichan Planung und Durchführung des Studiengangs
Elektrotechnik mit einem Praxissemester.
1.3 Der Studiengang mit einem Praxissemester soll unmittel¬
bare Praxiserfahrung vermitteln. Er uird in Anlehnung
an den fachlich entsprechenden Fachhochschulstudiengang
El ei. trotechnik mit der Studienrichtung Elektrische
Energietechnik eingerichtet.
?. Ziel des Praxissemesters
2.1 Pra-< i3semaster dienen dem Ziel, Studenten auf der Grund¬
lage bereits erworbener Kenntnisse in das ingenieur-
mäOige Arbeiten einzuführen. Dies erfordert die möglichst
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#kontinuierliche Mitarbeit des Studenten an einem oder
wenigen Projekten; der Arbeitsanteil des Studenten
soll dabei von der Qualität her dem eines bereits aus¬
gebildeten Ingenieurs nahekommen.
2.2 Der Student soll herangeführt uerden an die Tätigkeit
des Ingenieurs durch konkrete Aufgabenstellung und
praktische Mitarbeit in verschiedenen betrieblichen
Bereichen: z.B. in Entwicklung, Projektierung,
Konstruktion, Arbeitsvorbereitung, Inbetriebnahme
und Montage, Fertigung, Qualitätskontrolle, Organisations-
EDV-Abteilungen, im Sicherheitsuesen usu.
Dabei soll erreicht uerden:
- Einblick in betriebliche Einzelaufgaben und ihren
übergeordneten sachlichen und organisatorischen
Zusammenhang
- Verständnis des Zusammenhangs von technischer Lösung/
Kostenminderung/Termineinhaltung
- Kennenlernen von Problemen der Mitarbeiterführung
und ihrer Lösung (Teamarbeit, Führungsprakti.en}
2.3 Unter besonderer Berücksichtigung des Studienganges
bzu. der Studienrichtung sollen vertiefte Kenntnisse
vermittelt uerden über
- Entwicklung
- Herstellung
- Betrieb
3. Aufnahme des Praxissemesters in den Studiengang
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#GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
UorlTufi^e Studienordnung
für den Studiengang Elektrotechnik
mit Praxissemester
mit der Studienrichtung
ELEKTRISCHE ENERGIETECHNIK
jn der Abteilung Soest, Fachbereich 16
Für die Erprobungsphase
INHALT
1. Vorbemerkungen
2. Ziel des Praxissemesters
3. Aufnahme des Praxissemesters in den Studiengang
4. Durchführung des Praxissemesters
5. Beurteilung des Erfolgs
6. Schlußbestimmung
Anlg.: 1.1 : Studienverlaufsplan
3.1 Zugangsherechtigt sind Studenten des Fachhhochschul-
studienganges Elektrotechnik mit der Studienrichtung
Elektrische F.nergietechnik frühestens nach dem h. Stu¬
diensemester, sofern sie ein ordnungsgemäßes Studium
bis zu diesem Zeitpunkt nachweisen können.
3.2 Der Student wählt den Studiengang mit Praxissemester
in der Regel nach dem dritten Studiensemester.
3.3 t'raxissemester können im Sommer- oder Wintersemester
stattfinden. Das Praxissemester dauert in der Regel
22 Wochen.
Praxissemester v/erden zunächst auf freiwilliger Basis
vom MS. 78/79 an durchgeführt. Die Erklärung, einen
Studiengang mit einem Praxissemester absolvieren zu
wollen, ist verbindlich. Ein Anspruch auf die Zuwei¬
sung eines Platzes für ein Praxissemester in einer
betrieblichen Ausbildungsstätte besteht damit nicht.
3'.4 Die Abschlußarbeit wird in der Regel zum Ende der Vor¬
lesungszeit des 6. Fachsemesters ausgegeben.
4; DurchfUhrving des Praxissemesters
4.1 betriebe
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Als Ausbildungastellen kommen alle Betriebe in
Betracht, deren Aufgaben den ständigen Einsatz
von Mitarbeitern mit der Qualifikation von Ingenieuren
der Fachrichtung Elektrotechnik erfordert. Die Be¬
triebe müssen außerdem über Mitarbeiter verfügen,
die von ihrer Qualifikation her geeignet sind,
die Studenten während des Praxissemesters zu betreuen.
4.2 Hochschule
4.2.1 Vorbereitung der Praxissemester
Der Fachbereich bietet zu einem Zeitpunkt vor der
Wahl des Studiengangs eine Informationsveran¬
staltung über den Studiengang mit Praxissemester
an. Gegen Ende des dem Praxissemester voran¬
gehenden Studiensemesters führt der Fachbereich
ein Seminar zur Vorbereitung auf das Praxis¬
semester durch. Darin wird in die Funit'on des
Praxissemesters im Hinblick auf.den Sturiiengang
eingeführt sowie über allgemeine ProbLeir.e unri
Gegebenheiten einer betrieblichen Einbindung
in sozialer, organisatorischer und rechtlicher
Hinsicht informiert.
4.2.2 Begleitung und Betreuung
(Jährend des Praxissemesters bietet der Fach¬
bereich ein vierzehntägig stattfindendes je¬
weils dreistündiges Seminar an, das fach¬
spezifische oder fachübergreifende Probleme
der beruflichen Praxis zum Gegenstand hat.
Für Studenten, die das Praxissemester außerhalb
der Region durchführen, werden stattdessen an
Schwerpunktorten oder am Studienort zwei zwei¬
tägige Blockveranstaltungen angeboten.
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Der Fachbereich beauftragt Hochschullehrer mit
der Betreuung von bis zu 10 Studenten uährend
des Praxissemesters. Diese suchen die Studenten
einmal - möglichst zu Beginn des Praxissemesters -
in der Praxisstelle auf und informieren sich über
den Einsatz der Studenten. Sie führen außerdem
in möglichst regelmäßigen Abständen dreimal
während des Semesters im Anschluß an das das
Praxissemester begleitende Seminar eine Betreuungs¬
stunde durch. Irr. Falle der Durchführung von Block¬
veranstaltungen findet die Betreuung bei diesen
Gelegenheiten statt.
4.2.3 Nachbereitung
Nach Beendigung uird das Praxissemester in einer
besonderen Veranstaltung des Fachbereichs, dem
Energietechnisehen Seminar, nachbereitet.
Die die Studierenden uährend des Praxissemesters
betreuenden Hochschullehrer souie die Fachver¬
treter und die Studenten erörtern die Umsetzung
der Erfahrungen des Praxissemesters in die Lehre.
Einzelne Projekte aus dem Praxissemester sind
Gegenstände des Energietechnischen Seminars.
S.e uerden den Aufgabenstellungen und Möglich¬
keiten angemessen fachübergreifend, interdisziplinär,
theorie- und praxisverbindend angelegt und sollen
das Zusammenulirken mehrerer Disziplinen und Ein¬
flußgrößen bei der Bearbeitung komplexer Auf¬
gabenstellungen zeigen. Das Energietechnische
Seminar wird mit einem Pflicht-Leistungsnachweis
gemäß § 11 Abs. 4 der Prüfungsordnung abgeschlossen.
5. Beurteilung des Erfols
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Der betreuende Hochschullehrer bescheinigt den
erfolgreichen Ab6chluG des Praxissemesters aufgrund
des Zeugnisses der Arbeitsstelle souie der erfolg¬
reichen Teilnahme an den das Praxissemester begleiten¬
den Lehrueranstaltungen.
6. SchluObestimmung
Diese Studienordnung gilt nur in Verbindung mit der
Studienordnung für den Studiengang Elektrotechnik
mit der Studienrichtung Elektrische Energietechnik,
genehmigt mit ErlaG IA 5 - 8114.4/110 vom 8. März
1978.
Sie tritt nach Genehmigung durch den FlUuF am Tage
nach der Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen
der Gesamthochschule Paderborn in Kraft.
Gesamthochschule Paderborn Anlage 1.1
Abteilung Soest, Fachbereich 16
Fachrichtung Elektrische Energietechnik ^
Studienverlaufsplan
Fachhochschu1studienganq Elektrotechnik
Studienrichtung Elektrische Enerqletechnik
mit Praxissemester
Studienfach Wochenstunden Summe
V U
Fachprüfungen FP
oder Leistungsnach¬
weise LN oder
Prüfungsvorleistungen
PVL im Semester
1 ? 3 4 5 6/7
Grundlagen der Mathematik
Mathematik
Mechanik
Physik
Grundgebiete der Elektro¬
technik
Meßtechnik
Datenverarbeitung
Elektronische Bauelemente
und Schaltungen der
Energietechnik
Konstruktive Grundlagen
Werkstoffe
Chemie/Elektrochemie
Fremdsprache/techn.
Sicherheitstechnik
Elektrische Maschinen
Elektrische Energieer¬
zeugung und -Verteilung
Lelstungselektronik und
elektrische Antriebe
Regelungstechnik
Hochspannungstechnik
Grundgebiete der Auto¬
matisierung st echnik
Angewandte Mathematik
Betriebswissenschaften
Volkswirtschaftslehre
Digitaltechnik
Wahlpflichtfach A
Wahlpflichtfach B
Energietechnisches
Seminar
Allg, wissensch. Lehr¬
veranstaltungen (AWL)
Anleitung zum wissen¬
schaftlichen Arbeiten
18
18
LN
LN
FP
FP
10 6 16 PVL FP e3
4 4 8 FP •H
4 2 6 LN
■D
9
4-)
V)•o
4 2 6 LN cp
4 2 6 LN uu
2 2 LN
4 2 6 LN
4 4
2 2
4 2 2 2 10 FP
4 2 2 2 10 FP
4 2 2 2 10 FP
4 2 2 2 10 FP
4 4 8 FP
4 2 6 FP E
4 2 6 LN Li
D
•tH
2 2 LN <U+J
T>
3
2 2 W 4J
2 2 4 LN OlE
Ul
4J
3 1 4 dlin FP a3
3 1 4 w FP m
•H
X
2 2 rau LN
Q.
4 4
Exkursionen
Summe der FP
Summe der LN
während des Studiums Teilnahme an 6 Exkursionstagen
4 8
6 4 1
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Änderung der vorläufigen Prüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Chemie
Jahrgang 1979 17.4.1979 Nr.12
Durch Erlaß des Ministers für Wissenschaft und Fc^^chung vom
15. März 1979 - I A 3 - 8124.9 wurde die
Vorläufige Prüfungsordnung für den integrierten Studien¬
gang Chemie an der Gesamthochschule Paderborn,
veröffentlicht in den "Amtlichen Mitteilungen" Nr. 20 des
Jahrrangs 1979, wie folgt geändert:
§ b Abs. 4:
Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gibt die Namen des
Prüfers mindestens zwei Wochen vor Beginn der Prüfung be¬
kannt. Die Bekanntgabe durch Aushang: am Prüfungssekretariat
ist ausreichend. Der Grund für Abweichungen von den Vor¬
schlägen des Kandidaten ist diesem zur Kenntnis zu geben.
Der Kandidat kann bis eine Woche vor der Prüfung Gegenvor¬
stellungen erheben.
§§ 11 Abs. 1, 21 Abs. 1, 36 Abs. 1:
Der Antrag auf Zulassung zu einer Teilprüfung der Zwischen¬
prüfung (-bei § 21 Abs. 1 und § 36 Abs. 1 "der Abschlußprü¬
fung"-) muß mindestens 4 Wochen vor dem Prüfungstermin ein¬
gegangen sein.
§ 34 Abs. 10:
Dem Antrag auf Zulassung zur Teilprüfung in Chemischer Ver¬
fahrenstechnik ist der Nachweis über die erfolgreiche Teil¬
nahme an der Lehrveranstaltung
"Praktikum Chemische Verfahrenstechnik"
beizufügen. Studenten, die bereits vor dem Wintersemester
1973/79 den Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an der
Lehrveranstaltung
"Übungen Grundlagen der Chemischen Verfahrenstechnik"
erlangt haben, können diesen Nachweis beifügen.
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Änderung der vorläufigen Diplomprüfungsordnung für
den integrierten Studiengang Maschinenbau
Jahrgang 1979 18.4.1979 Nr.13
Durch Erlaß des Ministers für Wissenschaft und Forschung
vom 21. März 1979 - I A 3.8124.24 wurde die
Vorläufige Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Maschinenbau an der Gesamthochschule Pa¬
derborn ,
veröffentlicht in den "Amtlichen Mitteilungen" Nr. 14 des
Jahrgangs 1977, geändert.
Die Änderungen werden hiermit gemäß § 47 (1) VGrundO ver¬
öffentlicht .
Änderungen zur vorläufigen Prüfungsordnung
§ 14 Prüfungsvorleistungen zur Zwischenprüfung
(1) Bei der Meldung zu den Fachprüfungen des § 16 ist in Werk¬
stofftechnik ein Laborschein und in Darstellender Geometrie
und Maschinenelemente je ein Entwurfschein vorzulegen.
Weiter ist je ein Ubungsschein vorzulegen in
Mathematik I, II
Physik I, II
Technische Mechanik I, II
Elektrotechnik I, II
sowie für die qualifizierenden Fächer des Hauptstudiums I
Technische Mechanik III (HI)
Thermodynamik I (HI)
und des Hauptstudiums II
Mathematik III und Numerische Mathematik (HII)
Technische Mechanik III, IV (HII)
Thermodynamik I, II (HII).
(2) Ferner ist im Fach Maschinenzeichnen eine Studienleistung
als Vorleistung für die Meldung zur Fachprüfung im Fach
Darstellende Geometrie und Maschinenelemente I, II zu er¬
bringen.
(3) Studienleistungen können mündlich oder schriftlich oder
durch erfolgreiche Teilnahme an Übungen, Labors und Semi¬
naren sowie ausreichend bewerteten Ausarbeitungen und Ent¬
würfen erbracht werden.
(4) Bei der Meldung zu den für das Hauptstudium II qualifizie¬
renden Fachprüfungen ist von Inhabern der Fachhochschul¬
reife der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an
Brückenkursen vorzulegen.
(5) Bei der Meldung zur letzten Fachprüfung ist der Nachweis
Uber die Ableistung des im § 4 geforderten Praktikums vorzu¬
legen .
§ 16 Umfang und Art der Zwischenprüfung
(1) Die Zwischenprüfung umfaßt Fachprüfungen in folgenden Fächern
1. Mathematik I, II
2. Physik I, II und Chemie
3. Technische Mechanik I, II
4. Werkstofftechnik I, II, III
5. Elektrotechnik I, II
./2
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6. Darstellende Geometrie und Maschinenelemente I, II
und qualifizierend für das Hauptstudium I
7. Technische Mechanik III und Getriebelehre und
Höhere Festigkeitslehre (HI)
8. Thermodynamik I (HI)
oder qualifizierend für das Hauptstudium II
7. Mathematik III und Numerische Mathematik (HII)
8. Technische Mechanik III, IV (HII)
9. Thermodynamik I, II (HII)
(2) Die folgenden Fachprüfungen bestehen aus jeweils einer
Klausur im Umfang von 120 bis 240 Minuten:
Mathematik I, II
Technische Mechanik I, II
Werkstofftechnik I, II, III
Elektrotechnik I, II
Thermodynamik I
Technische Mechanik III, IV
Thermodynamik I, II
Die folgenden Fachprüfungen bestehen aus Prüfungsteilen in
Form von je einer Klausur im Umfang von mindestens 90 Minu¬
ten :
Fachprüfung Prüfungsteile x)
2 . a) Physik I, II (6)
b) Chemie (2)
6. a) Darstellende Geometrie (3)
b) Maschinenelemente I, II (14)
7. (HI) a) Technische Mechanik III (5)
b) Getriebelehre (4)
c) Höhere Festigkeitslehre (3)
7. (HII) a) Mathematik III (4)
b) Numerische Mathematik (4)
Die Gesamtdauer der Fachprüfung in diesen Fächern beträgt
höchstens 360 Minuten.
(3) Für die Prüfungsteilo gelten dieselben Bestimmungen wie für
die Fachprüfungen.
(4) Tabelle Nr. 1 im Anhang zeigt für das Grundstudium den Prü¬
fungsablauf für den integrierten Studiengang Maschinenbau.
x) Die in Klammern angegebenen Zahlen geben die Gewichtung der
einzelnen Prüfungsteile bei der Ermittlung der Note für die
I'.k:!i] .r ii I url'j an .
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§ 18 Bewertung der Zwischenprüfungsleistungen
(1) Die Prüfungsleistungen der in § 16 aufgeführten Fächer werden
nach den Vorschriften von § 8 bewertet.
Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungsteilen, so
wird für diese Fachprüfung eine Note aus den Noten der ein¬
zelnen Prüfungsteile mit der angegebenen Gewichtung ( § 16)
gebildet. Werden einzelne oder mehrere Prüfungsteile nicht
bestanden, so gilt die entsprechende Fachprüfung als nicht
bestanden. Die Fachprüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungs¬
teile mindestens mit ausreichend benotet werden. Fs können
nur nichtbestandene Prüfungsteile wiederholt werden.
(2) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Fachprüfun¬
gen mindestens mit "ausreichend" bewertet worden sind.
(3) Die Gesamtnote einer bestandenen Zwischenprüfung errechnet
sich aus dem Durchschnitt der Noten der Fachprüfungen in
den Prüfungsfächern nach § 16 (1). Ist die Zwischenprüfung
endgültig nicht bestanden oder wird sie als nicht bestanden
erklärt, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
(4) Alle Fachprüfungen müssen innerhalb eines Zeitraumes von 3
Jahren erfolgreich abgeschlossen werden. Ausnahmen hiervon
können in begründeten Fällen vom Prüfungsausschuß zugelas¬
sen werden.
§ 38 Ubergangsbestimmungen
(1) Die §§ 14, 16 und 18 dieser Prüfungsordnung sind verbindlich
für alle Studenten, die das Studium im Wintersemester
1978/79 beginnen.
(2) Studenten, die das Studium vor dem Wintersemester 1978/79 be¬
gonnen haben, können zwischen zwei Möglichkeiten wählen:
a) Sie können sich auf Antrag nach dieser Prüfungsordnung
prüfen lassen, sofern die jeweiligen Studienfächer
und deren Abschlüsse gemäß dieser Prüfungsordnung be¬
reits angeboten werden; vorher erbrachte Leistungen
sind dann durch den Prüfungsausschuß des Fachbereiches
im Falle der Gleichwertigkeit als Fachprüfungen, Lei¬
stungsnachweise oder Prüfungsvorleistungen anzurechnen.
b) Sie können ihr Studium nach den bisherigen Regelungen
beenden (§§ 22 und 31).
c) § 18 gilt in jedem Fall.
§ 38 wird § 39
Anhang: Studienverlaufsplan Tabelle 1
Studienfach Wochenstunden Summe Prüfungen (F)
V U S P L Stu
1
dien
2
leis
3
tunc
- 4
ren (S)
1 . Gemeinsamer Teil des Grundst idi jms
13 FMathematik I, II 7 6
Physik I, II
Chemie
4
2
2 6
2 F
Techn. Mechanik I, II 6 4 10 F
Werkstofftechnik I, II, III 7 4 2 13 F
Elektrotechnik I, II 4 2 6 F
i Q h i rlPTTPl f^hnpn. :Jo^ilinLJii.LlL[liiLll 1 2 3 s
n ~iv c t- o 1 1 n f*f1o C .—ir~n y ^ db t cl 1 LliUli UCUIIlc lc
Maschinenelemente I, II
Entwurf Maschinenelemente I, II
2
7
^
7
2
3
14
2
F
S
Techn. Praktikum 1 2 S
Angewandte Werkstofftechnik 2 2 s
2. Ha ut> t s t ud ium I Qualifizieren i
2
2
2
5
4
3
F
Techn. Mechanik III
Getriebelehre
Höhere Festigkeitslehre
3
2
1
Gründl, d. Fertigungstechn.
Gründl, d. KunststoffVer¬
arbeitung
2
2
1
1
1
1
4
4
F
Industriebetriebslehre und
Arbeitswissenschaft
2
2
2
2
s
Thermodynamik I 3 2 5 F
Strömungslehre I 2 2
I
4
.../2
aiatt 2 - Studienverlaufsplan - Tabelle 1
Studienfach Wochenstunden Summe Prüfungen (F)
V U S P L Studienleistungen (S)
1 2 3 4
3. Hauptstudium II qualifizierend
2
2
4
4
fMathematik III
Numerische .Mathematik
2
2
Techn. Mechanik III, IV 6 4 10 F
Thermodynamik I, II 4 4 8 F
Strömungslehre I ' 2 2 4
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Promotionsordnung des Fachbereichs Naturwissenschaften II
der Gesamthochschule Paderborn
Jahrgang 1979 2. 5.1979 Nr.14
PROMOTIONSORDNUNG
des Fachbereichs Maturwissenschaften II
der Gesamthochschule Paderborn
§ 1
Allgemeines
Der Fachbereich Naturwissenschaften II der Gesamthochschule
Paderborn verleiht aufgrund eines Prüfungsverfahrens, in dem
der Bewerber seine besonderen wissenschaftlichen Kenntnisse
und Fähigkeiten nachzuweisen hat, den Grad Doktor der Natur¬
wissenschaften (Dr. rer. nat.).
Als Anerkennung überragender wissenschaftlicher Leistungen
kann der Fachbereich den Grad Doktor der Naturwissenschaften
honoris causa (Dr. rer. nat. h.c.) verleihen.
§ 2
Promotionsvoraussetzungen
1. Voraussetzung für die Promotion ist ein abgeschlossenes
Abschlußexamen (Diplomexamen, Staatsexamen) einer wissen¬
schaftlichen Hochschule einschließlich Gesamthochschule
das ein achtsemestriges Studium eines naturwissenschaft¬
lichen oder technischen Faches voraussetzt.
#
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2. Voraussetzungen für die Promotion zum Dr. rer. nat. ist
der Grad eines Diplom-Chemikers, Diplom-Physikers, Di¬
plom-Mathematikers oder der Besitz eines anderen gleich¬
wertigen naturwissenschaftlichen Diploms oder der Nach¬
weis der mit Erfolg abgelegten Ersten Staatsprüfung für
das Lehramt am Gymnasium oder an berufsbildenden Schulen
oder für das Lehramt in der Sekundarstufe II (Erstfach)
in Chemie bzw. Chemietechnik oder einem anderen naturwis¬
senschaftlichen Fach.
3. Diplom-Ingenieuren kann der akademische Grad Dr. rer. nat.
verliehen werden, wenn der Fachbereich vor der Eröffnung
des Verfahrens feststellt, daß die Dissertation eine na¬
turwissenschaftliche Problemstellung behandelt und der Be¬
werber über hinreichende naturwissenschaftliche Kenntnisse
verfügt. Der Fachbereich ist berechtigt, vor der Eröffnung
des Promotionsverfahrens in einem Kolloquium die naturwis¬
senschaftlichen Kenntnisse des Antragstellers zu prüfen.
4. Von diesen Voraussetzungen kann der Fachbereichsrat in be¬
sonderen Fällen Ausnahmen zulassen, wenn ein abgeschlosse¬
nes Studium von mindestens 6 Semestern an einer Kochschule
nach Abs. 1 nachgewiesen ist und die für die in Abs. 7 ge¬
nannte Prüfung erforderlichen Kenntnisse erworben sind.
Die Prüfung muß bestanden sein, bevor das Promotionsver¬
fahren eröffnet wird. Über Ausnahmen von dieser Regel ent¬
scheidet der Fachbereichsrat in begründeten Ausnahmefällen.
5. Liegt kein Hochschulabschluß gemäß Abs. 1 in einer der im
Fachbereich Naturwissenschaften II vertretenen Fachrich¬
tung vor, so ist ein zweisemestriges ErgänzungsStudium nach
Maßgabe einer Studien- und Prüfungsordnung erfolgreich zu
absolvieren, das mit einer mündlichen Zusatzprüfung ab¬
schließt. Im Falle einer fachwissenschaftlichen Disserta¬
tion erstreckt sich die mündliche Zusatzprüfung auf die
- 3 -
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Teilprüfungen im Hauptstudium II für die im Fachbereich Na¬
turwissenschaften II vertretenen Integrierten Studiengänge
vorgesehen sind. Im Falle einer Dissertation aus dem Bereich
Didaktik der Chemie erstreckt sich die mündliche Zusatzprü¬
fung auf zwei der Fächer aus dem Bereich Naturwissenschaften
II, die im Rahmen der Ersten Staatsprüfung für das Lehramt
Sekundarstufe II als erstes und zweites Fach gefordert v/er¬
den, sowie auf eine Prüfung in den entsprechenden Fachdidak¬
tiken.
Unter Hinweis auf ein beabsichtigtes Promotionsverfahren
stellt der Bewerber über den Dekan an den Fachbereichsrat
des Fachbereichs Naturwissenschaften II einen Antrag auf Zu¬
lassung zur mündlichen Zusatzprüfung. Der Fachbereichsrat
entscheidet über die Zulassung zur Zusatzprüfung und be¬
stellt die Prüfer. Die Bewertung der mündlichen Zusatzprü¬
fung regelt sich nach den Bestimmungen der geltenden Promo¬
tionsordnungen für die im Fachbereich Naturwissenschaften II
vertretenen Fächer. Der Dekan des Fachbereichs Naturwissen¬
schaften II stellt eine Bescheinigung über die bestandene
Zusatzprüfung aus.
Wird die mündliche Zusatzprüfung oder eine Teilprüfung der
mündlichen Zusatzprüfung mit "nicht ausreichend" beurteilt,
so kann der Bewerber diese einmal wiederholen. Die Wieder¬
holung muß spätestens bis zum Ablauf eines Jahres nach Ab¬
lauf der letzten Zwischenprüfung stattfinden. Wird auch die
Wiederholungsprüfung mit "nicht ausreichend" bewertet, so
gilt die mündliche Zusatzprüfung als nicht bestanden.
6. Ausländische Examina werden anerkannt, sofern sie einem
deutschen Abschlußexamen gemäß Abs. 1 entsprechen. Die
Gleichwertigkeit ausländischer Examina wird durch die der
KHK und V/RX gebilligten Äquivalenz-Vereinbarungen festge¬
stellt. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist die Zen¬
tralstelle für ausländisches Bildungswesen zu hören.
7. Vor der Promotion soll der Bewerber in der Regel zwei Se¬
mester an der Gesamthochschule Paderborn im Fachbereich
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Maturwissenschaften II studiert bzw. ein Jahr in einer dem
Fachbereich angehörenden Arbeitsgruppe mitgearbeitet haben.
Begründete Ausnahmen kann der Fachbereichsrat zulassen.
§ 3
Promotionsleistungen
1. Die Promotionsleistungen sind eine Dissertation und eine
mündliche Prüfung.
2. Die Dissertation ist ein selbständig erarbeiteter und ange¬
messen formulierter Beitrag zur fachwissenschaftlichen oder
fachdidaktischen Forschung auf dem Gebiet eines der im Fach¬
bereich Naturwissenschaften II vertretenen Fächer.
3. Die Dissertation kann auch in wesentlichen Bestandteilen
einer Gruppenarbeit bestehen. Der Anteil des Bewerbers muß
klar erkennbar und für sich b'ewertbar sein. Er muß nach Um¬
fang und wissenschaftlicher Leistung einer Einzeldisserta¬
tion entsprechen.
4. Die Veröffentlichung von Teilen der Dissertation steht
ihrer Anerkennung als Promotionsleistung nicht entgegen.
5. Bei qualifiziertem Abschluß des Examens (Note befriedigend
oder besser) wird die mündliche Prüfung als Disputation
über die Dissertation mit einem anschließenden Prüfungsge¬
spräch über die Probleme des Faches und angrenzender Gebie¬
te, die sachlich und methodisch mit der Dissertation zu¬
sammenhängen, durchgeführt; sonst als Rigorosum durchge¬
führt .
6. Ist die Dissertation Teil einer Gruppenarbeit gemäß Abs. 3,
so ist die Disputation mit dem Kandidaten über die gesamte
Gruppenarbeit zu führen.
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Promotionsantrag
Der Bewerber stellt den Promotionsantrag schriftlich über
den Dekan beim Fachbereichsrat des Fachbereichs Naturwis¬
senschaften II.
Dem Promotionsantrag sind folgende Unterlagen beizufügen:
a) der Nachweis über ein abgeschlossenes Hochschulstudium
in den Fällen des § 2 Abs. 1;
b) falls die Promotionsvoraussetzung gem. § 2 Abs. 1 nicht
erfüllt ist, der Nachweis über die erfolgreich abgeleg¬
te Zusatzprüfung nach § 2 Abs. 3;
c) ein tabellarischer Lebenslauf;
d) drei Exemplare der Dissertation in Maschinenschrift;
e) eine Erklärung des Antragstellers, daß er die Disserta¬
tion selbständig verfaßt hat;
f) im Falle einer Gruppenarbeit Angaben über die Namen,
akademischen Grade und Anschriften der beteiligten
Wissenscba:tler, sowie ein gerneinsamer Bericht der an
dieser Gruppenarbeit Beteiligten über den Verlauf der
Zusammenarbeit, der den wesentlichen Beitrag des Kandi¬
daten an der gemeinsamen Arbeit erkennen läßt. Der ge¬
meinsame Bericht muß ferner darüber Auskunft geben, ob
diese Y/issenschaftler bereits ein Promotionsverfahren
beantragt und dabei Teile der vorgelegten Arbeit für
ihre eigenen Promotionsverfahren benutzt haben;
g) eine Erklärung darüber, daß außer den in der Disserta¬
tion angegebenen wesentlichen Hilfsmitteln und Quellen
keine anderen verwendet wurden;
h) eine Erklärung des Antragstellers, ob er bereits früher
oder gleichzeitig ein Promotionsverfahren an einer an¬
deren Hochschule oder bei einem anderen Fachbereich be¬
antragt hat, ggf. nebst vollständigen Angaben über dessen
Ausgang;
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i) eine Erklärung, daß die geltende Promotionsordnung dem
Bewerber bekannt ist;
j) gegebenenfalls eine Erklärung des Bewerbers, daß er die
Öffentlichkeit der mündlichen Prüfung gemäß § 20 Abs. 6
HSchG ablehnt;
k) ein polizeiliches Führungszeugnis.
' In begründeten Ausnahmefällen kann der Fachbereichsrat das
Nachreichen einzelner Unterlagen innerhalb einer angemesse¬
nen Frist genehmigen.
3. Der Bewerber hat das Recht, Gutachter für die Dissertation
sowie Mitglieder der Promotionskommission vorzuschlagen.
Die Vorschläge sind dem Promotionsantrag beizufügen. Schlägt
der Bewerber Gutachter oder Prüfer vor, die nicht dem Fach¬
bereich Naturwissenschaften II angehören, so sind die Vor¬
schläge zu begründen.
4. Eine vom Fachbereich Naturwissenschaften II, von einem anderen
Fachbereich oder einer anderen Hochschule zurückgewiesene
Dissertation darf nicht wieder in der gleichen Fassung zum
Zwecke der Promotion verlegt werden. Hat ein Bewerber ein
Promotionsverfahren nicht bestanden, so ist eine erneute Zu¬
lassung zu einem Promotionsverfahren im Fachbereich Natur¬
wissenschaften II nur ein zweites Mal möglich. Die Arbeit muß
zu diesem Zweck ganz oder teilweise neu gefaßt werden.
§ 5
Promotionsverfahren
1. Über die Eröffnung des Promotionsverfahrens entscheidet der
Fachbereichsrat mit einfacher Mehrheit. Das Verfahren ist
zu eröffnen, wenn die Voraussetzung von § 2 Abs. 1 erfüllt
sind und die vollständigen Unterlagen gemäß § 4 Abs. 2 vor¬
liegen. Wird die Eröffnung abgelehnt, so ist dies dem Bewer¬
ber durch den Dekan unverzüglich schriftlich unter Angabe
der Gründe zusammen mit einer Rechtsmittelbelehrung mitzu¬
teilen.
- 7 -
Der Promotionsantrag kann innerhalb eines Monats nach der
Entscheidung des Fachbereichsrats über die Eröffnung des
Verfahrens zurückgenommen werden. Das Verfahren gilt in
diesem Falle als nicht beantragt.
Der Fachbereichsrat wählt in der Regel auf Vorschlag des
Dekans die Gutachter (mindestens zv/ei) und die Promotions¬
kommission sowie deren Vorsitzenden für jedes einzelne
Promotionsverfahren. Der Fachbereichsrat kann vom Vorschlag
des Dekans abweichen. Das Recht des Bewerbers nach § 4
Abs. 3 bleibt unberührt. Als Gutachter können nur Hochschul¬
lehrer und habilitierte wissenschaftliche Hitarbeiter tätig
werden, die eigenverantwortlich und selbständig in Forschung
und Lehre tätig sind. Dabei ist in der Regel der Vorschlag
des Kandidaten zu berücksichtigen.
Die Promotionskommission besteht aus vier Mitgliedern; ihr
gehören Hochschullehrer mit besonderen Forschungsaufgaben
oder Forschungsleistungen und nach Möglichkeit ein wissen¬
schaftlicher Mitarbeiter an, der zusätzliche wissenschaft¬
liche Leistungen erbracht haben muß. § 26 Abs. 2 HSchG ist
zu beachten. Mindestens zv/ei Mitglieder der Promotions¬
kommission müssen Gutachter der Arbeit sein. Der Vorsitzen¬
de sowie mindestens einer der beiden in der Promotions¬
kommission vertretene Gutachter müssen ordentlicher Profes¬
sor oder V/issenschaftlicher Rat und Professor sein.
Die Mitglieder der Promotionskommission gehören in der Re¬
gel dem Fachbereich Naturwissenschaften II an. Der Kommis¬
sionsvorsitzende muß dem Fachbereich Naturwissenschaften II
angehören. Überschreitet das Thema der Dissertation die
Disziplinen des Fachbereichs, so sollen der Promotionskommis
sion entsprechende Fachvertreter angehören, höchstens jedoch
zwei.
Die Frist von der Eröffnung des Promotionsverfahrens bis zur
Fertigstellung der Gutachten beträgt sechs Wochen. In begrün
deten Ausnahmefällen kann der Fachbereichsrat diese Frist
auf höchstens drei Monate verlängern.
- 8
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7. Der Dekan gibt die Eröffnung des Verfahrens dem Bewerber
und der Hochschulöffentlichkeit bekannt.
8. Der Dekan überwacht das Promotionsverfahren.
§ 6
Auslage der Dissertation
1. Nach Fertigstellung der Gutachten liegt die Arbeit mit den
Gutachten zwei Wochen im Dekanat aus. Der Dekan gibt der
Hochschulöffentlichkeit die Auslage der Dissertation mit
der Auslagefrist bekannt.
2. Die Dissertation ist während der Auslagefrist zugänglich
für alle Hochschulangehörigen. Die Gutachten sind während
der Auslagefrist zugänglich für alle Hochschullehrer des
Fachbereichs, für den Bewerber und für die Mitglieder des
Fachbereichsrats und des Gründungssenats. Die in Satz 2
aufgeführten Personen haben das Recht, bis zum Ablauf von
drei Tagen nach Beendigung der Auslagefrist eine Stellung¬
nahme im Dekanat abzugeben.
3. Die Entscheidung über die Bewertung der Dissertation kann
nicht vor und muß spätestens eine Woche nach Ablauf der
Frist für die Abgabe der Stellungnahmen (Abs. 2 Satz 3)
getroffen v/erden. Ist die Frist des § 5 Abs. 2 Satz 1 noch
nicht abgelaufen, so ist die Entscheidung nicht vor Be¬
endigung dieser Frist zu treffen. In der vorlesungsfreien
Zeit muß die Entscheidung innerhalb von sechs Wochen nach
Fristablauf getroffen werden.
§ 7
Bewertung der Dissertation
1. Jeder Gutachter prüft, ob die vorgelegte Dissertation als
Promotionsleistung anzuerkennen ist und beurteilt sie in
einem schriftlichen Gutachten. Die Note für die Disserta-
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tion kann lauten:
sehr gut
gut
befriedigend
ausreichend
nicht ausreichend.
2. Nach Ablauf der in § 6 Abs. 2 vorgesehenen Frist entscheidet
die Promotionskommission über die Annahme der Dissertation
auf der Grundlage der Voten der Gutachter und unter Berück¬
sichtigung der eingegangenen Stellungnahmen.
Besteht zwischen den Gutachtern keine Einigkeit über die
Anerkennung der Dissertation, so muß im Einvernehmen mit
dem Bewerber ein weiterer Gutachter bestellt werden. Ist ein
Einvernehmen nicht zu erzielen, so bestimmt der Fachbereichs¬
rat einen weiteren Gutachter.
3. Nach Annahme der Dissertation legt die Promotionskommission
mit einfacher Mehrheit die Note der Dissertation fest. Abs. 1
Satz 2 gilt entsprechend. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.
4. Wird die Dissertation mit der Note "nicht ausreichend" be¬
wertet, so ist sie abgelehnt. Ist die Dissertation abgelehnt,
so ist das Promotionsverfahren nicht bestanden. Der Bev/erber
ist unverzüglich von der Entscheidung der Promotionskommission
zu unterrichten.
§ 8
Mündliche Prüfung
1. Der Vorsitzende der Promotionskommission setzt den Termin für
die mündliche Prüfung unmittelbar nach Annahme der Disserta¬
tion fest. Bleibt der Bewerber ohne ausreichende Entschuldi¬
gung der mündlichen Prüfung fern, so gilt diese als nicht
bestanden.
2. Die mündliche Prüfung ist von der Promotionskommission als
KolleEialprüfung abzuhalten und wird im wesentlichen von den
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Gutachtern durchgeführt. Uber den Verlauf der Prüfung wird
von der Promotionskommission ein Protokoll angefertigt.
3. Die mündliche Prüfung soll mindestens eine Stunde, höch¬
stens 1 1/2 Stunden dauern. Sie beginnt mit einem Bericht
des Bewerbers von höchstens 20 Minuten Dauer über die Dis¬
sertation. Im Falle einer Gruppenarbeit ist die Disputation
gemäß § 3 Abs. 6 durchzuführen.
§ 9
Bewertung der mündlichen Prüfung
1. Unmittelbar nach der mündlichen Prüfung entscheidet die
Promotionskommission in geschlossener Sitzung über die
Note der mündlichen Prüfung. § 7 Abs. 1 Satz 2 gilt ent¬
sprechend.
2. Wird die mündliche Prüfung mit der Note "nicht ausreichend"
beurteilt, kann der Bewerber die mündliche Prüfung einmal
wiederholen. Die Wiederholung kann frühestens nach drei
Monaten und muß spätestens bis zum Ablauf eines Jahres
stattfinden. Wird die mündliche Prüfung auch im Falle eines
Wiederholens mit "nicht ausreichend" bewertet, ist das Pro¬
motionsverfahren nicht bestanden. Der Vorsitzende der Pro-
motionskommission unterrichtet den Bewerber unverzüglich
von dieser Entscheidung.
§ 10
Gesamtnote
Ist die mündliche Prüfung bestanden, so setzt die Promotions-
komnission unmittelbar nach der Bewertung der mündlichen Prü¬
fung die Gesamtnote der Promotion fest. In der Regel haben
die Noten der Dissertation und der mündlichen Prüfung ein Ge¬
wichtsverhältnis von 2 : 1 für die Gesamtnote. Die Gesamtnote
kann lauten:
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mit Auszeichnung bestanden
sehr gut bestanden
gut bestanden
befriedigend bestanden
bestanden.
Das Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" darf nur gegeben
werden, wenn sämtliche Gutachter die Dissertation mit "sehr
gut" beurteilt haben und die mündliche Prüfung ebenfalls mit
"sehr gut" benotet worden ist. Der Vorsitzende der Promotions¬
kommission teilt dem Bewerber unverzüglich die Einzelnoten so¬
wie die Gesamtnote der Promotion mit.
1. Der Bewerber ist verpflichtet, die Dissertation in ange¬
messener Weise der wissenschaftlichen Öffentlichkeit durch
Vervielfältigung und Verbreitung zugänglich zu machen.
In angemessener V/eise der wissenschaftlichen öffentlichkeit
zugänglich gemacht ist die Dissertation dann, wenn der Be¬
werber neben den für die Prüfungsakten erforderlihen Exem¬
plaren unentgeltlich an die Hochschulbibliothek abliefert:
entweder a) 150 Exemplare in Buch- oder Fotodruck zum
§ 11
Veröffentlichung der Dissertation
Zweck der Verbreitung
oder b) 3 Exemplare, wenn die Veröffentlichung in
einer Zeitschrift erfolgt
oder c) 3 Exemplare, wenn ein gewerblicher Verle¬
ger die Verbreitung über den Buchhandel
übernimmt und eine Mindestauflage von 150
Exemplaren nachgewiesen wird
oder d) 3 Exemplare in kopierfähiger Maschinen¬
schrift zusammen mit der Mutterkopie und
150 weiteren Kopien in Form von Nilkrofiches.
In diesem Fall überträgt der Bewerber der
Hochschule das Recht, weitere Kopien in Form
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von Mikrofiches von seiner Dissertation
herzustellen und zu verbreiten,
und eine vom ersten Gutachter genehmigte Zusammen¬
fassung (Abstract) seiner Dissertation im Um¬
fang von nicht mehr als einer Seite für die
Zwecke einer Veröffentlichung.
Wird eine Dissertation von einem gewerblichen Verleger vertrie¬
ben und wird dafür ein Druckkostenzuschuß aus öffentlichen Mit¬
teln gewährt, so ist eine angemessene Anzahl von Exemplaren der
Hochschulbibliothek für Tauschzwecke zur Verfügung zu stellen.
2. Weicht die Fassung der Pflichtexemplare von der durch die Pro¬
motionskommission angenommenen Fassung ab, so bedarf sie der
Genehmigung. Die Genehmigung erteilt der Vorsitzende der Pro¬
motionskommission im Benehmen mit mindestens einem Gutachter
nach vorheriger Prüfung der beiden Fassungen.
3. Durch die sich aus Abs. 1 ergebenen Verpflichtungen bleibt das
Recht des Bewerbers unberührt, den Inhalt seiner Dissertation
ganz oder auszugsweise, ggf. gemeinsam mit anderen an der For¬
schungsarbeit beteiligten Wissenschaftlern, zu veröffentlichen.
4. Die Pflichtexemplare sind innerhalb eines Jahres abzugeben. Der
Dekan kann in Ausnahmefällen auf begründeten Antrag die Frist
zweimal um ein Jahr verlängern.
§ 12
Abschluß des Promotionsverfahrens
1. Der Dekan stellt den Abschluß des Promotionsverfahrens fest und
veranlaßt die Ausfertigung einer Urkunde. Die Urkunde enthält
den Titel der Dissertation und die Gesamtnote der Promotion.
Die Urkunde wird auf den Tag der mündlichen Früfung ausgestellt.
Die Urkunde trägt die Unterschriften des Rektors und des Dekans
und das Siegel der Gesamthochschule Paderborn.
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2. Der Dekan händigt dem Promovierten die Urkunde aus, sobald
die Ablieferung der Pflichtexemplare gemäß § 11 erfolgt
oder sichergestellt ist.
3. Mit der Aushändigung der Urkunde ist die Promotion voll¬
zogen und die Berechtigung zur Führung des Doktorgrades
erv/orben.
4. Der Dekan unterrichtet den Fachbereichsrat über den Ab¬
schluß des Verfahrens. Der Abschluß des Verfahrens wird
der Hochschulöffentlichkeit bekanntgegeben.
§ 13
Einstellung des Promotionsverfahren
1. Der Bewerber kann nach Kenntnis eines oder mehrerer Gut¬
achten zu seiner Dissertation auf die Fortsetzung des
Promotionsverfahrens verzichten. Das Promotionsverfahren
gilt in diesem Falle als nicht bestanden. § 5 Abs. 2 ist
zu beachten.
2. Wird festgestellt, daß der Bewerber irreführende Angaben
zu § 4 Abs. 2 gemacht hat, so entscheidet der Fachbereichs¬
rat, ob das Promotionsverfahren fortgeführt v/erden kann.
Der Bewerber muß die Gelegenheit erhalten, zu den gegen ihn
erhobenen Vorwürfen Stellung zu nehmen.
3. Das Promotionsverfahren gilt als abgebrochen, wenn die
Fristen zur Abgabe der Pflichtexemplare nach § 11 nicht
eingehalten v/erden.
4. Gilt das Promotionsverfahren als nicht bestanden oder als
abgebrochen, so stellt der Dekan die Einstellung des Ver¬
fahrens fest und unterrichtet die Gutachter, den Fachbe¬
reichsrat und den Bewerber.
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§ 14
Verleihung des Doktorgrades "honoris causa"
Ein Antrag auf Verleihung des Doktorgrades "honoris causa" muß
von mindestens zwei Mitgliedern des Fachbereichsrates des Fach
bereichs Naturwissenschaften II gestellt werden. Stimmen drei
Viertel der Mitglieder des Fachbereichsrates dem Antrag zu, so
wird der Antrag dem Senat der Gesamthochschule Paderborn vorge
legt. Der Senat entscheidet in zwei Lesungen über den Antrag.
Erhält der Antrag in beiden Lesungen eine Dreiviertelmehrheit,
so ist er angenommen. Die zu ehrende Persönlichkeit darf nicht
hauptamtlich an der Gesamthochschule Paderborn tätig sein.
§ 15
Aberkennung des Doktorgrades
Die Aberkennung des Doktorgrades erfolgt nach Maßgabe der gel¬
tenden gesetzlichen Bestimmungen. Der Rektor der Gesamthoch¬
schule unterrichtet den Minister für Wissenschaft und Forschun
von der Aberkennung des Doktorgrades.
§ 16
Inkrafttreten
Die Promotionsordnung tritt nach der Genehmigung durch den
Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-
Westfalen am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen
Mitteilungen der Gesamthochschule Paderborn in Kraft.
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
J
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Habilitationsordnung
des Fachbereichs Naturwissenschaften II
der Gesamthochschule Paderborn
f
Jahrgang 1979 13.6.1979 Nr. 15
Der Gründungssenat der Gesamthochschule Paderborn hat in
seiner 148. Sitzung am 2. Mai 1979 gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 9 VGrundO
der vom Fachbereichsrat des Fachbereichs 13 - Naturwissenschaft II
beschlossenen
Habilitationsordnung
des Fachbereichs 13 der Gesamthochschule Paderborn zugestimmt.
Die Habilitationsordnung wird hiermit gemäß § kl Abs. 1 VGrundO
veröffentlicht.
Paderborn, 13. Juni 1979
Der Gründungsrektor
-ricdAM» C$4
(Prtf. Dr. O Buttler)
•
HABILITATIONSORDNUNG
des Fachbereichs Naturwissenschaften II
der Gesamthochschule Paderborn
m
§ 1 Allgemeines
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(1) Die Habilitation ist ein Nachweis der Befähigung zu selbständiger
wissenschaftlicher Forschung und Lehre (Lehrbefähigung) in einem
Fach.
(2) Der Fachbereich kann die Lehrbefähigung nur für diejenigen seiner
Fächer feststellen, die durch eine ordentliche Professur vertre¬
ten sind.
§ 2 Habilitationsvoraussetzungen
Voraussetzungen für die Zulassung zur Habilitation sind:
(a) daß der Bewerber einen Doktorgrad einer deutschen Hochschule
oder einen als gleichzeitig anerkannten ausländischen Grad besitzt.
Die Gleichwertigkeit ausländischer Examina wird durch die von der
KMK und WRK gebilligten Äquivalenz-Vereinbarungen festgestellt.
Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist die Zentralstelle für
ausländisches Bildungswesen zu hören.
(b) daß der Bewerber nach der Promotion in der Regel mindestens 2 Jahre
wissenschaftlich in dem Fachgebiet, für das er sich zu habilitieren
wünscht, gearbeitet hat und durch Publikationen an die wissen¬
schaftliche Öffentlichkeit getreten ist.
(c) daß der Bewerber in der Regel 1 Jahr lang Aufgaben in der Lehre
des Fachgebietes, für das er sich zu habilitieren wünscht, wahr¬
genommen hat. Als Lehrtätigkeit in diesem Sinne gelten selbständig
gehaltene Lehrveranstaltungen an einer Hochschule, einem For¬
schungsinstitut oder einer gleichwertigen Einrichtung. Liegt
keine oder zu geringe Lehrtätigkeit vor, kann die Gesamt¬
hochschule Paderborn dem Bewerber Gelegenheit zur Übernahme
eines Lehrauftrags geben.
§ 3 HabllitationsleistunRen
Habilitationsleistungen sind:
(a) die Habilitationsschrift (§ h)
b) der Habilitationsvortrag (§ 5)
c) das Kolloquium (§6)
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§ 4 Habilitationsschrift
(1) Die Habilitationsschrift ist eine selbständige, in ihrem wissen¬
schaftlichen Gehalt deutlich über eine Dissertation hinausgehen¬
de wissenschaftliche Arbeit aus dem Lehr- und Forschungsgebiet,
für das die Feststellung der Lehrbefähigung angestrebt wird.
Sie muß die Befähigung des Bewerbers zu selbständiger Forschung
aufzeigen. Waren an der Erstellung der in die Habilitations¬
schrift eingebrachten Forschungsleistungen mehrere Verfasser be¬
teiligt, so muß der Beitrag des Habilitationsbewerbers nach Um¬
fang und Leistung einer eigenständigen Habilitationsschrift ent¬
sprechen, (vgl. § 7, (2), h).
(2) Der Fachbereichsrat kann die Vorlage mehrerer Publikationen an
Stelle einer Monographie als Habilitationsschrift anerkennen.
Die einzelnen Veröffentlichungen müssen sich auf das Fachgebiet
beziehen, für das sich der Bewerber zu habilitieren wünscht,
und einen größeren wissenschaftlichen Zusammenhang erkennen
lassen. Auch hier gilt Abs. 1, Satz 3.
§ 5 Habilitationsvortrag
(1) Der Habilitationsvortrag ist ein wissenschaftlicher Vortrag über
ein Thema, das dem Fach entstammen muß, für das die Lehrbefähigung
angestrebt wird, und dauert in der Regel 45 Minuten.
(2) Das Thema des Vortrages soll nicht der Habilitationsschrift
entstammen.
§ 6 Kolloquium
(1) Das Kolloquium ist hochschulöffentlich, wenn der Bewerber nicht
widerspricht.
Im Kolloquium soll der Bewerber in einer wissenschaftlichen Dis¬
kussion zeigen, daß er sein Fachgebiet beherrscht, Beziehungen zu
Nachbargebieten überblickt und wissenschaftliche Fragestellungen
des Fachs, für das die Lehrbefähigung angestrebt wird, Uber¬
zeugend erörtern.
(2) Das Kolloquium soll in der Regel eine Stunde dauern.
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§ 7 Antrag auf Zulassung
(1) Der Antrag auf Zulassung zum Habilitationsverfahren ist bei dem
Dekan des Fachbereichs Naturwissenschaften II einzureichen. In
dem Antrag ist das Fachgebiet anzugeben, für das der Bewerber
die Lehrbefähigung anstrebt.
(2) Dem Antrag sind beizufügen:
a) eine Erklärung des Bewerbers, daß ihm die geltende
Habilitationsordnung bekannt ist,
b) eine Darstellung des persönlichen und beruflichen Werdeganges,
c) die Zeugnisse über Hochschulprüfungen,
d) die Promotionsurkunde bzw. die Urkunde über einen gleich¬
wertigen akademischen Grad,
e) die Dissertation,
f) die Habilitationsschrift bzw. die Schriften im Sinne von
§ 4 (2) in fünf Exemplaren,
g) eine Erklärung des Bewerbers, daß er die Habilitationsschrift
selbständig verfaßt hat,
h) im Falle einer Habilitationsschrift, die gemäß § 4 Abs. 1
Satz 3 Teil einer Gruppenarbeit ist, Angaben über die Namen,
akademischen Grade und Anschriften der beteiligten Wissen¬
schaftler, sowie ein gemeinsamer Bericht der Verfasser über
den Verlauf der Zusammenarbeit, der den Beitrag des Kandidaten
zu der gemeinsamen Arbeit erkennen läßt. Der Bericht muß
ferner darüber Auskunft geben, ob diese Wissenschaftler bereits
ein Habilitationsverfahren beantragt und dabei Teile der vor¬
gelegten Arbeit für ihre eigenen Habilitationsverfahren ge¬
nutzt haben,
i) eine Publikationsliste mit Belegexemplaren,
j) eine Erklärung des Bewerbers, ob er bereits früher oder gleich¬
zeitig ein Habilitationsverfahren bei einer anderen Hochschule
oder bei einem anderen Fachbereich beantragt hat,
k) ein Verzeichnis der abgehaltenen Lehrveranstaltungen
(3) Ein Exemplar der Habilitationsschrift bzw. der Schriften i. S.
des § 4 Abs. 2 verbleibt im Dekanat.
Ein weiteres Exemplar der Habilitationsschrift wird in der Hoch¬
schulbibliothek eingestellt. Die anderen Exemplare gehen an den
Bewerber zurück, soweit sie nicht von den Gutachtern beansprucht
werden. Die sonstigen eingereichten Schriften des Bewerbers
werden zurückgegeben. Die übrigen vom Bewerber eingereichten
Unterlagen verbleiben im Dekanat (Originalurkunden in Kopie).
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§ 8 Eröffnung des Habilitationsverfahrens
(1) Der Dekan prüft, ob der Fachbereich die Lehrbefähigung in dem
angegebenen Fach feststellen kann (§ 1 Abs. 2), ob der Bewerber
die Voraussetzungen nach § 2 erfüllt und ob der Antrag auf Zu¬
lassung zum Habilitationsverfahren vollständig ist (§7 Abs. 1
und 2).
(2) Ist der Antrag unvollständig, so kann der Dekan dem Bewerber
die Vervollständigung der Unterlagen innerhalb angemessener
Frist gestatten.
(3) Ist der Antrag unvollständig und bringt der Bewerber die fehlenden
Unterlagen auch nicht innerhalb der vom Dekan nach § 8 (2) ge¬
setzten Frist bei, so lehnt der Dekan den Antrag ab und unter¬
richtet den Fachbereichsrat hiervon. Dem Bewerber teilt er die
Ablehnung durch einen schriftlichen und zu begründenden Bescheid
mit.
(4) Sind die Voraussetzungen nach § 8 (1) erfüllt, so leitet der
Dekan den Antrag dem Fachbereichsrat zu, der auf der Grundlage
der vom Bewerber vollständig eingereichten Unterlagen innerhalb
eines Monats nach Eingang mit einfacher Mehrheit Uber den Antrag
entscheidet. Bei der Berechnung dieser Frist wird die vorlesungs¬
freie Zeit nicht mitgerechnet.
(5) Lehnt der Fachbereichsrat die Eröffnung ab, so gilt das
Habilitationsverfahren als nicht eingeleitet. Die Ablehnung
ist dem Bewerber unverzüglich schriftlich unter Angabe der
Gründe zusammen mit einer Rechtsmittelbelehrung mitzuteilen.
(6) Gibt der Fachbereichsrat dem Antrag statt, bestellt er unver¬
züglich die Habilitationskommission. Der Fachbereichsrat be¬
stimmt auf Vorschlag der Habilitationskommission drei Gutachter
für die Habilitationsschrift, von denen einer nicht der habi¬
litierenden Hochschule angehört. Vorschläge des Bewerbers können
berücksichtigt werden. Damit ist das Habilitationsverfahren er¬
öffnet. Der Zeitpunkt der Eröffnung ist aktenkundig zu machen.
Der Dekan benachrichtigt den Rektor, die Dekane der anderen Fach¬
bereiche und den Bewerber über die Eröffnung des Verfahrens und
beruft die Habilitationskommission ein.
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§ 9 Zusammensetzung der Habilitationskommission
(1) Die Habilitationskommission besteht aus vier Hochschullehrern,
einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und einem Studenten, wobei
der Vorsitzende und mindestens zwei weitere Mitglieder ordent¬
liche Professoren oder Wissenschaftliche Räte und Professoren
sein müssen.
(2) Die Gutachter müssen ordentliche Professoren oder Wissenschaft¬
liche Räte und Professoren sein bzw. eine entsprechende Qualifi¬
kation besitzen. Zwei Gutachter müssen der Habilitations¬
kommission angehören. Mindestens einer der Gutachter muß dem
Fachbereich als ordentlicher Professor angehören.
§10 Frist für die Erstellung der Gutachten
Die Frist von der Eröffnung des Habilitationsverfahrens bis zur
Fertigstellung der Gutachten beträgt drei Monate.
In begründeten Ausnahmefällen kann der Fachbereichsrat diese Frist
auf höchstens sechs Monate verlängern.
§ 11 Auslegung der Habilitationsschrift
(1) Nach Eingang der Gutachten liegt die Habilitationsschrift mit
den Gutachten für die Dauer von drei Wochen im Dekanat aus.
Fällt davon mehr als eine Woche in die vorlesungsfreie Zeit,
so verlängert sich die Frist auf insgesamt fünf Wochen.
Der Dekan gibt die Auslage der Habilitationsschrift mit der
Auslagefrist bekannt.
(2) Die Habilitationsschrift ist während der Dauer der Auslegung
allen Hochschulangehörigen zugänglich.
(3) Die Gutachten sind während dieser Zeit den Hochschullehrern
des Fachbereichs, den Mitgliedern des Fachbereichsrates sowie
den Mitgliedern des Senats zugänglich. Diese Personen haben das
Recht, bis zum Ablauf einer Woche nach Ende der Auslegefrist
eine schriftliche Stellungnahme abzugeben, die den Unterlagen
des Verfahrens beizufügen ist.
- 6 -
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§12 Annahme der Habilitationsschrift
(1) Die Habilitationskommission entscheidet unverzüglich nach Ab¬
lauf der Frist für die Vorlage der Stellungnahmen in nicht
öffentlicher Sitzung mit einfacher Mehrheit über die Annahme der
Habilitationsschrift unter Berücksichtigung der Gutachten und
Stellungnahmen. Stimmberechtigt sind nur die ordentlichen
Professoren, die Wissenschaftlichen Räte und Professoren und die
habilitierten Mitglieder der Kommission. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
(2) Reichen die vorliegenden Gutachten zur Beschlußfassung über die
Habilitationsschrift nicht aus, so kann der Fachbereichsrat auf
Vorschlag der Habilitationskommission weitere Gutachter be¬
stellen (vgl. § 9 Abs. 2).
(3) Wird die Annahme der Habilitationsschrift abgelehnt, ist das
Habilitationsverfahren gescheitert.
Der Vorsitzende der Habilitationskommission leitet die schrift¬
lich begründete Ablehnung dem Dekan zu. Dieser unterrichtet den
Bewerber durch schriftlichen Bescheid, in dem der Beschluß der
Kommission zu begründen ist.
§13 Mündliche Habilitationsleistungen
(1) Ist die Habilitationsschrift angenommen, schlägt der Bewerber
drei inhaltlich verschiedene Themen für den Habilitationsvortrag
vor, die nicht dem Gebiet der Habilitationsschrift entstammen.
Nach Annahme eines Vorschlags setzt die Habilitationskommission
im Einvernehmen mit dem Dekan den Termin für Vortrag und
Kolloquium fest. Der Vorsitzende teilt dem Bewerber Vortrags¬
thema und Termin drei Wochen vorher mit. Bei Ablehnung der Vor¬
schläge wird der Bewerber unverzüglich aufgefordert, eine neue
Liste einzureichen.
- 7 -
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(2) Zum hochschulöffentlichen Habilitationsvortrag lädt der Dekan
den Rektor, die Mitglieder des Senats, der Habilitationskommission,
des Fachbereichsrats, die Gutachter sowie die Hochschullehrer
und wissenschaftliche Mitarbeiter des Fachbereichs ein. Die
weitere Hochschulöffentlichkeit wird durch Anschlag auf den
Vortrag hingewiesen.
(3) Zum Kolloquium lädt der Dekan den Rektor, die Mitglieder der
Habilitationskommission, des Fachbereichsrats, die Gutachter
und die Hochschullehrer des Fachbereichs ein. Der Vorsitzende
der Habilitationskommission leitet die Diskussion beim
Kolloquium, das zwischen dem Bewerber und der Habilitations¬
kommission einschließlich der Gutachter geführt wird
(vgl. § 6 Abs. 1).
§14 Annahme der mündlichen Habilitationsleistungen
(1) Unmittelbar anschließend an das Kolloquium entscheidet die
Habilitationskommission in nicht öffentlicher Sitzung mit
einfacher Mehrheit, ob die mündlichen Habilitationsleistungen
den Anforderungen von § 5 und § 6 entsprechen. Stimmberechtigt
sind die ordentlichen Professoren, die Wissenschaftlichen Räte
und Professoren und die habilitierten Mitglieder der Kommission.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
(2) Entsprechen die mündlichen Habilitationsleistungen nach Auf¬
fassung der Habilitationskommission nicht den Anforderungen von
§ 5 und § 6, so ist eine einmalige Wiederholung von Habilitations¬
vortrag und Kolloquium im darauf folgenden Semester möglich. Die
Habilitationskommission kann in diesem Falle dem Bewerber zur
Auflage machen, weitere Themen für den Habilitationsvortrag
vorzuschlagen.
(3) Hält die Habilitationskommission die Habilitationsleistungen nach
§ 5 und § 6 erneut nicht für ausreichend, so ist das Habilita¬
tionsverfahren gescheitert. Der Vorsitzende der Habilitations¬
kommission leitet die schriftlich begründete Ablehnung dem Dekan
zu. Dieser unterrichtet den Bewerber durch schriftlichen Bescheid,
indem der Beschluß der Kommission zu begründen ist.
*
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§15 Feststellung der Lehrbefähigung
(1) Ist die Habilitationsschrift angenommen und entsprechen die münd¬
lichen Habilitationsleistungen nach Auffassung der Habilitations¬
kommission den Anforderungen von § 5 und § 6, so legt die
Kommission dem Fachbereichsrat einen abschließenden schrift¬
lichen Bericht über die Habilitationsleistungen und Eignung
des Bewerbers für das beantragte Fach vor. Die Habilitations¬
kommission kann dem Fachbereichsrat empfehlen, die Lehrbe¬
fähigung mit einer vom Antrag des Bewerbers abweichenden Be¬
zeichnung des Faches nach Rücksprache mit dem Bewerber fest¬
zustellen.
(2) Der Fachbereichsrat entscheidet aufgrund des vorgelegten Votums
der Habilitationskommission mit der Mehrheit seiner stimm¬
berechtigten Mitglieder über die Feststellung der beantragten
bzw. gem. Abs. 1 Satz 2 geänderten Lehrbefähigung. Stimmberechtigt
sind die ordentlichen Professoren, die Wissenschaftlichen Räte
und Professoren und die habilitierten Mitglieder. Sind im Fach¬
bereichsrat weniger als fünf stimmberechtigte Vertreter, so
bildet er einen neuen Ausschuß. Diesem gehören die Mitglieder
des Fachbereichsrates sowie zusätzlich so viele Stimmberechtigte
an, daß deren Zahl insgesamt fünf beträgt.
(3) Die Beschlußfassung des Fachbereichsrats soll spätestens zum
Ende des Semesters erfolgen, das nach Vorliegen der Gutachten
beginnt. Im Fall § 14, Abs. 2 verlängert sich diese Frist um
ein Semester.
(4) Weicht der Fachbereichsrat bzw. der Ausschuß i. S. von Abs. 2
von der Entscheidung der Habilitationskommission ab oder folgt
er der Empfehlung der Kommission nach § 1 Satz 2 nicht, so hat
er der Habilitationskommission Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben und sodann erneut Beschluß zu fassen.
- 9 -
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(5) Wird die Feststellung der Lehrbefähigung durch den Fach¬
bereichsrat bzw. den Ausschuß i. S. von Abs. 2 abgelehnt,
so ist das Habilitationsverfahren gescheitert. Das Habilitations¬
verfahren kann in diesem Falle einmal und frühestens ein Jahr
nach Ablehnung der Habilitation wiederholt werden. Für das Wieder¬
holungsverfahren gelten die vorstehenden Bestimmungen.
(6) Das Ergebnis der Beschlußfassung ist dem Bewerber unverzüglich
durch den Dekan mitzuteilen.
(7) Mit der Feststellung der Lehrbefähigung durch den Fachbereich
ist das Habilitationsverfahren abgeschlossen. Der Habilitierte
erhält vom Dekan eine Urkunde Uber die Feststellung der Lehr¬
befähigung. Diese Urkunde enthält:
a) die wesentlichen Personalangaben.
b) das Thema der Habilitationsschrift.
c) die Bezeichnung des Faches, für das die Lehrbefähigung
festgestellt wird.
d) den Tag der Feststellung der Lehrbefähigung.
e) die eigenhändigen Unterschriften des Vorsitzenden der
Habilitationskommission, des Dekans und des Rektors.
f) das Siegel der Gesamthochschule Paderborn.
§ 16 Einsicht in die Habilitationsunterlagen
Nach Abschluß des Habilitationsverfahrens ist dem Habilitanden
Einsicht in alle Unterlagen, außer den Gutachten, zu gewähren.
§ 17 Verleihung der Lehrbefugnis
(1) Ein Habilitierter hat das Recht, bei einem Fachbereich, in dem
das Fachgebiet seiner Lehrbefähigung vertreten ist, einen
Antrag auf Verleihung der Lehrbefugnis (Venia legendi) für das
Fachgebiet zu stellen, für das er die Lehrbefähigung besitzt.
Die Lehrbefugnis kann nur verweigert werden, wenn Gründe gem.
§ 19 Abs. 1 sowie § 21 Abs. 2 Buchst, c HabO vorliegen. Der
Antrag bedarf der Annahme durch den zuständigen Fachbereichsrat
und den Senat jeweils mit einfacher Mehrheit.
- 10 -
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(2) Uber die Verleihung der Lehrbefugnis erhält der Habilitierte
eine Urkunde mit folgenden Angaben:
a) die wesentlichen Personalien des Bewerbers,
b) die Bezeichnung des Fachs, für das die Lehrbefähigung
festgestellt wurde,
c) die Bezeichnung des Fachbereichs, der die Lehrbefähigung
festgestellt hat,
d) die Angabe des Tages der Beschlußfassung über die
Habilitation,
e) die Bezeichnung des Tages der Beschlußfassung über die
Erteilung der Lehrbefugnis,
f) die eigenhändigen Unterschriften des Dekans und des Rektors,
g) das Siegel der Hochschule.
Mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde ist der Inhaber
Privatdozent.
(3) Spätestens in dem Semester, das der Aushändigung der Urkunde
folgt, stellt sich der Privatdozent der Hochschulöffentlichkeit
durch eine Antrittsvorlesung vor, zu der der Dekan einlädt.
(4) Der Privatdozent hat das Recht und die Pflicht, in jedem
Semester mindestens eine zweistündige Vorlesung aus seinem
Fachgebiet zu halten sowie Prüfungen abzunehmen. Das Rektorat
kann auf Empfehlung des Fachbereichs für ein Semester eine
Unterbrechung der Tätigkeit des Privatdozenten genehmigen.
§18 Erweiterung der Lehrbefähigung
(1) Die Erweiterung der Lehrbefähigung kann auf Antrag des
Habilitierten erfolgen.
(2) Das Verfahren richtet sich nach den §§ 3 ff.
§19 Erlöschen und Entzug
(1) Die Lehrbefähigung erlischt, wenn der akademische Grad nicht
mehr geführt werden darf, der Voraussetzung für die Zulassung
zum Habilitationsverfahren war.
- 11 -
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(2) Die Lehrbefähigung wird entzogen, wenn die Habilitation mit
» unlauteren Mitteln erlangt wurde.
(3) Die Entscheidung zu 1. und 2. treffen der Fachbereichsrat und
das Rektorat im Einvernehmen, wobei dem Betroffenen vorher Ge¬
legenheit zur Stellungnahme zu geben ist.
§ 20 Umhabllitation
Personen, die an einem entsprechenden Fachbereich oder einer
entsprechenden Fakultät einer anderen Universität oder Hochschule
rechtskräftig habilitiert sind, können auf Antrag die Lehrbefug¬
nis in einem entsprechenden Fachbereich der Hochschule Paderborn
erhalten. In diesem Fall wird in der Regel auf zusätzliche
Habilitationsleistungen ganz oder teilweise verzichtet. Über
einen entsprechend gestellten Antrag ist unverzüglich vom Fach¬
bereichsrat zu entscheiden. Im übrigen gilt § 17 entsprechend.
§ 21 Erlöschen und Entzug der Lehrbefugnis
(1) Die Lehrbefugnis erlischt
a) bei schriftlichem Verzicht des Privatdozenten,
b) mit dem Widerruf der Feststellung der Lehrbefähigung.
(2) Die Lehrbefugnis wird entzogen
a) wenn der Privatdozent in zwei aufeinanderfolgenden Semestern
ohne wichtige Gründe keine Vorlesungen gehalten hat,
b) wenn der Privatdozent seine Aufgaben als Mitglied der
Hochschule Paderborn trotz Anmahnung nicht wahrnimmt.
c) wenn Gründe vorliegen, die nach beamtenrechtlichen Bestimmungen
bei einem Beamten auf Lebenszeit zur Entlassung oder Ent¬
fernung aus dem Dienst führen.
(3) Die Entscheidungen zu (1) und (2) trifft der Fachbereichsrat
und das Rektorat im Einvernehmen, wobei dem Betroffenen vorher
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben ist.
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§ 22 Ubergangsregelungen
Wer innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten
der Habilitationsordnung schriftlich zu Händen des Dekans
geltend macht, daß er die Habilitation nach der bisher gültigen
Habilitationsordnung der Pädagogischen Hochschule Westfalen-Lippe
anstrebt, hat das Recht, ein Verfahren nach dieser Habilitations¬
ordnung zu beantragen. Der Antrag auf Eröffnung des Habilitations¬
verfahrens nach der Habilitationsordnung der Pädagogischen
Hochschule Westfalen-Lippe muß innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der Habilitationsordnung des Fachbereiches ge¬
stellt werden.
§ 23 Inkrafttreten
Diese Habilitationsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung
in den amtlichen Mitteilungen der Gesamthochschule Paderborn
in Kraft.
! GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
Ergebnis der V.rahlen der Dekane und Prodekane für das Studien-
jähr 1979/80
/
Jahrgang 1979 26.6.1979 Nr. 16
Ergebnis der Wahlen der Dekane und Prodekane für^äs Studien¬
jahr 1979/80 ■
Fachbereich 1
Dekan :
Prodekan:
- Philosophie - Religionswissenschaften
Schaftswissenschaften (Paderborn)
Gesell-
Professor Dr.
Professor Dr.
Lohraar
Schellong
Fachbereich 2
Dekan :
Prodekan:
- Erziehungswissenschaften
(Paderborn)
o. Professor Dr. Heichert
o. Professor Dr. König
Psychologie - Sport
Fachbereich 3
Dekan :
Prodekan:
- Sprach- und Literaturwissenschaften (Paderborn)
o. Professor Dr. Thoraas
o. Professor Dr. Aßheuer
Fachbereich 4 - Kunst- und Musikpädagogik (Paderborn)
Dekan : Studienprofessor Dr. Niederau
Prodekan: Studienprofessor Schräder
Fachbereich 5 - Wirtschaftswissenschaft (Paderborn)
Dekan : o. Professor Dr. Skala
Prodekan: V/. R. u. Professor Dr. Weber
Fachbereich 6 - Naturwissenschaften I (Paderborn)
Dekan : o. Professor Dr. Holzapfel
Prodekan: W. R. u. Professor Dr. Kleemann
Fachbereich 7 - Architektur (Höxter)
Dekan :
Prodekan:
FHL Professor Dipl.-
FHL Professor Dinl.-
Ing.
Ing.
Krawinkel
Kedefindt
Fachbereich 8 - Bautechnik (Höxter)
Dekan :
Prodekan:
FHL Professor Dr. Ewert
FHL Professor Dipl.-Ing. Gadiel
Fachbereich 9 - Landbau (Soest)
Dekan : FHL Professor Dr. *Röper
Prodekan: FHL Professor Dr. Schulte-Sienbeci
Fachbereich 10 - Maschinentechnik I (Paderborn)
Dekan : o. Professor Dr. Gorenflo
Prodekan: o. Professor Dr. Lückel
Fachbereich 11 - Maschinentechnik II (Meschede)
Dekan : FKL Professor Dipl.-Ing. Petry
Prodekan: FHL Professor Dipl.-Ing. Reinhart
Fachbereich 12 - Maschinentechnik III (Soest)
Dekan : FKL Professor Dipl.-Ing. Ravenstein
Prodekan: FHL Professor Dipl.-Ing. Hartkamp
Fachbereich 13 - Naturwissenschaften II (Paderborn)
Dekan : FHL Professor Dr. Weber
Prodekan: o. Professor Dr. Kettrup
Fachbereich 14 - Elektrotechnik - Elektronik (Paderborn)
Dekan : o. Professor Dr. Dörrscheidt
Prodekan: o. Professor Dr. Kumm
Fachbereich 15 - Nachrichtentechnik (Meschede)
Dekan : FHL Professor Dr. Fritsch
Prodekan: FHL Professor Dr. Opielka
Fachbereich 16 - Elektrische Energietechnik (Soest)
Dekan : FHL Professor Dipl.-Ing. Grüneberg
Prodekan: FKL Professor Dr. Becker
Fachbereich 17 - Mathematik - Informatik (Paderborn)
Dekan : FKL Professor Dr. Meltzow
Prodekan: o. Professor Dr. Bierstedt
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
%
Promotionsordnung des Fachbereichs Elektrotechnik-
Elektronik der Gesamthochschule Paderborn
Jahrgang 1979 6.8.1979 Nr. 17
Promotionsordnung
des Fachbereichs Elektrotechnik-Elektronik
der Gesamthochschule Paderborn
§ 1 Promoti onsrecht
(1) Die Promotion dient dem Nachweis besonderer
wissenschaftlicher Kenntnisse und Fähigkeiten.
Der Fachbereich Elektrotechnik-Elektronik der
Gesamthochschule Paderborn verleiht aufgrund
einer anerkannten und selbständigen wissen¬
schaftlichen Leistung (Dissertation) und einer
mündlichen Prüfung den akademischen Grad eines
Doktor-Ingenieurs (abgekürzt: "Dr.-Ing.").
(2) Als Anerkennung besonderer wissenschaftlicher
Leistungen kann der Fachbereich diesen Doktor¬
grad auch "ehrenhalber" (abgekürzt: "Dr.-Ing. E.h.")
verleihen.
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§ 2 Promotionsvoraussetzungen
(1) Voraussetzung für die Promotion ist ein abgeschlossenes
wissenschaftliches Studium in der Fachrichtung Elektro¬
technik. Dieses ist nachzuweisen durch ein qualifiziertes
Diplomexamen, das ein achtsemestriges Studium an einer
wissenschaftlichen Hochschule voraussetzt.
(2) Von diesem Erfordernis kann der Promotionsausschuß in
den folgenden Fällen eine Ausnahme zulassen:
a) wenn der Bewerber einen qualifizierten Abschluß besitzt,
der ein achtsemestriges Studium in einem anderen tech¬
nischen oder naturwissenschaftlichen Fach an einer
wissenschaftlichen Hochschule voraussetzt, über hin¬
reichende ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse verfügt
und die Dissertation von ingenieurwissenschaftlichem
Inhalt ist,
b) wenn der Bewerber eine qualifizierte Erste Staatsprüfung
für das Lehramt für die Sekundarstufe II für das Fach
Elektrotechnik nachweist, sowie eine Zusatzprüfung nach
Absatz (3) abgelegt hat und die Dissertation von inge¬
nieurwissenschaftlichem Inhalt ist. Die Zusatzprüfung
muß bestanden sein, bevor das Promotionsverfahren er¬
öffnet wird,
c) wenn der Bewerber einen qualifizierten Abschluß, der
ein sechssemestriges Studium im integrierten Studien¬
gang Elektrotechnik an einer Gesamthochschule voraus¬
setzt, besitzt, ein mindestens zweisemestriges Aufbau¬
studium absolviert hat und eine Zusatzprüfung nach
Absatz (3) abgelegt hat. Die Zusatzprüfung muß bestanden
sein, bevor das Promotionsverfahren eröffnet wird.
(3) Die Zusatzprüfung erstreckt sich auf die Fachprüfungen,
die im Hauptstudium II im Fachbereich Elektrotechnik-
Elektronik vorgesehen sind. Unter Hinweis auf ein be¬
absichtigtes Promotionsverfahren stellt der Bewerber
- ä -
an den Vorsitzenden des Promotionsausschusses einen An¬
trag auf Zulassung zur Zusatzprüfung. Der Promotionsaus¬
schuß entschei ctet über die Zulassung. Der Promotionsausschuß
kann bereits erbrachte, gleichwertige Prüfungs1 eistungen als
Teile der Zusatzprüfung anerkennen. Die Bewertung der Zusatz¬
prüfung regelt sich nach den Bestimmungen der Prüfungsordnung
für den integrierten Studiengang E1ektrotechnik-E1ektronik des
Fachbereichs. Der Dekan stellt eine Bescheinigung über die
bestandene Zusatzprüfung aus. Wird eine Fachprüfung der Zusatz¬
prüfung mit "nicht ausreichend" beurteilt, so kann der Bewer¬
ber diese einmal wiederholen. Die Wiederholung muß spätestens
ein Jahr nach der nicht bestandenen Fachprüfung stattfinden.
Wird auch die Wiederholungsprüfung mit "nicht ausreichend"
bewertet, so gilt die Zusatzprüfung als nicht bestanden.
(4) Ausländische Examina werden anerkannt, sofern sie einem
deutschen Abschlußexamen gem. Abs. 1 entsprechen. Die Gleich¬
wertigkeit ausländischer Examina wird durch die von der KMK
und WRK gebilligten Squiva1enz-Vereinbarungen festgestellt.
Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist die Zentralstelle
für ausländische Bildungswesen zu hören.
(5) Vor der Promotion soll der Bewerber in der Regel zwei
Semester an der Gesamthochschule Paderborn im Fachbereich
Elektrotechnik studiert haben.
$
§ 3
(1 )
Prompt ionsleistungen
Die Promotions1eistungen bestehen
und der mündlichen Prüfung.
aus der Dissertation
(2) Die Dissertation muß einen selbständig erarbeiteten und
angemessen formulierten Beitrag zu einem wissenschaft¬
lichen Problem einer der im Fachbereich Elektrotechnik-
Elektronik vertretenen Fächer darstellen. Die Dissertation
muß in deutscher Sprache verfaßt sein; über Ausnahmen ent¬
scheidet der Promotionsausschuß.
(3) Die vorherige Veröffentlichung von Teilen der Dissertation
ist nach Genehmigung durch den Promotionsausschuß zulässig
(4) Die mündliche Prüfung besteht aus einem Referat über die
Dissertation sowie einem Prüfungsgespräch. Letzteres er¬
streckt sich auf die Dissertation sowie Probleme des Fach¬
gebiets, aus dessen Themenbereich die Dissertation stammt.
♦
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§ 4 Promotionsausschuß
(1) Der Fachbereichsrat wählt einen Promotionsausschuß, der für
die Durchführung der Promotionsverfahren zuständig ist.
(2) Dem Promotionsausschuß gehören drei Hochschullehrer,
ein wissenschaftlicher Mitarbeiter und ein Student an.
(3) Die Amtszeit des Promotionsausschusses beträgt zwei Jahre,
bei Studenten 1 Jahr. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus,
wählt der Fachbereichsrat für die verbleibende Zeit ein
neues Mitglied.
(4) Die Mitglieder des Promotionsausschusses wählen aus ihrem
Kreis den Vorsitzenden, der ordentlicher Professor oder
Wissenschaftlicher Rat und Professor im Fachbereich Elektro¬
technik-Elektronik sein muß und den stellvertretenden Vor¬
sitzenden.
(5) Dem Promotionsausschuß obliegen im Rahmen der Verfahrens¬
leitung insbesondere folgende Aufgaben:
a) die Entscheidung über die Zulassung zur Promotion gem. § 2
b) die Entscheidung über die Zulassung zur Zusatzprüfung und
die Festlegung des Ilmfanges der Zusatzprüfung gem. § 2
Abs. 4
c) die Entscheidung, ob die Dissertation in einer Fremd¬
sprache verfaßt werden darf, gem. § 3 Abs. 2
d) die Bestellung der Gutachter und der weiteren Mitglieder
der Promotionskommission gem. § 5
e) die Bestellung weiterer Gutachter gem. § 8 Abs. 4
f) die Entscheidung über die Annahme der Dissertation
gem. § 8 Abs. 7
g) die Festlegung des Termins für die mündliche Prüfung
gem. § 9 Abs. 1
h) die Entscheidung bei Versäumnis des Termins der münd¬
lichen Prüfung gem. § 9 Abs. 2
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i) die Bestellung eines Ersatzmitgliedes für die Promotions¬
kommission gem. § 9 Abs. 8
j) die Entscheidung über die Einstellung des Promotions¬
verfahrens gem. § 13
k) die Entscheidung über Widersprüche des Kandidaten gegen
Beschlüsse innerhalb des Promotionsverfahrens.
(6) Der Promotionsausschuß beschließt mit einfacher Mehrheit.
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag. Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn der
Vorsitzende und drei weitere Mitglieder anwesend sind.
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§ 5 Promoti ons kommiss i on
(1) Der Promotionsausschuß bestellt eine Promotionskommission
für jedes einzelne Promotionsverfahren.
(2) Die Promotionskommission besteht aus 4 Mitgliedern; ihr
kann außer Hochschullehrern mit Forschungsaufgaben oder
besonderen Forschungsleistungen ein wissenschaftlicher
Mitarbeiter angehören. Für die Mitgliedschaft in der Promo¬
tionskommission ist der Nachweis der Promotion und zusätz¬
licher wissenschaftlicher Veröffentlichungen erforderlich.
§ 26,2 des Hochschulgesetzes ist zu beachten. Mindestens
zwei Mitglieder der Promotionskommission müssen Gutachter
der Arbeit sein. Der Vorsitzende sowie mindestens einer der
beiden in der Promotionskommission vertretenen Gutachter
müssen ordentlicher Professor oder Wissenschaftlicher Rat
und Professor im Fachbereich E1ektrotechnik-E1ektronik sein.
(3) Bei der Bestellung der Gutachter ist in der Regel ein Vor¬
schlag des Bewerbers gem. § 6 Abs. 3 zu berücksichtigen.
(4) Die Promotionskommission führt die mündliche Prüfung gem.
§ 9 durch und setzt die Gesamtnote gem. § 10 fest.
#
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§ 6 Promoti onsantrag
(1) Der Bewerber stellt den Promotionsantrag schriftlich an
den Vorsitzenden des Promotionsausschusses. Der Promotions¬
ausschuß überwacht das Promotionsverfahren.
(2) Dem Promotionsantrag sind folgende Unterlagen beizufügen:
a) der Nachweis über ein abgeschlossenes Hochschulstudium
gem. § 2 Abs. 1,
b) falls die Promotionsvoraussetzung gem. § 2 Abs. 1 nicht
erfüllt ist, der Nachweis über die erfolgreich abgelegte
Zusatzprüfung nach § 2 Abs. 2 und 3,
c) ein tabellarischer Lebenslauf,
d) drei Exemplare der Dissertation in Maschinenschrift,
e) eine Erklärung des Bewerbers, daß er die Dissertation
selbständig verfaßt und alle benutzten Hilfsmittel und
Quellen angegeben hat,
f) eine Erklärung des Bewerbers, ob er bereits früher oder
gleichzeitig ein Promotionsverfahren an einer anderen
Hochschule oder bei einem anderen Fachbereich beantragt
hat, ggf. nebst vollständiger Angabe über dessen Ausgang,
g) eine Erklärung, daß die geltende Promotionsordnung dem
Bewerber bekannt ist,
h) ggf. eine Erklärung des Bewerbers, daß er die Öffent¬
lichkeit der mündlichen Prüfung gem. § 20 Abs. 6
Hochschuigesetzt ablehnt,
i) polizeiliches Führungszeugnis
(3) Dem Antrag kann ein begründeter Vorschlag für den ersten
und den zweiten Gutachter beigefügt werden.
t
Eine vom Fachbereich E1ektrotechnik-Elektronik , von
einem anderen Fachbereich oder einer anderen Hochschule
zurückgewiesene Dissertation darf nicht wieder in der
gleichen Fassung zum Zwecke der Promotion vorgelegt
werden. Hat ein Bewerber ein Promotionsverfahren nicht
bestanden, so ist eine erneute Zulassung zu einem Pro-
motionsverfahren an der Gesamthochschule Paderborn im
Fachbereich Elektrotechnik-Elektronik nur einmal möglich.
Die Arbeit muß zu diesem Zweck ganz oder teilweise neu¬
gefaßt werden.
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§ 7 Eröffnung des Promotionsverfahrens
(1) über die Eröffnung des Promotionsverfahrens entscheidet
der Promotionsausschuß. Die Eröffnung kann abgelehnt
werden, wenn die Voraussetzungen nach § 2 nicht erfüllt
sind oder wenn die Unterlagen nach § 6 Abs. 2 nicht voll¬
ständig sind oder wenn keiner der ordentlichen Professoren
und der wissenschaftlichen Räte und Professoren des Fach¬
bereichs Elektrotechnik-Elektronik sich als sachlich zu¬
ständig erklärt, als Gutachter tätig zu werden. Wird die
Eröffnung abgelehnt, so ist dies dem Bewerber unverzüglich
schriftlich unter Angabe der Gründe mit einer Rechtsmittel-
belehrung durch den Vorsitzenden des Promotionsausschusses
mi tzutei1en.
(2) Ein Promotionsgesuch kann innerhalb eines Monats nach
der Entscheidung des Promotionsausschusses über die Er¬
öffnung zurückgenommen werden. Das Verfahren gilt in diesem
Falle als nicht beantragt.
(3) Der Vorsitzende des Promotionsausschusses gibt die Er¬
öffnung des Verfahrens dem Bewerber und der Hochschul¬
öffentlichkeit bekannt.
•
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§ 8 Beurteilung der Dissertation
(1) Die Gutachter erstellen voneinander unabhängig schrift¬
liche Gutachten, die eine Empfehlung über Annahme oder
Ablehnung der Dissertation sowie im Falle der Annahme
einen Notenvorschlag erhalten.
(2) Die Frist von der Eröffnung des Promotionsverfahrens bis
zur Fertigstellung der Gutachten beträgt höchstens zwei
Monate.
(3) Die Note der Dissertation kann lauten
1 = sehr gut
2 = gut
3 = befriedigend
4 = ausreichend
5 = nicht ausreichend
Die Note "nicht ausreichend" ist gleichbedeutend mit der
Ablehnung der Arbeit.
(4) Besteht zwischen den Gutachtern keine Einigkeit über die
Annahme der Dissertation, so wird vom Promotionsausschuß
ein weiterer Hochschullehrer mit Forschungsaufgaben oder
besonderen Forschungs1eistungen als Gutachter bestellt.
(5) Nach Fertigstellung der Gutachten liegt die Arbeit mit den
Gutachten zwei Wochen im Dekanat aus. Der Vorsitzende des
Promotionsaussc husses gibt die Auslage der Dissertation mit
der Auslagefrist durch Anschlag und durch Rundschreiben an
alle Hochschullehrer und wissenschaftliche Mitarbeiter des
Fachbereichs bekannt.
•
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(6) Die Dissertation ist während der Auslagefrist allen
Hochschulangehörigen zugänglich. Die Gutachten sind
während der Auslagefrist zugänglich für alle Hochschul¬
lehrer der beteiligten Fachbereiche, den Rektor und die
Mitglieder des Promotionsausschusses. Jeder Hochschul¬
lehrer der beteiligten Fachbereiche hat das Recht, inner¬
halb einer Woche nach Beendigung der Auslagefrist eine
Stellungnahme abzugeben.
(7) Der Promotionsausschuß entscheidt spätestens eine Woche
nach Ablauf der Äußerungsfrist auf der Grundlage der
vorliegenden Gutachten über die Annahme der Dissertation.
(8) Im Falle einer Ablehnung der Dissertation ist der Bewerber
unverzüglich durch den Vorsitzenden des Promotionsausschusses
zu unterrichten. Mit der Ablehnung ist das Promotionsverfahren
beendet.
I
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§ 9 Mündliche Prüfung
(1) Der Promotionsausschuß setzt unmittelbar nach der Ent¬
scheidung über die Annahme der Dissertation den Termin
für die mündliche Prüfung fest.
(2) Versäumt der Bewerber schuldhaft den Prüfungstermin oder
tritt er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe
zurück, gilt die Prüfung als nicht bestanden.
(3) Die mündliche Prüfung wird von der Promotionskommission
als Kol 1egialprüfung durchgeführt. Sie soll etwa eine
Stunde dauern. Sie beginnt mit einem Bericht des Bewerbers
von etwa 20 Minuten über Inhalt und Ergebnisse seiner
Dissertation. Über den Verlauf der Prüfung fertigt ein
Mitglied der Promotionskommission ein Protokoll an.
(4) Ober die Note der mündlichen Prüfung entscheidet der
Prüfungsausschuß unmittelbar nach Abschluß der Prüfung.
(5) Die Note der mündlichen Prüfung kann lauten
1 = sehr gut
2 = gut
3 = befriedigend
4 = ausreichend
5 = nicht ausreichend.
(6) Wird die mündliche Prüfung mit "nicht ausreichend"
beurteilt, so kann der Bewerber die Prüfung einmal
wiederholen. Die Wiederholung soll spätestens bis zum
Ablauf eines Jahres stattfinden.
(7) Besteht der Bewerber auch die Wiederholungsprüfung
nicht, so ist das Promotionsverfahren endgültig
gesche i tert.
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Kann die mündliche Prüfung nicht stattfinden, weil ent¬
weder der Vorsitzende oder einer der beiden Gutachter,
die die Annahme der Dissertation empfohlen haben, aus
triftigen Gründen verhindert ist, so muß die Prüfung
innerhalb von drei Monaten nachgeholt werden. Ist es
einer der oben genannten Personen innerhalb dieses Zeit¬
raumes nicht möglich, an einer Prüfung teilzunehmen, so
wird vom Promotionsausschuß ein Ersatzmitglied mit ent¬
sprechender Qualifikation für den Prüfungsausschuß be¬
st i mmt.
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§ 10 Gesamtnote der Promotion
(1) Ist die mündliche Prüfung bestanden, so setzt der
Prüfungsausschuß unmittelbar nach der Bewertung der
mündlichen Prüfung die Gesamtnote der Promotion fest.
(2) Die Gesamtnote wird gebildet als arithmetisches Mittel
der Noten der beiden Gutachten und der mündlichen Prüfung.
Die Gesamtnote lautet:
bei einem Durchschnitt bis 1,5 einschl. "sehr gut bestanden"
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 einschl."gut bestanden"
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 einschl ."befriedigend
bestanden"
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4.0 einsch1 ."bestanden ."
Bei einem Durchschnitt von 1,0 kann der Prüfungsausschuß
die Note "mit Auszeichnung bestanden" vergeben.
(3) Wurde nach § 8 Abs. 4 ein dritter Gutachter bestellt, so
zählen bei der Bildung der Gesamtnote nur die beiden Gut¬
achten, die eine Annahme der Dissertation empfehlen.
0
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§ 11 Veröffentlichung der Dissertation
(1) Der Bewerber hat als Teil seiner Promotions1eistung die
Dissertation in angemessener Weise der wissenschaftlichen
Öffentlichkeit zugänglich zu machen.
Diese Forderung ist erfüllt, wenn der Verfasser neben
den für die Prüfungsakten erforderlichen Exemplaren
unentgeltlich an die Hochschu1bibliothek abliefert:
entweder a) 150 Exemplare in Buch- oder Fotodruck
zum Zweck der Verbreitung
oder b) 3 Exemplare, wenn die Veröffentlichung in
einer Zeitschrift erfolgt
oder c) 3 Exemplare, wenn ein gewerblicher Verleger
die Verbreitung über den Buchhandel übernimmt
und eine Mindestauflage von 150 Exemplaren
nachgewiesen wird
oder d) 3 Exemplare in kopierfähiger Maschinenschrift
zusammen mit der Mutterkopie und 150 weiteren
Kopien in Form von Mikrofiches.
In diesem Fall überträgt der Doktorand der
Hochschule das Recht, weitere Kopien in Form
von Mikrofiches von seiner Dissertation her¬
zustellen und zu verbreiten
und eine vom ersten Gutachter genehmigte Zusammen¬
fassung (Abstract) seiner Dissertation im
Umfang von nicht mehr als einer Seite für die
Zwecke einer Veröffentlichung.
(2) Der Bewerber hat die Pflicht, die in Abs. 1 genannten
Auflagen innerhalb eines Jahres nach Abschluß der münd¬
lichen Prüfung zu erfüllen. Auf begründeten Antrag des
Doktoranden kann der Vorsitzende des Promotionsausschusses
die Frist verlängern.
4
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§ 12 Abschlug des Promotionsverfahrens
(1) Der Vorsitzende des Promotionsausschusses stellt den
Abschluß des Promotionsverfahrens fest und veranlaßt
die Ausfertigung der Urkunde. Die Urkunde enthält den
Titel der Dissertation und die Gesamtnote der Promotion.
Die Urkunde wird auf den Tag der mündlichen Prüfung aus¬
gestellt. Die Urkunde trägt die Unterschriften des Rektors,
des Dekans und das Siegel der Gesamthochschule Paderborn.
(2) Der Dekan händigt dem Bewerber die Urkunde aus, sobald
die Ablieferung der Pflichtexemplare gem. § 11 erfolgt ist.
(3) Mit der Aushändigung der Urkunde ist die Promotion voll¬
zogen und die Berechtigung zur Führung des Doktorgrades
e rworben.
(4) Der Dekan unterrichtet den Fachbereichsrat über den Abschluß
des Verfahrens. Der Abschluß des Verfahrens wird der Hoch-
schulöffentlichkeit bekanntgegeben.
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§ 13 Einstellung des Promotionsverfahrens
(1) Wird festgestellt, daß der Bewerber irreführende Angaben
zu § 6 Abs. 2 gemacht hat, so entscheidet der Promotions¬
ausschuß, ob das Promotionsverfahren fortgeführt werden
kann. Der Bewerber muß die Gelegenheit erhalten, zu den
gegen ihn erhobenen Vorwürfen Stellung zu nehmen.
(2) Das Promotionsverfahren gilt als abgebrochen, wenn die
Fristen zur Abgabe der Pflichtexemplare nach § 11 nicht
eingehalten werden.
(3) Gilt das Promotionsverfahren als nicht bestanden, so
stellt der Vorsitzende des Promotionsausschusses die
Einstellung des Verfahrens fest und unterrichtet die
Gutachter, den Fachbereichsrat und den Bewerber.
•
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Kooperationsvereinbarung zwischen der Gesamthochschule
Paderborn und der Theologischen Fakultät Paderborn
Nachstehende Briefe sind am 3. Juli 1979 zwischen den
Rektoren ausgetauscht worden:
Jahrgang 1979 9.8.1979 Nr. 18
THEOLOGISCHE FAKULTÄT PADE ^ORN
DER REKTOR
Magnifizenz, sehr verehrter Herr Kollege!
In dem Wunsch, zwischen der Gesamthochschule Paderborn und der
Theologischen Fakultät Paderborn eine engere Kooperation anzu¬
streben, erklärt der unterzeichnete Rektor aufgrund des Be¬
schlusses der Fakultätskonferenz vom 2. Juli 1979 und nach Zu¬
stimmung durch den Magnus Cancellarius, daß die Theologische
Fakultät Paderborn
- bereit ist, nach Maßgabe der Statuten der Theologischen Fakul¬
tät eingeschriebene Studenten der Gesamthochschule auf Antrag
als Zweithörer für einen Studiengang an der Theologischen Fa¬
kultät Paderborn mit der Berechtigung zum Besuch von Lehrver¬
anstaltungen und zur Ablegung von Prüfungen nach Maßgabe der
Prüfungs- und Studienordnungen zuzulassen und ihnen nach Maß¬
gabe der Lizentiats-, Promotions- und Habilitationsordnung
den Erwerb akademischer Grade zu ermöglichen; Beschränkungen
aus kapazitativen Gründen durch hochschulinterne Vergabever¬
fahren bleiben unberührt; die Theologische Fakultät Paderborn
geht dabei davon aus, daß die Gesamthochschule Paderborn ihrer¬
seits den eingeschriebenen Studenten und den wissenschaftlichen
Mitarbeitern der Theologischen Fakultät die gleichen Rechte
einräumt;
- die Benutzung der wissenschaftlichen Einrichtungen (z.B. Prä¬
senzbibliothek, Akademische Bibliothek etc.) gestattet; die
Benutzung erfolgt dabei im Rahmen der Benutzungsordnung; die
Theologische Fakultät geht dabei von einer entsprechenden Be¬
nutzung von Einrichtungen der Gesamthochschule aus;
- bereit ist, im Rahmen des Möglichen auf Gegenseitigkeit die
Vertretung in der Lehre (einschließlich Abnahme von Prüfungen)
zu übernehmen;
EOLOGISCHE FAKULTÄT PADERBORN
DER REKTOR
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- eine Zusammenarbeit bei Forschungsarbeiten anstrebt.
Der Rektor der Theologischen Fakultät Paderborn und der Rektor
der Gesamthochschule Paderborn sowie je ein Fachvertreter der
Hochschulen treffen sich einmal jährlich, möglichst zu Beginn
des Wintersemesters, zu Konsultationen über die vorgenannten
Punkte.
Der unterzeichnete Rektor der Theologischen Fakultät Paderborn
gibt der Hoffnung Ausdruck, daß durch die hiermit angestrebte
engere Zusammenarbeit die Ausbildungs- und Forschungsmöglich¬
keiten an beiden Hochschulen ergänzt werden.
Der Rektor der
Theologischen Fakultät Paderborn
Af_j h~U
(Professor Dr.Dr. Winfried Schulz)
Paderborn, den 3. Juli 1979
Seiner Magnifizenz
Herrn Professor Dr. Friedrich Buttler
Gründungsrektor der Gesamthochschule Paderborn
Warburger Straße 100
4790 Paderborn
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
DER GRONDUNGSREKTOR
Sr. Magnifizenz
Herrn Professor D.Dr. Winfried Schulz
Paderborn
Magnifizenz!
Sehr verehrter Herr Professor D.Dr. Schulz!
In dem Wunsch, zwischen der Theologischen Fakultät und der
Gesamthochschule Paderborn eine engere Kooperation anzustre¬
ben, erklärt der unterzeichnete Rektor aufgrund der Beschlüs¬
se des Rektorats und des Senats der Gesamthochschule, daß die
Gesamthochschule
- bereit ist, nach Maßgabe der Bestimmungen des Hochschulge¬
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen eingeschreibene Stu¬
denten der Theologischen Fakultät auf Antrag als Zweithörer
für einen weiteren Studiengang an der Gesamthochschule Pa¬
derborn mit der Berechtigung zum Besuch von Lehrveranstal¬
tungen und zur Ablegung von Prüfungen nach Maßgabe der Prü¬
flings- und Studienordnungen zuzulassen und ihnen nach Maß¬
gabe der Magister- und Promotionsordnungen den Erwerb aka¬
demischer Grade zu ermöglichen; Beschränkungen aus kapazi-
tativen Gründen, z. B. durch das Vergabeverfahren der ZVS
bzw. hochschulinterne Vergabeverfahren bleiben unberührt;
die Gesamthochschule Paderborn geht dabei davon aus, daß
die Theologische Fakultät Paderborn ihrerseits den einge¬
schriebenen Studenten und den wissenschaftlichen Mitarbei¬
tern der Gesamthochschule die gleichen Rechte einräumt;
- die Benutzung der wissenschaftlichen Einrichtungen (z. B.
Bibliothek, Hochschulrechenzentrum, AVMZ etc.) sowie der
Sportanlagen gestattet; die Benutzung erfolgt dabei im Rah¬
men der Benutzungsordnung;
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die Gesamthochschule geht dabei von einer entsprechenden
Benutzung von Einrichtungen der Theologischen Fakultät
aus;
- bereit ist, im Rahmen des Möglichen auf Gegenseitigkeit
die Vertretung in der Lehre (einschließlich Abnahme von
Prüfungen) zu übernehmen;
- eine Zusammenarbeit bei Forschungsarbeiten anstrebt.
Der Rektor der Gesamthochschule Paderborn und der Rektor
der Theologischen Fakultät sowie je ein Fachvertreter der
Hochschulen treffen sich einmal jährlich, möglichst zu Be¬
ginn des Wintersemesters, zu Konsultationen über die vor¬
genannten Punkte.
Der unterzeichnete Rektor der Gesamthochschule gibt dabei
der Hoffnung Ausdruck, daß durch die hiermit angestrebte
engere Zusammenarbeit die Ausbildungs- und Forschungsmög¬
lichkeiten an beiden Hochschulen ergänzt werden.
Genehmigen Sie, Magnifizenz, die Versicherung meiner aus¬
gezeichneten Hochachtung
Paderborn, den 3. Juli 1979
Siegel
gez. Friedrich Buttler
(Prof. Dr. rer. pol. Friedrich Buttler)
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GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Griindungsrektorat der GH Paderborn
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Verfahrensordnung für die Vorbereitung der Verleihung der Rechts¬
stellung und Bezeichnung eines Honorarprofessors
Jahrgang 1979 19.9.1979 Nr. 19
VERFAHRENSORDNUNG
FÜR DIE VORBEREITUNG DER VERLEIHUNG DER RECHTSSTELLUNG
UND BEZEICHNUNG EINES HONORARPROFESSORS
Für die Verleihung der Rechtsstellung der Bezeichnung
eines Honorarprofessors an der Gesamthochschule
Paderborn sind die im Runderlaß des Ministerpräsidenten
vom
11. Juni 1970 (-H II A 4 43-08/4 - 10560/70-, veröffent
licht im ABl. KM. S. 267) niedergelegten Verwaltungsvor
Schriften maßgebend (vgl. Anlage).
Im Rahmen dieser Verwaltungsvorschriften und der Vorläufigen
Grundordnung wird an der Gesamthochschule Paderborn folgen¬
dermaßen verfahren:
1. Falls ein Fachbereich beabsichtigt, einen Antrag auf Ver¬
leihung der Rechtsstellung und der Bezeichnung eines Ho¬
norarprofessors zu stellen, informiert er den Rektor über
diese Absicht.
2. Der Fachbereichsrat holt wenigstens zwei auswärtige Gut¬
achten ordentlicher Professoren bzw. Wissenschaftlicher
Räte und Professoren von wissenschaftlichen Hochschulen
ein, die dasjenige Fachgebiet vertreten, in dem die für
den Vorschlag zur Verleihung der Rechtsstellung und Be¬
zeichnung eines Honorarprofessors vorgesehene Persönlich¬
keit wirkt.
In besonders zu begründenden Ausnahmefällen kann auf die
Einholung von Gutachten verzichtet werden.
Die Gutachten müssen das wissenschaftliche Werk der vor¬
zuschlagenden Persönlichkeit ausführlich würdigen und
zweifelsfrei erkennen lassen, daß diese die Voraussetzun¬
gen gem. Nr. 1.1 der o. a. Verwaltungsvorschriften er¬
füllt.
Die Benennung der Gutachter erfolgt durch den Fachbereichs¬
rat.
3. Der Fachbereichsrat beschließt auf der Grundlage der Gut¬
achten mit der Mehrheit der Mitglieder des Fachbereichs¬
rats. Die Abstimmung erfolgt geheim.
§ 48 Abs. 8 der Vorläufigen Grundordnung findet entspre¬
chende Anwendung.
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4. Der Fachbereichsrat leitet seinen Vorschlag an den Vor¬
sitzenden des Senats zur Entscheidung durch den Senat
weiter.
Dem Vorschlag sind beizufügen:
a) die Begründung für den Vorschlag, die insbesondere
auf die Persönlichkeit des Vorgeschlagenen, auf sei¬
ne bisherigen wissenschaftlichen oder künstlerischen
Leistungen z. B. Veröffentlichungen, Erfindungen,
hervorragende Leistungen im Beruf und auf seine bis¬
herige Lehrtätigkeit eingeht. Der Vorgeschlagene soll
in der Regel über einen Zeitraum von drei Semestern
einen Lehrauftrag an der Gesamthochschule Paderborn
durchgeführt haben.
b) ein Verzeichnis der von dem Vorgeschlagenen veröffent¬
lichten wissenschaftlichen Schriften;
c) die vom Fachbereichsrat über den Vorgeschlagenen ein¬
geholten Gutachten;
d) die Begründung der Erwartung, daß der Vorgeschlagene
eine enge Verbindung zur Gesamthochschule Paderborn
pflegen und sich auf seinem Fachgebiet an Forschung
und Lehre beteiligen werde.
5. Für die Beschlußfassung des Senats gilt Nr. 3 dieser Ver¬
fahrensordnung entsprechend.
Stimmt der Senat dem Vorschlag zu, so leitet der Rektor
den Vorschlag in Anwendung der Nr. 2 der o. a. Verwal¬
tungsvorschriften an den Hinister für Wissenschaft und
Forschung des Landes Mordrhein-Westfalen weiter.
- 3 -
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6. Der Senat entscheidet Uber Anträge auf Berufung von Hono¬
rarprofessoren in der Regel nur einmal im Jahr, und zwar
im Monat Oktober. Die Fachbereiche können dem Rektor in
der Regel bis 15. 9. des jeweiligen Kalenderjahres Anträge
vorlegen.
7. Diese Verfahrensordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent¬
lichung in den "Amtlichen Mitteilungen der Gesamthochschule
Paderborn" in Kraft.
ANLAGE
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
%
PromotionsOrdnung des
Facht er e i chs V/irt s chaf t swi s s ens chaf t
u?(S in
"
Jahrgang 1979 19.9.1979 Nr. 20
Der Minister für V/issenschaf t und Forschung des
Landes KV/ hat mit Erlaß vorn 22. Juni 1979 -
I 13 2 81/1/110 die
Promotionsordnung des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft der Gesamt¬
hochschule Faderborn
mit Maßgaben genehmigt.
Der Gründungssenat ist den Maßgaben am 5. September
1979 beigetreten.
Die Promotionsordnung wird hiermit gem. § 47 I VGrundO
veröffentlicht.
Paderborn, d. /f.'Sept. 1979
Der Gründungsrektor
<~hc t<-'^n>
(Pnjf. Dr. FQ Buttler)
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
Fachbereich 5
Wi rtschaftswissenschaft
PROMOTIONSORDNUNG
des Fachbereichs
WIRTSCHAFTSWISSENSCHAFT
§ 1: Doktorgrad
1. Die Promotion dient dem Nachweis besonderer wissenschaftlicher
Kenntnisse und Fähigkeiten. Der Fachbereich Wirtschaftswissen¬
schaft der Gesamthochschule Paderborn verleiht den Grad eines
Doktors der Wirtschaftswissenschaften (Dr. rer. pol.).
2. Als Anerkennung für besondere wissenschaftliche Leistungen kann
der Senat auf Vorschlag des Fachbereichs den genannten Doktor¬
grad auch "honoris causa" verleihen.
§ 2: Promotionsvoraussetzungen
1. Voraussetzung für die Promotion ist ein mindestens befriedigen¬
der Hochschulabschluß, der ein achtsemestriges Studium voraus¬
setzt. Der Kandidat ist auch zuzulassen, wenn ein mindestens be¬
friedigender Hochschulabschluß in einem wirtschaftswissenschaft¬
lichen Fach vorliegt, der ein sechssemestriges Studium an einer
wissenschaftlichen Hochschule voraussetzt und ein zweisemestri-
ges Aufbaustudium in diesem Fach nachgewiesen wird.
2. Nach dem Aufbaustudium im Fall des Abs. 1, Satz 2, findet eine
mündliche Prüfung statt; ihr Bestehen ist Voraussetzung für die
Zulassung zur Promotion. Eine Note für die bestandene Prüfung
wird nicht erteilt. Im Falle einer Dissertation aus dem Fach
Volkswirtschaftslehre erstreckt sich die Prüfung auf die Gebiete
Volkswirtschaftstheorie und -politik gemäß der Prüfungsordnung
für das Studium der Wirtschaftswissenschaften an der Gesamthoch¬
schule Paderborn. Im Falle einer Dissertation aus dem Fach Be¬
triebswirtschaftslehre erstreckt sich die Prüfung auf eines der
betriebswirtschaftlichen Schwerpunktgebiete im Rahmen des Haupt¬
studiums II gemäß der Prüfungsordnung für das Studium der Wirt¬
schaftswissenschaften an der Gesamthochschule Paderborn. Im Falle
einer Dissertation aus dem Bereich der Didaktik der Wirtschafts¬
wissenschaften erstreckt sich die Prüfung auf die Gegenstände der
mündlichen Teilprüfung im Fach Wirtschaftswissenschaften im Rahmen
der ersten Staatsprüfung für das Lehramt für die Sekundarstufe II
als Erstfach. Der Prüfungsausschuß für den integrierten Studien¬
gang Wirtschaftswissenschaft bestellt die Prüfer entsprechend der
Prüfungsordnung für den integrierten Studiengang.
- 2 -
- 2 -
3. Hat der Kandidat die Prüfung nicht bestanden, kann er sie
frühestens nach drei Monaten wiederholen. Eine zweite Wieder¬
holung ist möglich.
4. Ausländische Examina werden anerkannt, sofern sie einem
deutschen Abschlußexamen gem. Abs. 1 entsprechen. Die Gleich¬
wertigkeit ausländischer Examina wird durch die von der KMK
und WRK gebilligten Äquivalenz-Vereinbarungenfestgestellt.
Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist die Zentralstelle
für ausländisches ßi1dungswesen zu hören.
5. Vor der Promotion soll der Kandidat in der Regel zwei Semester
am Fachbereich Wirtschaftswissenschaft der Gesamthochschule
Paderborn studiert haben. Begründete Ausnahmen kann der Pro¬
motionsausschußzulassen.
§ 3: Meldung und Zulassung
1. Das Gesuch um Zulassung zur Promotion ist schriftlich vom Kandi¬
daten an den Dekan zu richten.
2. Dem Gesuch sind beizufügen:
2.1 der Nachweis gem. § 2. Abs. 1, im Fall des Absatzes 1 Satz 2
zusätzlich der Nachweis über das abgeschlossene Aufbaustudium;
2.2 drei maschinengeschriebeneund gebundene Exemplare einer wis¬
senschaftlichen Abhandlung (Dissertation) mit Inhalts- und
Literaturverzeichnis;
2.3 a) eine Darstellung des Lebenslaufes und wissenschaftlichen
Bildungsgangesdes Kandidaten;
b) bei Kandidaten, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, der
Nachweis hinreichender deutscher Sprachkenntnisse;
c) eine Erklärung, daß der Kandidat die Dissertation selbstän¬
dig verfaßt, nur die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt und wörtlich oder inhaltlich übernommene Stellen
als solche gekenntzeichnet hat. Ist die Dissertation als
Gemeinschaftsleistung entstanden, so ist die eigene Leistung
abzugrenzen;
- 3 -
f
- 3 -
d) die wissenschaftlichen Schriften, die der Kandidat
bereits veröffentlicht hat;
e) eine Erklärung des Kandidaten, ob er bereits früher
oder gleichzeitig ein Promotionsverfahren an einer
anderen Hochschule oder bei einem anderen Fachbe¬
reich beantragt hat, gegebenenfalls nebst vollständi¬
gen Angaben über dessen Ausgang;
f) gegebenenfalls eine Erklärung des Kandidaten, daß er
die Öffentlichkeit der mündlichen Prüfung nach § 2o
Abs. 6 HSchG ablehnt;
g) im Falle einer Gruppenarbeit Angaben über Namen, aka¬
demische Grade und Anschriften der beteiligten Wissen¬
schaftler, sowie ein gemeinsamer Bericht der Verfasser
über den Verlauf der Zusammenarbeit, der den wesentli¬
chen Beitrag des Kandidaten an der gemeinsamen Arbeit
erkennen läßt. Der Kandidat muß ferner darüber Auskunft
geben, ob diese Wissenschaftler bereits ein Promotions¬
verfahren beantragt haben und dabei Teile der vorgeleg¬
ten Arbeit für ihre eigenen Promotionsverfahren benutzt
haben.
3. über die Annahme des Gesuchs entscheidet der Promotionsausschuß
aufgrund einer formalen Nachprüfung der Zulassungsvoraussetzun¬
gen. Die Entscheidung soll binnen 14 Tagen erfolgen. Erhebt der
Kandidat gegen die Entscheidung Einspruch, entscheidet der Fach¬
bereichsrat.
4. Die Rücknahme des Promotionsgesuchs ist solange möglich, wie die
Gutachten der Referenten noch nicht vorliegen.
§ 4: Doktorprüfung
Die Doktorprüfung setzt sich zusammen aus einer schriftlichen Arbeit
(Dissertation) und einer mündlichen Prüfung. Sie ist erfolgreich ab¬
geschlossen, wenn beide Prüfungsteile bestanden sind.
c
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§ 5: Promotionsausschuß
Zu Beginn seiner Amtsperiode wählt der Fachbereichsrat einen
Ausschuß, dem die Durchführung des Promotionsverfahrens obliegt.
Der Ausschuß besteht aus drei Hochschullehrern, einem promovier¬
ten Mitarbeiter und einem Studenten, die alle dem Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft der Gesamthochschule Paderborn angehören
müssen. Zwei der Hochschullehrer müssen ordentlicher Professor
oder wissenschaftlicher Rat und Professor sein.
Der Promotionsausschuß hat folgende Aufgaben:
a) Er wählt die Mitglieder von Promotionskommissionen.
b) Er entscheidet über die Annahme der Gesuche um Zulassung zur
Promotion (§ 2 Abs. 1).
c) Er genehmigt die Vorlage einer Dissertation in einer anderen
Sprache (§ 7 Abs. 2).
d) Er genehmigt die Einreichung einer bereits ganz oder teilweise
veröffentlichten Abhandlung (§ 7 Abs. 4).
e) Er bestimmt für jedes einzelne Promotionsverfahren zwei Referen¬
ten aus dem Kreis der Mitglieder der Promotionskommission (§ 6).
Dabei ist einem Vorschlag des Kandidaten zu entsprechen- Minde¬
stens ein Referent muß ordentlicher Professor oder wissenschaft¬
licher Rat und Professor sein.
f) Er entscheidet über die Bestellung eines dritten Referenten
(§ 8 Abs. 3c).
g) Er entscheidet Uber die Folgen von Täuschungen (§ 11 Abs. 1).
h) Er entscheidet über Ausnahmen vom Erfordernis des Studiums am
Fachbereich Wirtschaftswissenschaft der Gesamthochschule Pader¬
born (§ 2 Abs. 5).
i) Er entscheidet über die Verlängerung der Frist für die Abgabe
der Pflichtexemplare (§ 12 Abs. 2).
k) Er kann dem Fachbereichsrat Änderungen der Promotionsordnung vor¬
schlagen.
♦
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§ 6: Promotionskommission
1. Die Promotionskommissionwird unter Berücksichtigung der
Vorschläge des Kandidaten gewählt. Mitglieder können nur
Hochschullehrer mit Forschungsaufgaben oder besonderen For¬
schungsleistungen und wissenschaftliche Mitarbeiter sein.
Die Promotionskommissionbesteht aus vier Mitgliedern, von
denen höchstens eines ein wissenschaftlicher Mitarbeiter
sein kann. § 26 Abs. 2 HSchG ist zu beachten. Mindestens
zwei Mitglieder - darunter der Vorsitzende der Promotions¬
kommission - müssen ordentlicher Professor oder wissenschaft¬
licher Rat und Professor sein.
2. Die Mitglieder der Promotionskommission sollen Vertreter des
Fachs im Fachbereich Wirtschaftswissenschaft der Gesamthoch¬
schule Paderborn sein, dem das Thema der Dissertation entnom¬
men ist. Überschreitet das Thema der Dissertation die Grenzen
dieses Fachs, so sollen der Promotionskommissionbis zu maxi¬
mal zwei Vertreter der entsprechenden Fachgebiete angehören.
Gehören dem Fachbereich in dem Fach, dem das Thema der Disser¬
tation entnommen ist, nicht hinreichend viele ordentliche Pro¬
fessoren bzw. wissenschaftliche Räte und Professoren an, wählt
der Promotionsausschuß die erforderliche Anzahl an Mitgliedern
- höchstens jedoch zwei - hinzu. Der Vorsitzende der Promotions¬
kommission und mindestens ein Referent müssen dem Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft der Gesamthochschule Paderborn angehören
oder angehört haben.
§ 7: Dissertation
1. Die Dissertation muß ein wirtschaftswissenschaftliches oder ein
für die Wirtschaftswissenschaften relevantes sozialwissenschaft¬
liches Thema zum Gegenstand haben. Das Thema wird zwischen dem
(bzw. den) Betreuer(n) und dem Kandidaten vereinbart. Die Be¬
treuer müssen entsprechend § 6 ausgewählt werden.
2. Die Dissertation soll in deutscher Sprache abgefaßt sein. In Aus¬
nahmefällen kann der Promotionsausschuß die Vorlage der Disser¬
tation in einer anderen als der deutschen Sprache genehmigen.
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3. Die Dissertation kann auch in wesentlichen Bestandteilen
einer Gruppenarbeit bestehen. Der Anteil des Kandidaten muß
klar erkennbar und bewertbar sein. Er muß nach Umfang und
wissenschaftlicher Leistung einer Dissertation entsprechen.
4. In Ausnahmefällen kann als Dissertation auf Antrag des Kan¬
didaten mit Zustimmung des Promotionsausschussesauch eine
bereits teilweise veröffentlichte Abhandlung eingereicht wer¬
den, die den Anforderungen einer Dissertation entspricht. Die
Dissertation als Ganzes soll vorher nicht veröffentlicht sein.
§ 8: Beurteilung der Dissertation
1. Die Referenten müssen in getrennten Gutachten die Annahme oder
Ablehnung der Dissertation vorschlagen. Die Gutachten sollen
spätestens drei Monate nach der Zulassung vorliegen. Dem Kan¬
didaten wird auf Wunsch unverzüglich Einsicht in die Gutachten
gewährt. Er kann dazu gegenüber dem Promotionsausschuß und der
Kommission schriftlich Stellung nehmen.
2. Innerhalb einer Dreiwochenfrist ist den Hochschulangehörigen
Gelegenheit zur Einsichtnahmein die Dissertation zu geben.
3. a) Die Promotionskommission entscheidet über die Annahme der
Arbeit auf der Grundlage der Voten der Referenten. Etwaige
Voten promovierter Lehrpersonen des Fachbereichs über die
Dissertation können berücksichtigt werden.
b) Sprechen sich beide Referenten gegen die Annahme der Arbeit
aus, so ist sie abgelehnt.
c) Hat sich nur ein Referent für die Annahme der Dissertation
ausgesprochen oder liegen die von den beiden Referenten er¬
teilten Noten um mehr als eine Note auseinander, so muß der
Ausschuß binnen vier Wochen unter Berücksichtigung eines Vor¬
schlags des Kandidaten einen dritten Referenten bestellen,
der innerhalb von drei Monaten sein Gutachten vorzulegen hat.
Der dritte Referent muß die Qualifikation nach § 6 Nr. 1
Satz 5 haben. Er muß nicht Mitglied der Promotionskommission
sein.
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4. Die Referenten können dem Kandidaten vorschlagen, die Disser¬
tation innerhalb einer im Einvernehmen mit dem Kandidaten
festgelegten Frist umzuarbeiten.
5. Für die Bewertung der schriftlichen Arbeit stehen folgende
Noten zur Verfügung:
bei hervorragender wissen¬
schaftlicher Leistung als
ausgezeichnet
1 als sehr gut
2 als gut
3 als genügend
4 als nicht genügend
(summa cum laude)
(magna cum laude)
(cum laude)
(rite)
(Arbeit abgelehnt)
6. Die Promotionskommissionentscheidet über die Note der Disser¬
tation auf der Grundlage der von den Referenten erteilten Noten.
Die Promotionskommissionbegründet ihr Votum.
7. Wird die Dissertation abgelehnt, so gilt die Prüfung als nicht
bestanden.
§ 9: Mündliche Prüfung
1. Die mündliche Prüfung soll der Feststellung dienen, daß der Kan¬
didat aufgrund besonderer wissenschaftlicher Kenntnisse und Fä¬
higkeiten in der Lage ist, die von ihm in der Dissertation erar¬
beiteten Ergebnisse gegenüber Fragen und Einwänden zu begründen
oder weiter auszuführen und davon ausgehend wissenschaftlich zu
diskutieren.
Die mündliche Prüfung besteht aus einer Disputation über die Dis¬
sertation sowie einem Prüfungsgespräch über Probleme des Fachs
und angrenzender Gebiete, die sachlich und methodisch mit der Dis¬
sertation zusammenhängen. Sie ist nach Maßgabe des § 2o Abs. 6
HSchG öffentlich. Die mündliche Prüfung dauert etwa 9o Minuten.
Das Prüfungskollegium ist die Promotionskommission.
-B0
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2. Die mündliche Prüfung darf nicht früher als zwei Wochen und
nicht später als acht Wochen nach der Annahme der Disserta¬
tion erfolgen. In besonderen Fällen ist eine Ausnahme möglich.
3. Für die Bewertung der mündlichen Prüfung stehen folgende Noten
zur Verfügung:
1 (sehr gut)
2 (gut)
3 (genügend)
4 (nicht genügend)
4. Nach der mündlichen Prüfung hat jedes Mitglied des Prüfungs-
kollegiums eine Note gemäß Abs. 3 für die mündlichen Leistun¬
gen zu erteilen. Das arithmetische Mittel dieser vier Bewertun¬
gen ergibt die Note der mündlichen Prüfung.
5. Hat der Kandidat die mündliche Prüfung nicht bestanden, kann er
sie frühestens nach drei Monaten wiederholen. Eine zweite Wieder¬
holung ist möglich.
§ lo: Gesamtnote
1. Die Gesamtnote ergibt sich aus der schriftlichen Prüfungsleistung
und dem Ergebnis der mündlichen Prüfung gemäß § 9 Abs. 4. Dabei
werden schriftliche und mündliche Leistung in der Regel im Ver¬
hältnis 2 zu 1 gewichtet. Die Promotionskommission begründet ihr
Votum.
2. Die Auszeichnung "summa cum laude" wird dann erteilt, wenn die
Dissertation von den beiden Referenten mit "ausgezeichnet" bewer¬
tet wurde und in der mündlichen Prüfung jeder Prüfer die Note
"sehr gut" erteilt.
Ist die Dissertation mit "ausgezeichnet" bewertet worden und er¬
hält der Kandidat in der mündlichen Prüfung nicht von jedem Prüfer
die Note "sehr gut", so ist bei der Berechnung der Gesamtnote von
der Note l,o für die Dissertation auszugehen.
#
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§ 11: Täuschung
1. Stellt sich nachträglich heraus, daß der Kandidat bei der
Anfertigung der Dissertation oder bei der mündlichen Prüfung
getäuscht oder sich unerlaubter Hilfen bedient hat, so kann
der Promotionsausschuß die Gesamtnote entsprechend berichtigen
oder die Prüfung für nicht bestanden erklären.
2. Wird die Prüfung für nicht bestanden erklärt, ist die Urkunde
einzuziehen. Eine Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist
von 5 Jahren ab Datum der Urkunde ausgeschlossen.
§ 12: Urkunde
1. über die bestandene Doktorprüfung wird eine Urkunde ausgestellt.
Sie enthält das Gesamtergebnis sowie den Titel und das Prädikat
der Dissertation. Die Urkunde wird auf den Tag der letzten Prü¬
fungsleistung datiert, mit dem Hochschulsiegel versehen und vom
Rektor und dem Dekan unterzeichnet.
2. Die Urkunde ist auszuhändigen,
a) wenn innerhalb von zwei Jahren nach der mündlichen Prüfung
neben den für die Prüfungsakten erforderlichen Exemplaren
unentgeltlich abgeliefert werden
- 15o Exemplare bei Dissertations- und Fotodruck
3 Belegexemplare bei Veröffentlichung in einer Zeitschrift
3 Exemplare in kopierfähiger Maschinenschrift zusammen mit
der Mutterkopie und 15o weiteren Kopien in Form von Mi-
krofiches (In diesem Fall überträgt der Kandidat der
Hochschule das Recht, weitere Kopien in Form von Mikro-
fiches von seiner Dissertation herzustellen und zu ver¬
breiten)
und eine vom ersten Gutachter genehmigte Zusammenfassung
(Abstract) im Umfang von nicht mehr als einer Seite für
die Zwecke einer Veröffentlichung;
b) wenn bei Übernahme der Arbeit durch einen gewerblichen Verlag
eine von einem der beiden Referenten gegengezeichnete Bestäti¬
gung des Verlags vorgelegt wird, daß die Arbeit zum Druck ange
nommen ist und innerhalb von zwei Jahren 3 Exemplare unentgelt
lieh abgeliefert werden, und wenn der gewerblici. erleger
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die Verbreitung über den Buchhandel übernimmt und eine
Mindestauflage von 15o Exemplaren garantiert wird.
Der Kandidat bleibt auch nach Aushändigung der Urkunde
zur Ablieferung der Pflichtexemplare verpflichtet.
In begründeten Ausnahmefällen kann der Promotionsausschuß die
Veröffentlich-ungsfrist verlängern.
§ 13: Ehrenpromotion
1. Der Senat der Gesamthochschule Paderborn kann die Würde eines
Doktors der Wirtschaftswissenschaften ehrenhalber (Dr. rer.
pol. h.c.) verleihen.
2. Ein Antrag auf Verleihung des Doktorgrades "honoris causa"
muß von mindestens zwei Mitgliedern des Fachbereichsrates
Wirtschaftswissenschaft gestellt werden. Stimmen drei Viertel
der Mitglieder des Fachbereichsrates dem Antrag zu, so wird der
Antrag dem Senat der Gesamthochschule Paderborn vorgelegt. Der
Senat entscheidet in zwei Lesungen über den Antrag. Erhält der
Antrag in beiden Lesungen eine Dreiviertelmehrheit, so ist er
angenommen. Die zu ehrende Persönlichkeit darf nicht hauptamt¬
lich an der Gesamthochschule Paderborn tätig sein.
3. Die Ehrenpromotion erfolgt durch Überreichen eines Diploms, in
dem die Verdienste des Promovierten hervorzuhebensind.
§ 14: Aberkennungdes Doktorgrades
Die Aberkennungdes Doktorgrades erfolgt nach Maßgabe der geltenden
gesetzlichen Bestimmungen. Über die Aberkennungentscheidet der
Fachbereichsrat im Benehmen mit dem Rektorat. Der Rektor der Gesamt¬
hochschule unterrichtet den Wissenschaftsminister von der Aberkennung
dieses Doktorgrades.
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§ 15: Übergangsbestimmungen
Kandidaten, die vor der Genehmigung dieser Ordnung mit der
Dissertation am Fachbereich 5 der Gesamthochschule Paderborn
begonnen haben, können nach ihrer Wahl entweder nach der vor¬
läufigen Promotionsordnung oder nach dieser Ordnung geprüft
werden.
§ 16: Inkrafttreten
Die Promotionsordnung tritt nach der Genehmigung durch den
Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-
Westfalen am Tage nach der Veröffentlichung in den amtlichen
Mitteilungen der Gesamthochschule Paderborn in Kraft.
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
Promotionsordnung des
Fachbereichs Philosophie -
Religionswissenschaften - Gesellschaftswissenschaften
ü?3 IL
•
" Jb^h
Jahrgang 1979 24.9.1979 Nr. 21
PROMOTIONSORDNUNG
des Fachbereichs
Philosophie-Religionswissenschaften-GesellSchaftswissenschaften
der Gesamthochschule Paderborn
§ 1
Promotionsrecht
Der Fachbereich Philosophie-Religionswissenschaften-Gesell¬
schaftswissenschaften verleiht aufgrund eines Prüfungs¬
verfahrens, in dem der Bewerber seine besonderen wissen¬
schaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen hat,
den Grad eines Doktors der Philosophie (Dr. phil.) bzw.
den Grad eines Doktors der Pädagogik (Dr. paed.). Bei
einer überwiegend fachwissenschaftlichen Dissertation
wird der Grad Dr. phil., bei einer Dissertation mit
überwiegend pädagogischer Fragestellung der Grad Dr. paed,
verliehen.
§ 2
Promotionsvoraussetzungen
(1) Zur Promotion wird - unbeschadet der weiteren Voraus¬
setzungen dieser Ordnung - zugelassen, wer einen ein 8-semestriges
Studium voraussetzenden Hochschulabschluß in dem Fach hat, aus
dessen Themenbereich die vorgelegte Dissertation stammt (Promotions¬
fach). Zur Promotion kann auch zugelassen werden, wer einen, ein
6-semestriges Studium an wissenschaftlichen Hochschulen voraus¬
setzenden Hochschulabschluß in seinem Promotionsfach hat. Dieser
Bewerber hat im Promotionsfach zudem ein zweisemestriges Aufbau¬
studium nachzuweisen und eine mündliche Zusatzprüfung nach Maß¬
gabe von § 3 Abs. 7 abzulegen.
Zur Promotion kann ferner zugelassen werden, wer einen ein
6- oder 3-semestriges Studium an wissenschaftlichen Hochschulen
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voraussetzenden Hochschulabschluß hat, in dessen Rahmen das
Promotionsfach nicht durch eine Prüfung abgeschlossen wurde.
Dieser Bewerber hat, sofern er ein 6-semestriges Studium ab¬
geschlossen hat, ein 2-semestriges Aufbaustudium nach Maßgabe
einer besonderen Studienordnung im Promotionsfach und eine
mündliche Zusatzprüfung nach Maßgabe von § 3 Abs. 7, sofern
er ein 8-semestriges Studium abgeschlossen hat, eine münd¬
liche Zusatzprüfung nach Maßgabe von § 3 Abs. 7 abzulegen.
(2) Ausländische Examina werden anerkannt, sofern sie einem
deutschen Abschlußexamen gem. Abs. 1 entsprechen. Die Gleich¬
wertigkeit ausländischer Examina wird durch die von der KKK
und der WRK gebilligten Äquivalenzvereinbarungen festgestellt.
Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist die Zentralstelle für
ausländisches Bildungswesen zu hören.
(3) Vor der Promotion soll der Bewerber in der Regel zwei
Semester im Fachbereich Philosophie-Religionswissenschaften-
Gesellschaftswissenschaften der Gesamthochschule Paderborn
studiert haben. Über begründete Ausnahmen beschließt der
Fachbereichsrat.
§ 3
Promotionsleistungen
(1) Promotionsleistungen sind eine Dissertation und eine münd¬
liche Prüfung.
(2) Die Dissertation muß einen selbständig erarbeiteten und an¬
gemessen formulierten Beitrag zur Forschung auf dem Gebiet des
Promotionsfachs darstellen. Promotionsfach kann jedes Fach sein,
das im Fachbereich Philosophie-Religionswissenschaften-Gesell¬
schaftswissenschaften durch einen Professor, der als solcher Beam¬
ter ist, oder einen Professor in einem entsprechenden privatrecht¬
lichen Dienstverhältnis vertreten wird.
Die Dissertation soll in der Regel in deutscher Sprache abgefaßt
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(3) Die Dissertation kann auch in wesentlichen Bestandteilen
einer Gruppenarbeit bestehen. Der Anteil des Bewerbers muß klar
erkennbar und für sich bewertbar sein. Er muß nach Umfang und
wissenschaftlicher Leistung einer allein verfaßten Dissertation
entsprechen.
(4) Die Dissertation soll noch nicht veröffentlicht sein. Auch
Teile davon sollen noch nicht publiziert sein. Über Ausnahmen ent¬
scheidet der Fachbereichsrat.
(5) Die mündliche Prüfung besteht, wenn die in den Promotionsvor¬
aussetzungen des § 2 genannten Prüfungen mindestens mit der Note
befriedigend bestanden sind, aus einer Disputation über die Disser¬
tation, sowie einem Prüfungsgespräch über sachlich und methodisch
mit der Dissertation zusammenhängende Probleme des Promotionsfachs
und daran angrenzende Gebiete; im anderen Falle aus dem Rigorosum,
der Prüfung in einem Hauptfach, das durch den Gegenstand der Dis¬
sertation gegeben ist und Prüfungen in zwei Nebenfächern. Die
Hauptfachprüiung dauert eine Stunde, die Nebenfachprüfungen je
eine halbe Stunde. Alle im Fachbereich Philosophie-Religions¬
wissenschaf ten-Gesellschaftswissenschaften vertretenen Fächer
können als Haupt- oder Nebenfach gewählt werden. Über die Zu¬
lassung anderer Nebenfächer entscheidet der Fachbereichsrat.
(6) Ist die Dissertation Teil einer Gruppenarbeit gem. Abs. 3,
so ist die Disputation mit dem Bewerber über die gesamte Gruppen¬
arbeit zu führen.
(7) Die mündliche Zusatzprüfung (§ 2 Abs. 1) dauert 60 Minuten.
Sie entspricht im Inhalt und Umfang der jeweiligen mündlichen
Prüfung im Rahmen der Magisterprüfung; bis zu deren Inkraft¬
treten entspricht sie der mündlichen Teilprüfung im Rahmen der
Ersten Staatsprüfung für das Lehramt an der Sekundarstufe II.
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§ 4
Promotionsantrag
(1) Der Bewerber stellt den Promotionsantrag Uber den Dekan
beim Fachbereichsrat. Dieser überwacht das Promotionsverfahren.
(2) Dem Promotionsantrag sind folgende Unterlagen beizufügen:
a) eine Erklärung, daß die geltende Promotionsordnung dem
Bewerber bekannt ist,
b) der Nachweis der Hochschulzugangsberechtigung sowie der
Nachweis des gem. § 2 Abs. 1 erforderlichen Hochschulab¬
schlusses ,
c) ein tabellarischer Lebenslauf,
d) drei Exemplare der Dissertation in Maschinenschrift oder
Druck,
e) eine Erklärung des Bewerbers, daß er die Dissertation
selbständig verfaßt hat,
im Falle einer Gruppenarbeit Angaben über die Kamen,
akademischen Grade und Anschriften der beteiligten :ii s-
senschaftler sowie ein gemeinsamer Bericht der Verfasser
über den Verlauf der Zusammenarbeit, der den wesentlichen
Beitrag des Bewerbers an der gemeinsamen Arbeit erkennen
läßt. Der Bewerber muß ferner darüber Auskunft geben, ob
diese Wissenschaftler bereits die Zulassung zu einem Pro¬
motionsverfahren beantragt und dabei Teile der vorgelegten
Arbeit für ihre eigenen Promotionsverfahren benutzt haben,
f) eine Erklärung Uber die benutzten Hilfsmittel und Quellen,
g) eine Erklärung des Bewerbers, ob er bereits früher oder
gleichzeitig ein Promotionsverfahren bei einer anderen Hoch¬
schule oder bei einem anderen Fachbereich beantragt hat,
ggf. nebst vollständigen Angaben über dessen Ausgang,
h) ein polizeiliches Führungszeugnis
i) ggf. eine Erklärung des Bewerbers, daß er die Öffentlich¬
keit der mündlichen Prüfung nach § 20 Abs. 6 HSchG ab-
(3) Der Bewerber hat das Recht, Gutachter für die Dissertation.
Mitglieder der Promotionskommission sowie ggf. Prüfer für die
mündliche Zusatzprüfung vorzuschlagen. Die Vorschläge sind dem
Promotionsantrag beizufügen.
Von den Vorschlafe* des Kandidaten für Gutachter sowie ggfs.
Prüfer ist nur ein Vorschlag verbindlich.
lehnt.
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Promotionsverfahren
(1) Über die Eröffnung des Promotionsverfahrens entscheidet der
Fachbereichsrat mit einfacher Mehrheit. Das Verfahren ist zu er¬
öffnen, wenn der Bewerber die Voraussetzungen von § 2 Abs. 1 er¬
füllt und die vollständigen Unterlagen gemäß § 4 Abs. 2 vorliegen
Wird die Eröffnung abgelehnt, so ist dies dem Bewerber unverzüg¬
lich schriftlich unter Angabe der Gründe zusammen mit einer
Rechtsmittelbelehrung mitzuteilen.
(2) Der Promotionsantrag kann innerhalb eines Monats nach der
Entscheidung des Fachbereichsrats über die Eröffnung des Ver¬
fahrens zurückgenommen werden.
(3) Der Fachbereichsrat wählt in der Regel zwei Gutachter,
sowie die Mitglieder der Promotionskommission und deren Vor¬
sitzenden sowie gegebenenfalls die Prüfer für die mündliche
Zusatzprüfung. Dabei können Vorschläge des Bewerbers berück¬
sichtigt werden.
(h) Die Promotionskommission besteht einschließlich des Vor¬
sitzenden aus vier Mitgliedern; ihr können nur Hochschullehrer
mit Forschungsaufgaben oder besonderen Forschungsleistungen
und höchstens ein wissenschaftlicher Mitarbeiter angehören;
§ 26 Abs. 2 HSchG ist zu beachten. Von den Mitgliedern müssen
mindestens zwei Gutachter der Arbeit sein; mindestens ein Mit¬
glied soll nicht Gutachter der Arbeit sein. Mindestens zwei
Mitglieder müssen ordentlicher Professor oder Wissenschaftlicher
Rat und Professor sein. Der Vorsitzende sowie die in der Pro¬
motionskommission vertretenen Gutachter müssen Hochschullehrer
mit Forschungsaufgaben oder besonderen Forschungsleistungen sein.
Der Vorsitzende muß ordentlicher Professor oder Wissenschaft¬
licher Rat und Professor sein.
(5) Der Vorsitzende der Promotionskommission muß, die übrigen
Mitglieder der Promotionskommission sollen dem Fachbereich
Philosophie-Religionswissenschaften-Gesellschaftswissenschaften
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angehören. In die Promotionskommission können auch von anderen
Hochschulen Hochschullehrer mit Forschungsaufgaben oder besonderen
Forschungsleistungen berufen werden. Überschreitet das Thema der
Dissertation die Grenzen des Fachbereichs, so müssen der Promo¬
tionskommission entsprechende Fachvertreter angehören, höchstens
jedoch zwei. Sofern das Fach, aus dem die Dissertation stammt,
zur Zeit des Promotionsverfahrens mit weniger als drei zur Be¬
urteilung der Dissertation berechtigten Hochschullehrern ver¬
treten ist, muß als Gutachter ein dieses Fach vertretender Hoch¬
schullehrer mit Forschungsaufgaben oder besonderen Forschungs¬
leistungen einer anderen wissenschaftlichen Hochschule zuge¬
zogen werden.
(6) Die Frist von der Eröffnung des PromotionsVerfahrens bis zur
Fertigstellung der Gutachten beträgt zwei Monate. In begründeten
Ausnahmefällen kann der Fachbereichsrat diese Frist auf höchstens
sechs Monate verlängern.
(7) Der Dekan gibt die Eröffnung des Verfahrens bekannt.
§ 6
Auslage der Dissertation
(1) Nach Fertigstellung der Gutachten liegt die Arbeit mit den
Gutachten zwei Wochen im Dekanat aus. Der Dekan gibt die Auslage
der Dissertation mit der Auslagefrist bekannt.
(2) Die Dissertation ist während der Auslagefrist zugänglich für
alle Hochschulangehörigen. Die Gutachten sind während dieser Frist
für den Doktoranden, die Mitglieder des Fachbereichsrats und die
hauptamtlich Lehrenden des Fachbereichs zugänglich.
Die in Satz 2 aufgeführten Personen haben das Recht, bis zum Ab¬
lauf einer Woche nach Ende der Auslagefrist eine Stellungnahme
abzugeben.
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(3) Die Entscheidung über die Bewertung der Dissertation kann
nicht vor und muß spätestens eine Woche nach Ablauf der Frist
für die Abgabe der Stellungnahmen (Abs. 2 Satz 4) getroffen
werden. In der vorlesungsfreien Zeit muß die Entscheidung inner¬
halb von sechs Wochen nach Ablauf der Auslagefrist getroffen
werden.
§ 7
Bewertung von Prüfungsleistungen
(1) Die Promotionskommission entscheidet über die Annahme der
Dissertation auf der Grundlage der Voten der Gutachter. Bei
Stimmengleichheit der Gutachter muß ein weiterer Gutachter im
Benehmen mit dem Bewerber vom Fachbereichsrat bestellt werden.
(2) Die Promotionskommission legt auf der Grundlage der Beur¬
teilung der Gutachter die Note der Arbeit fest. Die Note der
Arbeit kann lauten:
mit Auszeichnung
sehr gut
gut
genügend
nicht genügend
Wird die Dissertation mit "nicht genügend" bewertet, so ist sie
abgelehnt.
(3) Wird die Dissertation abgelehnt, so ist das Promotionsver¬
fahren nicht bestanden. Der Bewerber ist unverzüglich von der
Entscheidung der Promotionskommission zu unterrichten. Ein
Exemplar der abgelehnten Dissertation verbleibt mit allen Gut¬
achten beim Fachbereich.
(4) Hat die Promotionskommission die Dissertation abgelehnt, so
ist eine erneute Zulassung zu einem Promotionsverfahren an der
Gesamthochschule Paderborn nur ein weiteres Mal möglich. Die
Dissertation muß zu diesem Zweck neugefaßt werden. Entsprechendes
♦°
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gilt, wenn der Bewerber eine Dissertation vorlegt, die zuvor
von einem anderen Fachbereich der Gesamthochschule Paderborn
oder einer anderen Hochschule zurückgewiesen worden war.
§ 8
Mündliche Prüfung
(1) Der Vorsitzende der Promotionskommission setzt den Termin für
die mündliche Prüfung sowie für die mündliche Zusatzprüfung fest,
sofern diese gemäß § 2 Abs. 1 abzulegen ist. Die mündliche Prüfung
findet erst nach bestandener mündlicher Zusatzprüfung statt. Der
Termin für die mündliche Zusatzprüfung wird nach Eröffnung des Pro¬
motionsverfahrens, der Termin für die mündliche Prüfung unmittelbar
nach der Bewertung der Dissertation festgelegt. Bleibt der Bewer¬
ber ohne ausreichende Entschuldigung der mündlichen Prüfung oder
der mündlichen Zusatzprüfung fern, so gilt die Prüfung als nicht
bestanden.
(2) Die mündliche Prüfung wird von der Promotionskommission als
Kollegialprüfung durchgeführt. Die mündliche Zusatzprüfung wird
von zwei Fachvertretern durchgeführt, die von der Promotionskommis¬
sion bestimmt werden. Über den Verlauf der Prüfungen fertigt einer
der Prüfer ein Protokoll an.
(3) Die mündliche Prüfung soll mindestens eine Stunde, höchstens
eineinhalb Stunden dauern. Sie beginnt mit einem Bericht des Kan¬
didaten von in der Regel zwanzig Minuten Dauer über die Disser¬
tation. Im Falle einer Gruppenarbeit ist die mündliche Prüfung
gemäß § 3 Abs. 5 und 6 durchzuführen.
§ 9
Bewertung der mündlichen Prüfung und Gesamtnote
(1) Die Bewertung der mündlichen Zusatzprüfung regelt sich nach
§ 7 Abs. 2 Satz 2. Wird die mündliche Zusatzprüfung mit "nicht
genügend" beurteilt, kann der Bewerber diese einmal wiederholen.
f
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Die Wiederholung kann frühestens nach drei Monaten und muß
spätestens bis zum Ablauf eines Jahres stattfinden. Wird auch
die Wiederholungsprüfung mit "nicht genügend" bewertet, ao ist
die mündliche Zusatzprüfung nicht bestanden. Damit ist das
Promotionsverfahren gescheitert.
Der Vorsitzende der Promotionskommission unterrichtet den Bewer¬
ber unverzüglich von der Entscheidung der Kommission.
(2) Unmittelbar nach der mündlichen Prüfung entscheidet die Pro¬
motionskommission entsprechend § 7 Abs. 2 Satz 2 über die Note.
Eine gegebenenfalls erforderliche mündliche Zusatzprüfung bleibt
bei der Ermittlung der Note der mündlichen Prüfung unberücksich¬
tigt. Für die mündliche Prüfung gilt Abs. 1 Satz 2 bis 6 ent¬
sprechend .
(3) Ist die mündliche Prüfung bestanden, so setzt die Promotions¬
kommission unmittelbar nach Bewertung der mündlichen Prüfung die
Gesamtnote der Promotion entsprechend § 7 Abs. 2 Satz 2 fest. In
der Regel haben die Noten der Dissertation und der mündlichen Prü¬
fung ein Gewicht von 2 : 1 für die Gesamtnote. Der Vorsitzende der
Promotionskommission teilt dem Bewerber unverzüglich die Gesamt¬
note der Promotion mit.
§ 10
Pflichtexemplare
(1) Als Pflichtexemplare hat der Bewerber neben den für die Prü¬
fungsakten erforderlichen Exemplaren unentgeltlich an die Hoch¬
schulbibliothek abzuliefern:
entweder a) 150 Exemplare in Buch- oder Fotodruck zum Zweck der
Verbreitung,
oder b) 3 Exemplare, wenn die Veröffentlichung in einer Zeit¬
schrift erfolgt,
oder c) 3 Exemplare, wenn ein gewerblicher Verleger die Ver¬
breitung Uber den Buchhandel übernimmt und eine Min¬
destauflage von 150 Exemplaren nachgewiesen wird,
r-
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oder d) 3 Exemplare In kopierfHhiger He»chlnen«chrlft zu¬
sammen mit der Mutterkopie und 150 weiteren Kopien
in Form von Mikrofiches.
In diesen Fall Übertrügt der Bewerber der Hochachule
das Recht, weitere Kopien in Form von Mikrofiches von
seiner Dissertation herzustellen und zu verbreiten,
und eine vom ersten Gutachter genehmigten Zusammenfassung
(Abstract) «einer Dissertation im Umfang von nicht mehr
als einer Seite für die Zwecke einer Veröffentlichung.
Wird eine Dissertation von einem gewerblichen Verleger vertrieben
und wird dafür ein Druckkostenzuschuß aus öffentlichen Mitteln ge¬
währt, ist eine angemessene Anzahl von Exemplaren der Hochschul¬
bibliothek für Tauschzwecke zur Verfügung zu stellen.
(2) Weicht die Fassung der Pflichtexemplare von der durch die Fro-
motionskommission angenommenen Fassung ab, so bedarf sie der Ge¬
nehmigung. Die Genehmigung erteilt der Vorsitzende der Promotions¬
kommission im Benehmen mit mindestens einem Gutachter nach vorheri¬
ger Prüfung der beiden Fassungen.
(3) Die Pflichtexemplare sind innerhalb eines Jahres abzugeben. Der
Dekan kann in Ausnahmefällen auf begründeten Antrag die Frist zwei¬
mal um ein Jahr verlängern.
§ 11
Abschluß des Promotionsverfahrens
(1) Ist die Dissertation angenommen und die mündliche Prüfung be¬
standen, stellt der Dekan den Abschluß des Promotionsverfahrens
fest und veranlaßt die Ausfertigung einer Urkunde. Die Urkunde
enthält Titel und Note der Dissertation, die Note der mündlichen
Prüfung und die Gesamtnote der Promotion. Hat der Bewerber eine
mündliche Zusatzprüfung abgelegt, so erhält er auch hierüber ein
Zeugnis. Die Urkunde wird auf den Tag der mündlichen Prüfung
ausgestellt. Sie trägt die Unterschriften des Gründungsrektors
und des Dekans ^owie das Siegel der Gesamthochschule Paderborn.
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(2) Der Dekan händigt dem Promovierten die Urkunde und ggfs. das
Zeugnis über die mündliche Zusatzprüfung aus, sobald die Abliefe¬
rung der Pflichtexemplare gemäß § 9 erfolgt oder sichergestellt
ist.
(3) Mit der Aushändigung der Urkunde ist die Promotion vollzogen
und die Berechtigung zur Führung des Doktorgrades erworben.
(4) Der Dekan unterrichtet den Fachbereichsrat über den Abschluß
des Verfahrens. Der Abschluß des Verfahrens wird der Hochschul¬
öffentlichkeit bekanntgegeben.
§ 12
Einstellung des Promotionsverfahrens
(1) Der Bewerber kann nach Kenntnis eines oder mehrerer Gut¬
achten zu seiner Dissertation auf die Fortsetzung des Promotions¬
verfahrens verzichten. Das Promotionsverfahren gilt in diesem Falle
als nicht bestanden.
(2) Wird festgestellt, daß der Bewerber irreführende Angaben zu
§ 4 Abs. 2 gemacht hat, so entscheidet der Fachbereichsrat, ob das
Promotionsverfahren fortgeführt werden kann. Der Bewerber muß die
Gelegenheit erhalten, zu den gegen ihn erhobenen Vorwürfen Stellung
zu nehmen.
(3) Gilt das Promotionsverfahren als nicht bestanden, so stellt
der Dekan die Einstellung des Verfahrens fest und unterrichtet
die Gutachter und den Fachbereichsrat.
§ 13
Ungültigkeit der Promotion und Aberkennung des Doktorgrades
(1) Ergibt sich vor der Aushändigung der Promotionsurkunde, daß
der Bewerber sich bei dem Nachweis der Promotionsleistungen einer
0
- 12 -
Täuschung schuldig gemacht hat, oder daß wesentliche Vorausset¬
zungen für die Promotion irrigerweise als gegeben angenommen wor¬
den waren, so kann der Fachbereichsrat die Promotionsleistungen
für ungültig erklären.
(2) Die Aberkennung des Doktorgrades erfolgt nach Maßgabe der
gesetzlichen Bestimmungen. Der Rektor der Gesamthochschule unter¬
richtet im Falle einer Aberkennung des Doktorgrades den für das
Hochschulwesen zuständigen Minister.
§ 14
Inkrafttreten und Ubergangsbestimmungen
Diese Promotionsordnung tritt nach der Genehmigung durch den
Minister für Wissenschaft und Forschung am Tage nach der Veröffent
lichung in den 'Amtlichen Mitteilungen der Gesamthochschule Pader¬
born 1 in Kraft. Die bei dem Inkrafttreten anhängigen Frornotions-
verfahren werden nach derjenigen Promotionsordnung fortgeführt,
nach der sie eröffnet worden sind. Der Bewerber kann sich inner¬
halb einer Frist von 3 Monaten dafür entscheiden, das Promotions¬
verfahren nach dieser neuen Ordnung durchzuführen. Bereits erbrach
te Promotionsleistungen werden hierdurch nicht berührt.
Nach Abschluß aller laufenden Verfahren tritt die Promotionsord¬
nung der Pädagogischen Hochschule Westfalen-Lippe für den Fachbe¬
reich Philosophie-Religionswissenschaften-Gesellschaftswissenschaf
ten außer Kraft.
Anlage 1
Titelblatt (Vorderseite)
Dissertation
zur Erlangung des Grades eines Doktors
der
im Fachbereich 1
der Gesamthochschule Paderborn
vorgelegt von
(Vorname, Familienname)
aus .......................................
(Geburtsort)
(Druckerei oder Verlag, Druckort)
(Erscheinungsjahr)
Anlage 2
zur Promotionsordnung
Zur Sicherung der Mitwirkung der notwendigen Anzahl von
Hochschullehrern an Promotionsverfahren in den sogen,
"kleinen" Fächern erfolgt in den einzelnen Fächern die
Beteiligung eines oder mehrerer der nachfolgend ge¬
nannten Hochschullehrer:
Geographie: Prof. Dr. H. Dongus, Marburg
Prof. Dr. E. Ehlers, Marburg
Prof. Dr. B. Oltersdorf, Siegen
Prof. Dr. K. Rother, Düsseldorf
Geschichte: Prof. Dr. K. Kluxen, Erlangen-Nürnberg
Prof. Dr. G.A. Lehmann, Köln
Prof. Dr. G. von Norden, Wuppertal
Prof. Dr. M. Schlenke, Mannheim
Prof. Dr. E. Stier, Münster
Philosophie: Prof. Dr. H. Blumenberg, Münster
Prof. Dr. F. Fellmann, Münster
Prof. Dr. W. Goerdt, Münster
Prof. Dr. Dr. F. Kaulbach, Münster
Prof. Dr. H. Schepers, Münster
Politische Wissen¬ Prof. Dr. K. Dammann, Bielefeld
schaft: Prof. Dr. P. Kevenkörster, PH Westfalen
Prof. Dr. R. Kosellek, Bielefeld
Prof. Dr. H. Schatz, Bochum
Soziologie: Prof. Dr. J. Berger, Bielefeld
Prof. Dr. X. Kaufmann, Bielefeld
Prof. Dr. 0. Rammstedt, Bielefeld
Prof. Dr. C. Offe, Bielefeld
Ev. Theologie: Prof. Dr. Baldermann, Siegen
Prof. Dr. K. Bornkamm, Bielefeld
Prof. Dr. Brakelmann, Bochum
Prof. Dr. Greschat, Münster
Prof. Dr. Seebaß, Münster
Kath. Theologie: Prof. Dr. J. Ernst, Paderborn
Prof. Dr. B. Fraling, Paderborn
Prof. Dr. P. Köster, Bielefeld
Prof. Dr. K. Löhning, Münster
Prof. Dr. J. B. Metz, Münster
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Gesamthochschule
Paderborn
Mit der Gründung der ersten fünf Gesamthochschulen in
Nordrhein-Westfalen am 1. August 1972 verband sich nicht
nur das Ziel, das Bildungsangebot des Landes wachsendem
Bedarf entsprechend zu erweitern, sondern auch die Hoffnung,
durch ein hochschulpolitisches Reformkonzept zur Verbesserung
der Bildungsstrukturen beizutragen:
zur Verwirklichung von Chancengleichheit durch Öff¬
nung des Hochschulzugangs, Durchlässigkeit der Stu¬
diengänge und Regionalisierung des Studienangebots,
zur Integration des Theorie- und Praxisbezugs in
Forschung, Lehre und Studium durch Kooperation in
Forschungsschwerpunkten und durch Studienreform.
Bei der Erfüllung dieser Aufgaben ist die Gesamthoch¬
schule Paderborn auf vielfältige Unterstützung angewie¬
sen. Um denen zu danken, die ihr diese Unterstützung
durch die Förderung von Forschung und Lehre, die Ver¬
stärkung des Praxisbezugs und die Verbesserung regiona¬
ler, überregionaler und internationaler Beziehungen in
besonderem Maße zuteil werden ließen,
stiften Senat und Rektorat der Gesamthochschule Pader¬
born als künftig zu verleihendes Zeichen der Anerkennung
besonderer Verdienste um die Gesamthochschule die
Medaille
der
Gesamthochschule Paderborn.
Paderborn, den 5. Sept. 1979
Der Gründungsrektor
(Prof. Dr'. rer. pol. Friedrich Buttler)
Satzung
über
die Verleihung der Medaille der Gesamthochschule Paderborn
§ 1
Die Gesamthochschule Paderborn verleiht die Medaille an Persön¬
lichkeiten, die sich nachhaltig für die Förderung von Forschung
und Lehre an der Hochschule eingesetzt, zur Pflege der interna¬
tionalen Beziehungen oder zur Förderung des Praxisbezugs der
Hochschule beigetragen haben.
§ 2
(1) Die Verleihung der Medaille erfolgt nach Zustimmung des
Rektorats durch Beschluß des Senats.
(2) Vorschlagsberechtigt sind der Rektor und die Dekane. Den
Anträgen der Dekane geht ein mit der Mehrheit der Mitglie¬
der zu fassender Eeschluß des Fachbereichsrates voraus .
Die Abstimmung erfolgt geheim.
(3) Der Vorschlag ist beim Vorsitzenden des Senats schriftlich
einzureichen und muß eine Begründung enthalten.
(4) Das Rektorat beschließt mit einfacher Mehrheit. Der Senat
beschließt mit der Mehrheit der Mitglieder, die Abstimmung
im Senat erfolgt geheim.
(5) Mitglieder der Gesamthochschule Paderborn und Landesbe¬
dienstete, zu deren Aufgabe die Förderung der Gesamthoch¬
schule gehört, können in der Regel nicht zur Verleihung
vorgeschlagen werden.
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§ 3
Bei Annahme des Antrags erfolgt dieEhrung durch den Rektor
im Namen der Gesamthochschule. Der Empfänger der Medaille
erhält eine Kopie der Stiftungsurkunde und eine mit dem
Dienstsiegel versehene und vom Rektor unterzeichnete Ur¬
kunde, aus der die Verdienste des Geehrten hervorgehen.
Diese Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in
den Amtlichen Mitteilungen der Gesamthochschule Paderborn
in Kraft.
Paderborn, den 5. September 1979
§ 4
Der Gründungsrektor
der
Gesamthochschule Paderborn
(Prof. Dr. rer. pol. Friedrich Buttler)
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Verlängerung der Geltungsdauer der Studien- und
Prüfungsordnungen für die integrierten Studien¬
gänge Chemie, Maschinenbau, Mathematik und Physik
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Der Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-V/estfalen hat mit Erlaß
vom 7. Sept. 1979 - I A 3 - 8124.9/8124.59
die Geltungsdauer der
Vorläufigen Studien- und Prüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Chemie
bis zum 31. 3. 1980, längstens bis zum Inkrafttreten
der mit Bericht vom 10. 5. 1979 vorgelegten Ordnungen
verlängert.
Der Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat mit Erlaß
vom 4. Sept. 1979 - I A 3 - 8124.24
die Geltungsdauer der
Vorläufigen Studien- und Prüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Maschinenbau
bis zum Ende des Sommersemesters 1980 verlängert.
Der Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat mit Erlaß
vom 10. Sept. 1979 - I A 3 - 8124.26/8124.76
die Geltungsdauer der
Vorläufigen Studien- und Prüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Mathematik
bis zum 31. 3- 1980, längstens bis zum Inkrafttreten .
der mit Bericht vom 17. 5. 1979 vorgelegten Ordnungen
verlängert.
Der Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat mit Erlaß
vom 7. Sept. 1979 - I A 3 - 812^.30
die Geltungsdauer der
Vorläufigen Studien- und Prüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Physik
bis zum 31. 3. 1980, längstens bis zum Inkrafttreten
der mit Bericht vom 2. 7. 1979 vorgelegten Ordnungen
verlängert.
h& °c
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
GESAMTHOCHSCHULE
PADERBORN
Facbberaicb S
1 8. OKT. 1979
M
JE
^ J£>o
ti'ir oe >s lnxerner'cen ätuaiengang
Wartscftafl
Paderborn
Jahrgang 1979 15.10.1979 Nr. 24
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
Fachbereich 5: Wirtschaftswissenschaft
Prüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Wirtschafts¬
wissenschaft an der Gesamthochschule Paderborn
t
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A. Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Zweck der Prüfung
Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluß des
Studiums. Durch die Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob der
Kandidat die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge seines
Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Me¬
thoden und Erkenntnisse anzuwenden. In der Diplomprüfung des Haupt¬
studiums II soll auch die Fähigkeit zur Entwicklung wirtschaftswis¬
senschaftlicher Erkenntnisse festgestellt werden.
§ 2 AkademischeGrade
(1) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung des Hauptstudiums I wird
der akademische Grad Diplom-Betriebswirt verliehen.
(2) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung des Hauptstudiums II wird
je nach Wahl der Studienrichtung der akademische Grad Diplom-Kauf¬
mann oder Diplom-yolkswirtverliehen.
§ 3 Prüfungen und Studiendauer
(1) Die für das Hauptstudium I qualifizierende Zwischenprüfung ist in
der Regel zum Ende des 3. Fachsemesters, die für das Hauptstudium II
qualifizierende Zwischenprüfung in der Regel zum Ende des 4. Fach¬
semesters abzuschließen.
(2) Die Diplomprüfung des Hauptstudiums I ist in der Regel unmittelbar
im Anschluß an das 6. Fachsemester bzw. - bei Absolvierung eines Pra¬
xissemesters - unmittelbar im Anschluß an das 7. Fachsemesterabzu-
schließen.
(3) Die Diplomprüfung des Hauptstudiums II ist in der Regel unmittelbar
im Anschluß an das 8. Fachsemesterabzuschließen.
§ 4 Prüfungsausschuß
(1) Der Prüfungsausschuß hat insbesondere folgende Aufgaben:
a) die Prüfung zu organisieren und ihre Durchführung zu beaufsichtigen,
b) für die Einhaltung der Prüfungsordnung bei der Durchführung der
Prüfungen zu sorgen,
c) üt^c Widersprüche gegen Entscheidungen zu befinden, die im Prü-
f .."sverf ahren getroffen worden sind,
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d) jährlich im Fachbereichsrat über die Entwicklung der Prü¬
fungen und Studienzeiten zu berichten.
Darüber hinaus gibt der Prüfungsausschuß Anregungen zur Reform
der Prüfungen und der Studienpläne. Er kann die Erledigung seiner
Aufgaben für alle Regelfälle dem Vorsitzenden übertragen. Dies
gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche. Der Vorsitzende
informiert die Ausschußmitglieder über seine Entscheidungen.
(2) Der Prüfungsausschuß besteht aus vier Hochschullehrern, einem
wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei Studenten. Außerdem wer¬
den zwei Hochschullehrer, ein wissenschaftlicher Mitarbeiter und
ein Student als stellvertretende Mitglieder bestellt. Der Vorsitzen¬
de und sein Stellvertreter müssen Hochschullehrer sein. Alle Mit¬
glieder des Prüfungsausschusses werden im Fachbereichsrat von ihren
Gruppen vorgeschlagen und vom Fachbereichsrat bestellt. Die Amtszeit
für Hochschullehrer beträgt 3 Jahre, für wissenschaftliche Mitarbei¬
ter und Studenten 1 Jahr.
(3) Die studentischen Mitglieder können nicht bei pädagogisch-wissen¬
schaftlichen Entscheidungen mitwirken. Als solche gelten insbeson¬
dere die Beurteilung oder Anrechnung von Prüfungsleistungen oder
Studienleistungen, die Bestimmung der Prüfungsaufgaben und die Be¬
stimmung der Prüfer. Diese Regelung berührt nicht das Recht auf Mit¬
beratung.
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreter
haben Amtsverschwiegenheit zu wahren. Sofern sie nicht im öffent¬
lichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwie¬
genheit zu verpflichten.
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, den Prüfungen
beizuwohnen.
(6) Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden
bzw. seinem Stellvertreter mindestens vier Mitglieder anwesend sind.
Er wird vom Vorsitzenden einberufen. Die Einberufung muß erfolgen,
wenn mindestens drei Mitglieder dies verlangen.
§ 5 Prüfer
(1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestellt die Prüfer. Zum
Prüfer kann grundsätzlich bestellt werden, wer in dem der Prüfung
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vorausgehenden Studienabschnitt (mindestens ein Semester lang)
eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt
hat. § 26 Abs. 2 HSchG ist zu beachten. In der Regel ergibt sich
der Umfang der Prüfungsberechtigung aus dem vorangegangenen Lehr¬
angebot.
(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, daß die Namen
der Prüfer mindestens 14 Tage vor der Prüfung bekanntgegeben wer¬
den. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausreichend.
§ 6 Öffentlichkeit bei mündlichen Prüfungen
Für die Öffentlichkeit der mündlichen Prüfungen gelten die gesetzlichen
Bestimmungen. Es sollen mindestens diejenigen Studenten, die sich zu
einem späteren Zeitpunkt der gleichen Prüfung unterziehen wollen, nach
Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden. Die
Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die Beratung und Bekanntgabe
des Prüfungsergebnisses an die Kandidaten.
§ 7 Bewertung der Prüfungsleistungen
(1) Für die Gesamtnote, die Fachnoten, die einzelnen Prüfungsleistungen,
die Prüfungsvorleistungen und die Diplomarbeit gilt folgende Bewer¬
tungsskala:
1 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung;
2 = gut = eine erheblich über dem Durchschnitt
liegende Leistung;
3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht
durchschnittlichen Anforderungen ent¬
spricht;
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
durchschnittlichen Anforderungen ent¬
spricht;
5 = nicht ausreichend = eine Leistung mit erheblichen Mängeln.
Für überragende Leistungen kann bei der Bewertung der Diplomarbeit
die Note "ausgezeichnet (o,7)" vergeben werden. Die Note "ausge¬
zeichnet" wird als Gesamtnote erteilt, wenn in allen Fächern die
Note "sehr gut (l,o)" erteilt und bei der Diplomarbeit "ausgezeich¬
net (o,7)" erreicht wurde.
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(2) Zwischenwerte können dadurch gebildet werden, daß die Noten um
o,3 herauf- oder herabgesetzt werden, so daß sich Noten zwischen
o,7 und 5,0 ergeben.
(3) Setzt sich eine Note aus mehreren Einzelnoten zusammen, lautet
die Note wie folgt:
sehr gut bei einem Durchschnitt von bis zu l,5o
gut bei einem Durchschnitt von über
Eine Einzelprüfung gilt als nicht bestanden, wenn der Kandidat
nicht mindestens die Note ausreichend (4,o) erreicht.
§ 8 Versäumnis, Abbruch, Täuschung, Ordnungsverstoß
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend (5,o)" be¬
wertet, wenn der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige
Gründe nicht erscheint oder wenn er nach Beginn der Prüfung ohne
triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt.
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe
müssen dem Prüfungsausschuß unverzüglich angezeigt und glaubhaft
gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein ärztliches
Attest vorzulegen. Werden die Gründe anerkannt, gilt die Anmeldung
zur Prüfung ohne Anrechnung als Prüfungsversuch für den nächsten
Prüfungstermin. Ist nur noch die mündliche Prüfung abzulegen, wird
ein neuer Termin festgelegt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergeb¬
nisse werden angerechnet.
(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beein¬
flussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht aus¬
reichend (5,o)" bewertet. Ein Kandidat, der sich eines Verstoßes
gegen die Ordnung der Prüfung schuldig gemacht hat, kann von dem je¬
weiligen Prüfer oder Aufsichtsführenden von der Fortsetzung der Prü¬
fungsleistungen ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die be¬
treffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend (5,o)" bewertet.
ausrei chend
befriedigend
nicht ausreichend
l,5o bis 2,5o
bei einem Durchschnitt von über
2,5o bis 3,5o
bei einem Durchschnitt von über
3,5o bis 4,oo
bei einem Durchschnitt von über 4,oo
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(4) Ablehnende Entscheide des Prüfungsausschusses sind dem Kandidaten
unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu begründen.
§ 9 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen
(1) Zwischenprüfungen in wirtschaftswissenschaftlichen Studiengängen
an anderen wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Grundgesetzeseinschließlich Berlin (West) werden als Zwischenprü¬
fung für die jeweiligen Hauptstudien anerkannt.
(2) Einzelleistungen nicht abgeschlossener Zwischenprüfungen sowie
Zwischenprüfungen in nicht wirtschaftswissenschaftlichen Studien-
gä'ngen an einer anderen wissenschaftlichen Hochschule im Geltungs¬
bereich des Grundgesetzeseinschließlich Berlin (West) werden ange¬
rechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. Sofern ein¬
zelne Prüfungsleistungen nicht als gleichwertig nachgewiesen werden,
kann der Prüfungsausschuß den Studenten auferlegen, die fehlenden
Leistungen für die Zwischenprüfung bis zur Meldung zur Abschlußprü¬
fung nachzuholen. An Fachhochschulen erbrachte Einzel 1eistungen kön¬
nen - soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird - für die Zwi¬
schenprüfung als Einzelleistung anerkannt werden.
(3) Graduierten Betriebswirten können bis zu 3 Semestern auf das Grund¬
studium angerechnet und die entsprechenden einzelnen Prüfungsleistun¬
gen erlassen werden.
(4) Einzelleistungen im Sinne von § 24 (1) 3. und § 28 (1) 3., die im
Hauptstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule erbracht wurden,
können für die Abschlußprüfung bei Nachweis der Gleichwertigkeit an¬
erkannt werden.
B. Zwischenprüfung
§ lo Gegenstand und Art der Zwischenprüfung
(1) Die Zwischenprüfung wird im Hinblick auf die weiteren Anforderungen
des Grundstudiums in zwei Varianten durchgeführt. Die Zwischenprüfung I
qualifiziert für das Hauptstudium I, die Zwischenprüfung II qualifi¬
ziert für das Hauptstudium II.
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(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich in beiden Fällen auf Fach¬
prüfungen in den Fächern
- Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre
- Grundzüge der Volkswirtschaftslehre
- Recht
- Statistik
- Mathematik
- Wirtschaftsenglisch
sowie im Rahmen der Zwischenprüfung I
- Angewandte Betriebswirtschaftslehre
bzw. im Rahmen der Zwischenprüfung II
- Spezielle Betriebswirtschaftslehre oder
spezielle Volkswirtschaftslehre
(3) Die Fachprüfungen in den Fächern Grundzüge der Betriebswirt¬
schaftslehre, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, Recht und
Wirtschaftsenglisch sind für Zwischenprüfung I und II identisch.
In den Fächern Statistik, Mathematik und Spezielle bzw. Ange¬
wandte Betriebs- bzw. Volkswirtschaftslehre werden im Hinblick
auf die unterschiedlichen Anforderungen der Hauptstudin I und II
gesonderte Fachprüfungen für Zwischenprüfung I und II durchgeführt.
(4) Die Zwischenprüfung besteht aus schriftlichen Klausurarbeiten. Die
Dauer der Bearbeitungszeit der Klausuren beträgt jeweils 4 Zeit¬
stunden für die Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre und der Volks¬
wirtschaftslehre, sowie für Recht und jeweils 2 Zeitstunden für Spe¬
zielle bzw. Angewandte Betriebswirtschaftslehre, Spezielle Volks¬
wirtschaftslehre sowie für Wirtschaftsenglisch. Die Bearbeitungszeit
der Klausuren beträgt für Mathematik und Statistik in Zwischenprü¬
fung I jeweils 2 Zeitstunden, in Zwischenprüfung II jeweils 4 Zeit¬
stunden. 4-stündige Klausuren können in Form von zwei 2-stündigen
Klausuren durchgeführt werden.
(5) Die Fachprüfungen der Zwischenprüfung können studienbegleitend abge¬
legt werden.
§ 11 Anmeldung zur Zwischenprüfung
(1) Die Zulassung zu den einzelnen Fachprüfungen der Zwischenprüfung
muß schriftlich zu dem vom Prüfungsausschuß bekanntgegebenen Termin
-*
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beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses beantragt werden.
(2) Dem Antrag auf Zulassung zur für den Studenten jeweils ersten
Prüfungsleistung der Zwischenprüfung sind beizufügen:
a) Der Immatrikulationsnachweisder Gesamthochschule Paderborn,
b) das zum Studium berechtigende Zeugnis, und zwar entweder ein
Zeugnis über die allgemeine Hochschulreife, ein anderes Zeug¬
nis, das den Zugang zu einer wissenschaftlichen Hochschule er¬
öffnet oder ein Zeugnis über die Fachhochschulreife oder ein
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis,
c) ein Lebenslauf (tabellarische Übersicht),
d) eine Erklärung über bisherige Versuche zum Ablegen entsprechen¬
der Prüfungen.
§ 12 Ergebnis der Zwischenprüfung
(1) Die Zwischenprüfung I bzw. II ist bestanden, wenn alle Fachprüfun¬
gen gemäß § lo Abs. 2 bis 4 mindestens mit der Note ausreichend
bestanden worden sind. Kandidaten mit Fachhochschulreife haben die
Zwischenprüfung II erst dann bestanden, wenn auch der Nachweis über
die erfolgreiche Teilnahme an den Brückenkursen gemäß der geltenden
Brückenkursordnung geführt worden ist.
(2) Über die bestandene Zwischenprüfung wird ein Zeugnis ausgestellt,
das die in den einzelnen Fächern erzielten Noten ausweist und einen
Hinweis darauf enthält, für welches Hauptstudium die abgelegte Zwi¬
schenprüfungqualifiziert. Auf Wunsch werden vom Prüfungsausschuß
Bescheinigungen über bestandene Teile der Zwischenprüfung ausgegeben.
(3) Auf Wunsch ist dem Kandidaten Einsicht in die Prüfungsunterlagen zu
gewähren.
C. Diplomprüfung
I. Allgemeine Bestimmungen
§ 13 Bestandteile der Diplomprüfung
Die Diplomprüfung besteht aus folgenden Teil Prüfungen:
1. Der Diplomarbeit
2. den schriftlichen Prüfungen (Klausuren)
3. den münA hen Prüfungen
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§ 14 Diplomarbeit
(1) Mit der Diplomarbeit soll der Kandidat zeigen, daß er in der
Lage ist, ein Problem aus dem Bereich der Wirtschaftswissen¬
schaften mit wissenschaftlichen Methoden in vorgegebener Zeit
selbständig zu bearbeiten. Die Diplomarbeit kann auch in Form
einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungs¬
leistung zu bewertende Beitrag des einzelnen aufgrund der An¬
gabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven
Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deut¬
lich unterscheidbar ist und die Anforderungen nach Satz 1 er¬
füllt.
(2) Diplomarbeiten können von in Forschung und Lehre tätigen Hoch¬
schullehrern ausgegeben und betreut werden. Die Ausgabe erfolgt
über den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Dem Kandidaten
ist Gelegenheit zu geben, für das Thema Vorschläge zu unter¬
breiten. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb einer
Frist von 4 Wochen nach der Themenstellung zurückgegeben werden.
(3) Die Bearbeitungszeit von der Ausgabe des Themas bis zur Abgabe
der Arbeit soll drei Monate nicht überschreiten. Im Hauptstudium II
kann in Ausnahmefällen eine längere Bearbeitungszeit - jedoch
höchstens 6 Monate - vereinbart werden. Auf einen innerhalb der
vereinbarten Bearbeitungszeit gestellten Antrag kann der Vor¬
sitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungsdauer in Aus¬
nahmefällen verlängern, wenn der Aufgabensteller die Verlänge¬
rung befürwortet.
(4) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat der Kandidat schriftlich zu
versichern, daß er seine Arbeit - bei Gruppenarbeiten seinen ent¬
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit -
a) selbständig verfaßt und
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel be¬
nutzt hat.
§ 15 Annahme und Bewertu ng der Diplomarbeit
(1) Die Diplomarbeit ist beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ab¬
zuliefern. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Zu¬
stellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe
bei der Post maßgebend. Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß ab¬
geliefert, gilt sie als mit "nicht ausreichend" bewertet.
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(2) Die Diplomarbeit ist von dem Betreuer nach § 14 Abs. 2 als
Erstgutachter zu beurteilen und gemäß § 7 Abs. 1 zu bewerten.
Auf Antrag des Kandidaten oder im Fall der Erstbegutachtung
mit den Noten "ausgezeichnet", "sehr gut" oder "nicht ausrei¬
chend" wird die Diplomarbeit gemeinsam vom Erstgutachter und
einem Zweitgutachter beurteilt und benotet. Können sich Erst¬
und Zweitgutachter nicht einigen, ergibt sich die Note aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Bewertungen. Weichen die bei¬
den Bewertungen um mehr als zwei volle Noten voneinander ab,
wird ein Drittgutachter bestimmt, der die Diplomarbeit eben¬
falls benotet. Die endgültige Note ergibt sich in diesem Fall
aus der mittleren der drei Noten. Wenn die Bestellung eines
Drittgutachters notwendig ist, wird der Kandidat zu den weite¬
ren Prüfungen zugelassen, auch wenn das Ergebnis der Diplomar¬
beit nicht rechtzeitig vorliegt.
(3) Für den Zweitgutachter im Hauptstudium II gilt § 18 Abs. 3 ent¬
sprechend.
§ 16 Prüfungsvorleistungen (Übungs- und Seminarscheine)
Bei der Ermittlung der Noten in der Diplomprüfung können während des
Studiums unter Examensbedingungen erbrachte Leistungen entsprechend
§ 2o Abs. 1 und 2 berücksichtigt werden. Diese Prüfungsvorleistungen
werden in der Regel durch schriftliche Leistungen im Rahmen der Lehr¬
veranstaltungen des betreffenden Faches erbracht.
§ 17 Schriftliche Prüfungen (Klausuren)
(1) Zu den schriftlichen Prüfungen wird der Kandidat zugelassen, wenn
die Diplomarbeit mindestens mit der Note "ausreichend" bewertet
wurde und für jedes Prüfungsfach der Nachweis erbracht wird, daß
ein bewerteter übungs- oder Seminarscheinerworben wurde (Prüfungs¬
vorleistungen) .
(2) Die schriftlichen Prüfungen sind (unter Verantwortung des Prüfungs¬
ausschusses) als Klausurarbeiten von je vier Zeitstunden abzulegen.
(3) Dem Kandidaten werden in jedem Fach alternative Fragestellungen
zur Auswahl angeboten. Sie werden von den Prüfern gemeinsam ent¬
sprechend ihrer Beteiligung am Prüfungsfach gestellt.
(4) Die Noten der schriftlichen Prüfungen sind in der Regel zwei Wochen
vor Beginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben.
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§ 18 Mündliche Prüfungen
(1) Die Prüfungen sind von zwei Prüfern abzunehmen. Sie können als
Einzel- oder als Gruppenprüfungen, wobei die Einzel 1 eistungen
eines jeden Kandidaten erkennbar und bewertbar sein müssen, durch¬
geführt werden. Die Prüfungszeit für eine mundliche Prüfung be¬
trägt im Hauptstudium I etwa 15 Minuten pro Kandidat, im Haupt¬
studium II etwa 2o Minuten pro Kandidat. In Wahlfächern, die
nur mündlich geprüft werden, beträgt die Prüfungszeit für eine
mündliche Prüfung allgemein etwa 3o Minuten.
(2) Der Kandidat hat ein Vorschlagsrecht für die Prüfer. Bei der Zu¬
teilung des zweiten Prüfers soll der Prüfungsausschuß eine Gleich¬
verteilung der Prüfungsbelastung auf die einzelnen Prüfer anstre¬
ben.
(3) Im Hauptstudium I ist - sofern die entsprechende personelle Aus¬
stattung gegeben ist - einer der beiden Prüfer mindestens ein
Professor FHL, im Hauptstudium II mindestens ein beamteter Pro¬
fessor, der das Fach lehrt.
§ 19 Zusatzfächer
(1) Der Kandidat kann sich in weiteren als den vorgeschriebenen Fächern
gemäß § 23 (6) bzw. 26 (7) einer Prüfung unterziehen (Zusatzfächer).
(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird auf Antrag des Kan¬
didaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.
§ 2o Errechnung von Noten
(1) Setzt sich eine Fachnote aus schriftlichen und mündlichen Leistungen
zusammen, so errechnet sie sich als Durchschnitt aus den Ergebnissen
der schriftlichen und der mündlichen Prüfung. Lautet der Durchschnitt
der Ergebnisse von schriftlicher und mündlicher Prüfung 4,oo oder
besser, errechnet sich die Fachnote als Durchschnitt der Ergebnisse
von schriftlicher Prüfung, mündlicher Prüfung und Prüfungsvorleistung,
wenn sich durch die Berücksichtigung der Prüfungsvorleistung die
Fachnote verbessert.
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(2) Setzt sich eine Fachnote aus dem Ergebnis einer mündlichen
Prüfung und einer Prüfungsvorleistung zusammen, errechnet sich
die Fachnote zu zwei Dritteln aus der mündlichen Prüfung und zu
einem Drittel aus der Vorleistung.
(3) In die Gesamtnote gehen jeweils ungerundet die Noten der Diplom¬
arbeit mit doppeltem Gewicht und die Fachnoten mit einfachem Ge¬
wicht ein.
§ 21 Wiederholung der Diplomprüfung
(1) Nicht bestandene Fachprüfungen können zweimal wiederholt werden.
Die bestandenen Fächer der Diplomprüfung können nicht wiederholt
werden.
(2) Die Diplomarbeit kann bei Nichtbestehen einmal wiederholt werden.
§ 22 Prüfungstermine
(1) Im Hauptstudium I und im Hauptstudium II können die Fachprüfungen
nach Wahl des Kandidaten an zwei aufeinanderfolgenden Prüfungster-
minen abgelegt werden.
(2) Schriftliche und mündliche Prüfung eines Fachs können nur zu dem¬
selben Prüfungstermin abgelegt werden.
II. Diplomprüfung I (Kurzstudium)
§ 23 Gegenstand und Art der Prüfung
(1) Die Prüfungen der Diplomprüfung I erstrecken sich auf die folgenden
Fächer:
1. Betriebswirtschaftslehre
2. Volkswirtschaftslehre
3. Schwerpunktfach
4. Wahlfach
5. gegebenenfalls ein Zusatzfach
(2) Schwerpunktfächer, von denen der Kandidat eines zu wählen hat, sind,
soweit hinreichend vertreten:
- Bilanzen, Finanzen, Steuern
- Management mit EDV
- Marketing-Management
- Personal und Organisation
- ProduKionswirtschaft
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(3) Wahlfächer sind, sofern die ordnungsgemäßeVertretung des Faches
vom Fachbereichsrat festgestellt worden ist,
ßankbetriebslehre,
Betriebliche Aus- und Weiterbildung,
Betriebswirtschaft!iche Logistik,
Finanz- und Ertragsplanung,
Revisions- und Treuhandwesen,
Spezialgebiete der EDV,
Unternehmensanalyse,
Unternehmenspolitik,
Außenwirtschaft und Entwicklungsländer,
Finanzwissenschaft,
Spezielle Wirtschaftstheorie,
Theorie und Politik der sozialistischen Wirtschaft,
Verteilungs- und Sozialpolitik,
Wirtschaftsgeographie,
Wirtschafts- und Sozialgeschichte,
Recht,
Fremdsprachen,
Arbei tswissenschaften,
Erwachsenenbildung und Bildungsbetriebslehre,
Konsumentenverhalten und Verbraucherpolitik,
Kreativität und Ideenfindung,
Politische Wissenschaften,
Soziologie,
Wirtschaftspädagogik,
WirtschaftsPsychologie,
Mathemati k,
Operations Research,
Quantitative Wirtschaftsforschung,
Statistik und Ökonometrie,
Wissenschaftstheorie.
(4) Werden bestimmte Lehrveranstaltungen im Rahmen von mehr als
einem Fach angeboten, können sie beim Nachweis eines ordnungs¬
gemäßen Studiums nur für ein Fach angerechnet werden.
(5) Die Diplomprüfung in den Fächern Betriebswirtschaftslehre, Volks¬
wirtschaftslehre und im Schwerpunktfach umfaßt eine schriftliche
und eine mündliche Prüfung, im Wahlfach nur eine mündliche Prüfung.
't
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(6) Als Zusatzfach können alle in Abs. (2) und (3) genannten Fächer
gewählt werden. Die Prüfung erfolgt unter den in diesen Fächern
sonst geltenden Bedingungen.
§ 24 Anmeldung und Zulassung zur Diplomprüfung I
(1) Voraussetzung für die Zulassung zur Diplomprüfung I sind:
1. die Vorlage des zum Studium berechtigenden Zeugnisses, und zwar
entweder eines Zeugnisses über die allgemeine Hochschulreife,
eines anderen Zeugnisses, das den Zugang zu einer wissenschaft¬
lichen Hochschule eröffnet oder eines Zeugnisses über die Fach¬
hochschulreife oder eines anderen als gleichwertig anerkannten
Zeugnisses,
2. der Nachweis über das Bestehen der Zwischenprüfung I,
3. der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an je einer Übung
oder einem Seminar in mindestens drei Prüfungsfächern,
4. die Vorlage eines Lebenslaufes (tabellarische Übersicht),
5. eine Erklärung des Kandidaten über die Wahl des Schwerpunkt¬
fachs und des Wahlfachs,
6. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung dieser oder
entsprechender Prüfungen,
7. gegebenenfalls eine Erklärung darüber, daß der Kandidat einer
Zulassung der Öffentlichkeit bei seinen mündlichen Prüfungen
widerspricht,
8. ein Studium nach Maßgabe der Absätze (3) und (4), das durch
Vorlage des Studienbuches nachgewiesen wird.
(2) Die Zulassung erfolgt für jeden Prüfungsteil nach § 13 gesondert.
(3) Zur Diplomarbeit wird zugelassen, wer ein ordnungsgemäßes Studium
von mindestens vier Fachsemestern - davon mindestens das letzte
im Hauptstudium I an der Gesamthochschule Paderborn absolviert hat.
(4) Zur schriftlichen Prüfung wird zugelassen, wer ein ordnungsgemäßes
Studium von in der Regel fünf Fachsemestern - davon die beiden letz¬
ten Fachsemester im Hauptstudium I an der Gesamthochschule Paderborn -
absolviert hat und dessen Diplomarbeit mindestens mit der Note "aus¬
reichend" bewertet wurde. Der Antrag auf Zulassung kann im 5. Semester
gestel1t werden.
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(5) Zur mündlichen Prüfung im Fach Betriebswirtschaftslehre
und im Schwerpunktfach wird zugelassen, wer in der schrift¬
lichen Prüfung in diesen Fächern mindestens die Note "aus¬
reichend" erhalten hat.
§ 25 Bestehen der Diplomprüfung I
(1) Die Diplomprüfung I ist bestanden, wenn die Leistungen in
allen Fachprüfungen sowie die Diplomarbeit mindestens mit
der Note "ausreichend" bewertet wurden. Höchstens eine nicht
ausreichende Leistung im Fach Volkswirtschaftslehre oder im
Wahlfach kann durch eine mindestens befriedigende Leistung im
Fach Betriebswirtschaftslehre oder im Schwerpunktfach ausge¬
glichen werden.
(2) Aufgrund der bestandenen Prüfung wird ein Zeugnis ausgestellt,
aus dem die Regel Studienzeit hervorgeht und das die Fachnoten
und die Note der Diplomarbeit sowie die Gesamtnote enthält und
vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet ist.
Gleichzeitig wird der akademische Grad Diplom-Betriebswirt ver¬
liehen. Hierüber wird eine Urkunde ausgehändigt.
(3) Auf Wunsch wird dem Kandidaten eine Bescheinigung ausgestellt,
aus der Thema, Betreuer und Note der Diplomarbeit hervorgehen.
(4) Bei Nichtbestehen wird dem Kandidaten auf Wunsch eine Bescheini¬
gung über bestandene Prüfungsteile ausgestellt.
III. Diplomprüfung II (Langstudium)
§ 26 Gegenstand und Art der Prüfung zum Diplom-Kaufman n
(1) Die Prüfungen der Diplomprüfung II erstrecken sich auf die fol¬
genden Fächer:
1. Betriebswirtschaftslehre
2. Schwerpunktfach
3. I. Wahlfach
4. Volkswirtschaftslehre
5. II. Wahlfach
6. gegebenenfalls ein Zusatzfach
-16^
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(2) Schwerpunktfächer, von denen der Kandidat eines zu wählen hat,
sind, soweit hinreichend vertreten:
- Bilanzen, Finanzen, Steuern
- Marketing und Konsumentenverhalten
- Wirtschaftsinformatik und Operations Research
- Personal und Organisation
- Produktionswirtschaft
(3) Erste Wahlfächer, von denen der Kandidat eines zu wählen hat,
sind, soweit hinreichend vertreten:
- ein weiteres Schwerpunktfach,wobei Gegenstand der Prüfung nur
die Pflichtveranstaltungen dieses Fachs sind,
- Quantitative Wirtschaftsforschung
- Mathematik
- Wirtschaftspolitik
- Recht
(4) Zweite Wahlfächer sind, sofern die ordnungsgemäßeVertretung des
Fachs vom Fachbereichsrat festgestellt worden ist, die in § 23 Abs. 3
genannten Fächer.
(5) Werden bestimmte Lehrveranstaltungen im Rahmen von mehr als einem
Fach angeboten, können sie beim Nachweis eines ordnungsgemäßenStu¬
diums nur für ein Fach angerechnet werden.
(6) Die Diplomprüfung in den Fächern Betriebswirtschaftslehre, im Schwer¬
punktfach, im I. Wahlfach und in Volkswirtschaftslehre umfaßt eine
schriftliche und eine mündliche Prüfung, im II. Wahlfach nur eine
mündliche Prüfung.
(7) Als Zusatzfächer können alle in den Absätzen (2), (3) und (4) ge¬
nannten Fächer gewählt werden. Die Prüfung erfolgt unter den in die¬
sen Fächern sonst geltenden Bedingungen.
§ 27 Gegenstand und Art der Prüfung zum Diplom-Volkswirt
(1) Die Prüfungen, die zum Abschluß als Diplom-Volkswirt führen, er¬
strecken sich auf folgende Fächer:
1. Volkswirtschaftstheorie
2. Volkswirtschaftspolitik
3. Theorie und Politik der öffentlichen Wirtschaft
4. Betriebswirtschaftslehre
5. Wahlfach
6. gegebenenfalls ein Zusatzfach
» - 17 -
(2) Wahlfächer sind, sofern die ordnungsgemäßeVertretung des Fachs
vom Fachbereichsrat festgestellt worden ist, die in § 23 Abs. 3
genannten Fächer sowie Schwerpunktfächer gemäß § 26 (2) der Prü¬
fungsordnung, wobei Gegenstand der Prüfung nur die Pflichtveran¬
staltungen dieses Fachs sind.
(3) Vierden bestimmte Lehrveranstaltungen im Rahmen von mehr als einem
Fach angeboten, können sie beim Nachweis eines ordnungsgemäßen
Studiums nur für ein Fach angerechnet werden.
(4) Die Diplomprüfung in den Fächern Wirtschaftstheorie, Wirtschafts¬
politik, Theorie und Politik der öffentlichen Wirtschaft und Be¬
triebswirtschaftslehre umfaßt eine schriftliche und eine mündli¬
che Prüfung, im Wahlfach nur eine mündliche Prüfung.
(5) Für die Wahl der Zusatzfächer gilt § 26 (7) entsprechend.
§ 28 Anmeldung und Zulassung zur Diplomprüfung II
(1) Voraussetzungen für die Zulassung zur Diplomprüfung II sind:
1. die Vorlage des zum Studium berechtigenden Zeugnisses, und zwar
entweder eines Zeugnisses über die allgemeine Hochschulreife,
eines anderen Zeugnisses, das den Zugang zu einer wissenschaft¬
lichen Hochschule eröffnet oder eines Zeugnisses über die Fach¬
hochschulreife oder eines anderen als gleichwertig anerkannten
Zeugni sses,
2. der Nachweis über das Bestehen der Zwischenprüfung II,
3. der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einer Übung oder
einem Seminar in jedem der Prüfungsfächer, wobei in mindestens
einem Fach die erfolgreiche Teilnahme an einem Seminar nachge¬
wiesen werden muß,
4. die Vorlage eines Lebenslaufes (tabellarische Übersicht),
5. eine Erklärung des Kandidaten über die Wahl des Schwerpunktfaches,
des I. und des II. Wahlfachs im Falle der Prüfung zum Diplom-Kauf¬
mann bzw. eine Erklärung über die Wahl des Wahlfachs im Falle der
Prüfung zum Diplom-Volkswirt,
6. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung dieser oder
entsprechender Prüfungen,
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7. gegebenenfalls ein Erklärung darüber, daß der Kandidat einer
Zulassung der Öffentlichkeit bei seinen mündlichen Prüfungen
widerspricht,
8. ein Studium nach Maßgabe der Absätze (3) und (4), das durch
Vorlage des Studienbuches nachgewiesen wird.
(2) Die Zulassung erfolgt für jeden Prüfungsteil nach § 13 gesondert.
(3) Zur Diplomarbeit wird zugelassen, wer mindestens ein Fachsemester
an der Gesamthochschule Paderborn studiert, die im Absatz 1 genann¬
ten Voraussetzungen erfüllt und mindestens vier der fünf in Ziffer 3)
geforderten Prüfungsvorleistungen erbracht hat.
(4) Zur schriftlichen Prüfung wird zugelassen, wer ein ordnungsgemäßes
Studium von in der Regel sieben Fachsemestern - davon mindestens
das letzte Fachsemester im Hauptstudium II an der Gesamthochschule
Paderborn - absolviert hat und dessen Diplomarbeit mindestens mit
der Note "ausreichend" bewertet wurde. Der Antrag auf Zulassung zur
schriftlichen Prüfung kann im siebenten Fachsemestergestellt werden.
(5) Zur mündlichen Prüfung in den Fächern gemäß § 26 Abs. 1, Ziffer 1
und 2 bzw. § 27 Abs. 1, Ziffer 1 und 2 wird zugelassen, wer in der
schriftlichen Prüfung in diesen Fächern mindestens die Note "aus¬
reichend" erhalten hat.
§ 29 Bestehen der Diplomprüfung II
(1) Die Diplomprüfung II ist bestanden, wenn die Leistungen in allen
Fachprüfungen sowie die Diplomarbeit mindestens mit der Note "aus¬
reichend" bewertet wurden. Höchstens eine nicht ausreichende Lei¬
stung im Fach Volkswirtschaftslehre oder im II Wahlfach bei der
Prüfung zum Diplom-Kaufmann bzw. im Fach Betriebswirtschaftslehre
oder im Wahlfach bei der Prüfung zum Diplom-Volkswirt kann durch
eine mindestens befriedigende Leistung in einem der drei anderen
Fächer ausgeglichen werden.
(2) Aufgrund der bestandenen Prüfung wird ein Zeugnis ausgestellt, aus
dem die Regelstudienzeit hervorgeht und das die Fachnoten und die
Note der Diplomarbeit sowie die Gesamtnote enthält und vom Vorsitzen¬
den des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen ist. Je nach gewähltem
Studienschwerpunkt wird der akademische Grad Diplom-Kaufmann oder
Diplom-Volkswirt verliehen. Hierüber wird eine Urkunde ausgehändigt.
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(3) Auf Wunsch wird dem Kandidaten eine Bescheinigung ausgestellt,
aus der Thema, Betreuer und Note der Diplomarbeit hervorgeht.
(4) Bei Nichtbestehen wird dem Kandidaten auf Wunsch eine Bescheinigung
über bestandene Prüfungsteile ausgestellt.
IV. Schlußbestimmungen
§ 3o Ungültigkeit der Diplomprüfungen I und II und der Zwischenprüfung
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prü¬
fungsausschuß nachträglich die Gesamtnote entsprechend berichtigen
oder die Prüfung für nicht bestanden erklären.
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht
erfüllt, ohne daß der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird
diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt,
so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat
der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so ent¬
scheidet der Prüfungsausschuß unter Beachtung der allgemeinen ver¬
waltungsrechtlichen Grundsätze über die Rücknahme rechtswidriger
Verwaltungsakte.
(3) Ist das Nichtbestehen der Prüfung festgestellt, so ist das unrichti¬
ge Prüfungszeugnis einzuziehen. Eine Entscheidung nach (1) und (2)
Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, beginnend mit dem Datum
des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen.
(4) Gegen Entscheidungen im Prüfungsverfahren ist der Widerspruch nach
den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung möglich. Er ist
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung beim Vor¬
sitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich einzulegen.
(5) Die Aberkennung des akademischen Grades richtet sich nach den gesetz¬
lichen Bestimmungen!
§ 31 Inkrafttreten, öbergangsregelung
Die Prüfungsordnung tritt mit der Genehmigung durch den Minister für
Wissenschaft und Forschung am Tage nach der Veröffentlichung in den amt¬
lichen Mitteilungen der GH Paderborn in Kraft. Studenten, die sich bei
Inkrafttreten der Prüfungsordnung schon im Grund- bzw. Hauptstudium be¬
finden, können die Prüfungen dieses Studienabschnitts nach der vorläufi¬
gen Prüfungsordnung in der Fassung vom 17. Februar U^S ablegen.
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
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Diplomprüfungsordnung für den Studiengang Erziehungswissenschaft
Jahrgang 1979 15.10.1979 Nr. 25
GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
FACHBEREICH 2
(Erziehungswissenschaft, Psychologie, Sport)
Diplon-.prufungsordnung für den Studiengang Erziehungsv/issenschaf t
*
I. Allgemeines
§ 1
Zweck der Prüfung
Die Diplomprüfung bildet einen berufsqualifizierenden Ab¬
schluß des Studiums der Erziehungswissenschaft. In der
Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob der Kandidat
die für den Ubergang in die Berufspraxis notwendigen
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammen¬
hänge seines Faches Uberblickt und die Fähigkeit besitzt,
wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.
§ 2
Akademischer Grad
Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung wird der akademische
Grad Diplom-Pädagoge (abgekürzt: "Dipl.-Päd.") verliehen.
§ 3
Gliederung der Prüfung
und des Studiums, Studiendauer
(1) Prüfungen sind die Diplom-Vorprüfung und die Diplomprü¬
fung. Die Diplom-Vorprüfung soll in der Regel unmittel¬
bar im Anschluß an das 4. Semester, die Diplomprüfung
in der Regel unmittelbar im Anschluß an das 8. Semester
abgelegt werden.
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(2) Durch die Diplom-Vorprüfung soll der Nachweis erbracht
werden, daß der Kandidat die allgemeinen fachlichen
Grundlagen erworben hat, die erforderlich sind, um das
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.
(3) Das Studium nach der Diplom-Vorprüfung ist an der er¬
ziehungswissenschaftlichen Aufgabenstellung eines der
nachstehenden Studienschwerpunkte (Berufsfelder) zu
orientleren:
a) Pädagogik in der Schule
b) Erwachsenenbildung und/oder
außerschulische Jugendbildung
c) Betriebliches Ausbildungswesen
d) Medienpädagogik und/oder Bildungs-
organisationslehre
§ 4
Prüfungsausschuß
(1) Prüfungsausschuß im Sinne dieser Prüfungsordnung ist
der "Prüfungsausschuß für Diplom-Pädagogen" des Fach¬
bereichs 2 (Erziehungswissenschaft - Psychologie -
Sport) der Gesamthochschule Paderborn. Er ist zuständig
für die Organisation der Prüfungen und der ihm durch
diese Prüfungsordnung besonders zugewiesenen Aufgaben.
Der Prüfungsausschuß besteht aus vier Hochschullehrern,
einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei Studenten.
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Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre. Eine
Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit der studentischen
Mitglieder beträgt ein Jahr.
(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vom Fach¬
bereichsrat des Fachbereichs 2 gewählt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Hochschullehrer im Sinne
des Hochschulgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
sein und neben 2 weiteren Mitgliedern - darunter die
studentischen Vertreter - dem Fachbereich 2 angehören.
Die übrigen Mitglieder können Vertreter des Fachbe¬
reichs 1 bzw. der Fachbereiche 3, 4, 5, 6, 13 und 17 sein.
(3) Der Prüfungsausschuß hat darauf zu achten, daß die Be¬
stimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden. Er
berichtet dem Fachbereich regelmäßig über die Entwick¬
lung der Prüfungen und Studienzeiten und unterbreitet
Vorschläge zur Reform der Studien- und Prüfungsordnung.
Der Prüfungsausschuß beschließt mit einfacher Mehrheit.
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag.
Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die
Hälfte seiner Mitglieder - darunter der Vorsitzende bzw.
sein Stellvertreter - anwesend ist.
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht,
den Prüfungen beizuwohnen. Der Prüfungsausschuß kann die
Erledigung seiner Aufgaben für alle Regelfälle dem Vor¬
sitzenden Ubertragen.
(4) Die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses sind
bei der Beurteilung oder Anrechnung von Prüfungs- und/oder
Studienleistungen, bei der Bestimmung der Prüfungsaufgaben
sowie der Benennung der Prüfer nicht stimmberechtigt. Diese
Regelung berührt nicht das Recht auf Mitberatung.
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(5) Der Vorsitzende gibt dem Kandidaten die Namen der
Prüfer bekannt.
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, die Prüfer
und die Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit;
sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind
sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu
verpflichten. Die Sitzungen des Prüfungsausschusses
sind nicht öffentlich.
§ 5
Prüfungskommission
(1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestellt für
jede Prüfung die Prüfungskommission.
Die Prüfungskommission besteht dabei aus dem Prüfer
und einem Beisitzer.
(2) Als Prüfer kann nur bestellt werden, wer den entspre¬
chenden Prüfungsstoff eigenverantwortlich gelehrt hat;
§ 26 Abs. 2 HSchG ist zu beachten, über abweichende
P.egelungen beim Vorliegen zwingender Gründe entscheidet
der Prüfungsausschuß.
Den Vorschlägen des Kandidaten über die Bestellung der
Prüfer soll nach Möglichkeit entsprochen werden. Als
Prüfer sind in der Regel nur prüfungsberechtigte Mit¬
glieder der Gesamthochschule Paderborn vorschlagbar.
Uber Ausnahmeregelungen entscheidet der Prüfungsausschuß.
Die Bestellung zum Prüfer setzt bei Vorschlag des Kandi¬
daten die Zustimmung des Prüfers voraus.
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(3) Bei Jeder mündlichen Prüfung muß ein Beisitzer anwesend
sein, der das Protokoll führt, in dem die Gegenstände,
Ergebnisse und die Notenziffer der Prüfung festgehalten
werden. Beisitzer müssen grundsätzlich mindestens die
persönlichen Voraussetzungen gem. § 26 Abs. 2 HSchG auf¬
weisen.
(4) Bei der Diplomprüfung kann ein Kandidat in nicht mehr als
zwei Fächern vom gleichen Prüfer geprüft werden.
II. Diplom-Vorprüfung
§ 6
Zulassung zur Diplom-Vorprüfung
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Diplom-Vorprüfung ist
schriftlich zu stellen.
(2) Dem Antrag sind beizufügen:
1. der Lebenslauf,
2. das Reifezeugnis oder ein von der zustän¬
digen staatlichen Stelle als gleichwertig
anerkanntes Zeugnis,
3. das Studienbuch als Nachweis eines ord¬
nungsgemäßen Studiums,
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4. acht Bescheinigungen Uber die erfolgreiche
Teilnahme an Übungen, Seminaren oder Kursen:
drei Bescheinigungen im Fach Erziehungswis¬
senschaft,
zwei Bescheinigungen aus dem Bereich Empirie/
Statistik. Der 2. Schein Uber die erfolgreiche
Teilnahme an einer Übung aus dem Bereich
Empirie/Statistik kann auch erst bei der Zulas¬
sung zur Diplomprüfung vorgelegt werden,
drei Bescheinigungen in den Fächern Psychologie
oder Soziologie,
5. Nachweis über ein sechswöchiges pädagogisches
Grundpraktikum,
6. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bereits
eine Diplom-Vorprüfung oder eine Diplomprüfung
in derselben Fachrichtung an einer anderen wis¬
senschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich
des Grundgesetzes nicht bestanden hat.
(3) Der Kandidat muß mindestens das letzte Semester vor der
Diplom-Vorprüfung an der Gesamthochschule Paderborn ein¬
geschrieben gewesen sein.
§ 7
Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen
(1) Einschlägige Studienzeiten an anderen wissenschaftlichen
Hochschulen bzw. in entsprechenden Studiengängen an Ge¬
samthochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes und
dabei erbrachte Studienleistungen werden anerkannt.
(2) Studienzeiten in anderen Studiengängen sowie dabei er¬
brachte Studienleistungen werden angerechnet, soweit ein
fachlich gleichwertiges Studium nachgewiesen wird.
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Studienzeiten an anderen Hochschulen sowie dabei er¬
brachte Studienleistungen werden angerechnet, soweit
ein gleichwertiges Studium nachgewiesen wird. Für die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienlei¬
stungen an ausländischen Hochschulen sind die von Kul¬
tusministerkonferenz und Westdeutscher Rektorenkonfe¬
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen maßgebend.
Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht vorliegen, ent¬
scheidet die zuständige Stelle. Im übrigen kann bei
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für
ausländisches Bildungswesen gehört werden.
(3) Vorprüfungen und andere gleichwertige Prüfungsleistungen,
die der Kandidat an wissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Grundgesetzes in demselben Studien¬
gang bestanden hat, werden angerechnet. Vorprüfungen und
einzelne Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen oder
an anderen Hochschulen werden angerechnet, soweit die
Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. Anstelle der Vorprü¬
fung können in begründeten Ausnahaefällen andere Prüfungs¬
leistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
(4) In staatlich anerkannten Fernstudien erworbene Leistungs¬
nachweise werden, soweit sie gleichwertig sind, als Stu¬
dien- oder Prüfungsleistungen sowie auf die Studienzeit
angerechnet. Bei der Festlegung der Gleichwertigkeit sind
gemeinsame Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der
Westdeutschen Rektorenkonferenz zu beachten.
(5) Studienabschlüsse an Fachhochschulen in vergleichbaren
Fachrichtungen können bis zu zwei Semester auf Antrag
des Kandidaten anerkannt werden.
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(6) Uber den Umfang der Anerkennung entscheidet der Vor¬
sitzende des Prüfungsausschusses unter Berücksichtigung
der vorgelegten Studien- bzw. Prüfungsunterlagen.
(7) Staatsprüfungen für ein Lehramt der Primär- oder Se¬
kundarstufe I und II werden in der Regel als Diplom-
Vorprüfung in Erziehungswissenschaft anerkannt. In der
Lehramtsprüfung nicht erbrachte Leistungen müssen da¬
bei nachgeholt werden. Die Entscheidung hierüber trifft
der Prüfungsausschuß. Die Vorschrift bezieht sich auch
auf Lehramtsprüfungen für ein Lehramt an der Grund- und
Kauptschule, an der Realschule und am Gymnasium. Aner¬
kennungen von Studienleistungen über die Diplom-Vorprü¬
fung hinaus sind unzulässig.
(8) Bei Nachweis einer Lehramtsprüfung sind fehlende Vor¬
prüfungsleistungen bis spätestens 2 Semester vor Ab¬
legen der Diplomprüfung nachzuholen. Die §§ 5 und 6
gelten entsprechend. Uber die Nachholung von Prüfungs¬
leistungen wird eine Bescheinigung ausgestellt.
(9) Erbrachte Prüfungsleistungen zum Vordiplom und Diplom
in den Studiengängen Soziologie und Psychologie, die
an einer wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbe¬
reich des Grundgesetzes abgelegt wurden, werden auf
die entsprechende Fachprüfung angerechnet.
§ 8
Zulassungsverfahren
(1) Aufgrund der eingereichten Unterlagen entscheidet der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses über die Zulas¬
sung.
%
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In Zweifelsfällen entscheidet der Prüfungsausschuß.
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nicht
vollständig sind oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung
oder die Diplomprüfung in Erziehungswissenschaft an einer
anderen wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich
des Grundgesetzes endgültig nicht bestanden hat.
(3) Die Entscheidung Uber die Zulassung wird dem Bewerber
schriftlich mitgeteilt. Falls die Zulassung versagt wird,
ist die Entscheidung zu begründen und eine Rechtsmittel¬
belehrung beizufügen.
§ 9
Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung
(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus
a) Klausurarbeiten und
b) mündlichen Prüfungen.
(2) Prüfungsfächer sind
1. Erziehungswissenschaft I
2. Psychologie oder Soziologie
nach Wahl des Kandidaten
In beiden Prüfungsfächern wird die Prüfung schriftlich
und mündlich durchgeführt.
(3) Die gesamten Prüfungsleistungen sollen innerhalb eines
Zeitraumes von 10 Wochen erbracht werden.
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§ 10
Klausurarbeiten
(1) In der Diplom-Vorprüfung ist in jedem Fach (Erziehungs¬
wissenschaft I und Psychologie oder Soziologie) zunächst
eine Klausurarbeit innerhalb von vier Zeitstunden zu
schreiben. Dem Kandidaten werden je drei Themen zur Wahl
gestellt.
(2) In den Klausurarbeiten soll der Kandidat nachweisen, daß
er in begrenzter Zeit ein Problem mit den Methoden seines
Faches bearbeiten und Wege zu einer möglichen Lösung auf¬
zeigen kann.
§ 11
Durchführung der mündlichen
Diplom-Vorprüfung
(1) Die mündliche Prüfung wird als Einzel- oder Gruppenprü¬
fung vor der Prüfungskommission abgelegt.
(2) Die mündliche Prüfung dauert in der Erziehungswissen¬
schaft I in der Regel 45 Minuten und in dem gewählten
zweiten Fach in der Regel 30 Minuten.
(3) Wird die mündliche Prüfung in Gruppen bis zu maximal
3 Kandidaten abgelegt, erhöht sich die Prüfungsdauer
entsprechend.
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(4) Bei den mündlichen Prüfungen werden Studenten, die
sich zur gleichen Prüfung gemeldet haben, als Zu¬
hörer zugelassen, sofern sich kein Kandidat gegen
die Zulassung von Zuhörern ausgesprochen hat. Die
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und
die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Kan¬
didaten.
(5) Nach Abschluß der Prüfung ist den Kandidaten auf An¬
trag Einsicht in die schriftlichen Arbeiten und die
Gutachten zu gewähren.
§ 12
Bewertung der Vorprüfungsleistungen
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden
von den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewer¬
tung der Leistungen sind folgende Noten zu verwenden:
1 = sehr gut
gut
befriedigend
ausreichend
eine besonders hervorragende
Leistung;
eine erheblich Uber dem Durch¬
schnitt liegende Leistung;
eine Leistung, die in jeder Hin¬
sicht durchschnittlichen An¬
forderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel durchschnittlichen An¬
forderungen entspricht;
nicht ausreichend= eine Leistung mit erheblichen
Mängeln.
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Zur differenzierenden Bewertung können Zwischennoten
dadurch gebildet werden, daß die Notenziffern um 0,3
gesenkt oder erhöht werden.
(2) Die Fachnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der
einzelnen Prüfungsleistungen. Die Fachnote lautet:
bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut
bal eines Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut
bei einem Durchschnitt Uber 2,5 bis 3,5 befriedigend
bei eineo Durchschnitt Uber 3,5 bis 4,0 ausreichend
(3) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn jede Fachnote
mindestens ausreichend (4,0) ergibt.
(4) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der
ungerundeten Fachnoten in den einzelnen Prüfungsfächern.
Für die Bildung der Gesamtnote gilt Absatz 2 entspre¬
chend.
§ 13
Versäumnis, Rücktritt
Täuschung, Ordnungsverstoß
(1) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn der Kandidat
ohne triftige Gründe zu einem Prüfungstermin nicht er¬
scheint oder wenn er nach Beginn der Prüfung ohne trif¬
tige. Gründe von der Prüfung zurücktritt.
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(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend ge¬
machten Gründe müssen dem Prüfungsausschuß unverzüg¬
lich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht wer¬
den. Bei Krankheit des Kandidaten kann der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses die Vorlage eines amtsärztlichen
Attestes verlangen. Erkennt der Vorsitzende des Prüfungs¬
ausschusses die Gründe an, so wird ein neuer Termin an¬
beraumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse
sind in diesem Fall anzurechnen.
(3) Die Prüfung kann vom Prüfungsausschuß ganz oder teil¬
weise als nicht bestanden erklärt werden, wenn der Kan¬
didat eine Täuschungshandlung begangen oder sich eines
sonstigen erheblichen Verstoßes gegen die Ordnung wäh¬
rend der Prüfung schuldig gemacht hat.
(4) Ablehnende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen
und zu begründen.
§ 14
Wiederholung der Diplom-Vorprüfung
(1) Ist die Prüfung in einen Fach nicht bestanden, so kann
die Teilwiederholungsprüfung frühestens nach vier Mo¬
naten stattfinden und muß spätestens nach Ablauf eines
Jahres abgelegt sein, gerechnet vom letzten Tag der
mündlichen Prüfung an.
Hierüber erhält der Kandidat einen schriftlichen Be¬
scheid .
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Eine Wiederholung nach Fristablauf ist nur zulässig,
wenn der Kandidat die Fristversäunmis nicht zu ver¬
treten hat.
(2) Ist die Prüfung in beiden Fächern nicht bestanden oder
gilt sie gemäß § 13 (3) ganz oder teilweise als nicht
bestanden, so entscheidet der Prüfungsausschuß, in
welchem Umfang und an welchem frühesten und spätesten
Termin die Prüfung zu wiederholen ist.
(3) Für die Wiederholungsprüfung gelten § 4 (3), § 5 der
Prüfungsordnung entsprechend.
(4) Eine zweite Wiederholungsprüfung desselben Prüfungs¬
faches im selben Prüfungsabschnitt oder der ganzen
Diplom-Vorprüfung ist nur in Ausnahmefällen zulässig.
Hierüber entscheidet der Prüfungsausschuß abschließend.
§ 15
Zeugnis über die Vorprüfung
(1) Uber die bestandene Vorprüfung wird ein Zeugnis aus¬
gestellt, das die in den Einzelfächern erzielten No¬
ten und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unter¬
zeichnen.
(2) Ist die Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als
nicht bestanden, so erteilt der Vorsitzende dem Kan¬
didaten einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber
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Auskunft gibt, in welchem Umfang und ggf. innerhalb
welcher Frist die Vorprüfung wiederholt werden kann.
(3) Der Bescheid Uber die nicht bestandene Prüfung ist
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen.
(4) Hat der Kandidat die Vorprüfung nicht bestanden, wird
ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine
schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die er¬
brachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die
zur Vorprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen ent¬
hält und erkennen läßt, daß die Vorprüfung nicht be¬
standen ist.
III. Diplomprüfung
§ 16
Zulassung zur Diplomprüfung
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung ist schrift¬
lich zu stellen.
(2) Dem Antrag sind beizufügen:
1. der Lebenslauf,
2. das Reifezeugnis oder ein von der zustän¬
digen staatlichen Stelle als gleichwertig
anerkanntes Zeugnis,
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3. das Zeugnis Uber die Diplom-Vorprüfung
k. das Studienbuch als Nachweis eines ord¬
nungsgemäßen Studiums,
5. Bescheinigungen Uber die erfolgreiche Teil¬
nahme an zwei Seminaren in Jedem Prüfungs¬
fach gemäß § 17,
6. Nachwels über die Ableistung eines sechs¬
wöchigen Praktikums, das dem gewählten
Studienschwerpunkt zugeordnet ist.
(3) Für die Zulassung zur Diplomprüfung gelten die §§ 6
und 8 entsprechend.
(4) Der Kandidat muß mindestens im letzten Semester vor
der Diplomprüfung an der Gesamthochschule Paderborn
eingeschrieben gewesen sein.
§ 17
Umfang und Art der Diplomprüfung
Die Diplomprüfung besteht aus
a) der Diplomarbeit
b) einer Klausurarbeit
c) den mündlichen Prüfungen
Die schriftlichen Arbeiten sind vor den mündlichen
Prüfungen anzufertigen. Abweichungen hiervon sind
nicht zulässig.
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Prüfungsfächer der mündlichen Prüfung sind:
1. Erziehungswissenschaft I,
2. Im Rahmen der Erziehungswissenschaft II
einer der folgenden vom Kandidaten ge¬
wählten Studienschwerpunkte, soweit diese
an der Gesamthochschule Paderborn ver¬
treten sind:
a) Pädagogik in der Schule
b) Erwachsenenbildung und/oder außer¬
schulische Jugendbildung
c) Betriebliches Ausbildungswesen
d) Medienpädagogik und/oder Bildungs¬
organ! sationslehre
3. ein dem Studienschwerpunkt zugeordnetes
Wahlpflichtfach:
zu a) Pädagogik in der Schule
- Didaktik eines Unterrichtsfaches,
dessen Studium bereits durch eine
Prüfung abgeschlossen ist oder zu¬
gleich mit der Diplomprüfung ab¬
schließt, oder
- Schülerbeurteilung, Bildungsberatung
oder
- Schulverwaltung, Schulrecht und
Bildungsplanung oder
- Berufs- und Wirtschaftspädagogikoder
- Medienpädagogik.
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zu b) Erwachsenenbildung und/oder außerschulische
Jugendbildung
- Didaktik eines für die Erwachsenen¬
bildung bzw. außerschulische Jugend¬
bildung bedeutsamen Faches, dessen
Studium bereits durch eine Prüfung
abgeschlossen ist oder zugleich mit
der Diplomprüfung abschließt, oder
- Politikwissenschaft oder
- Theologie oder
- Philosophie.
zu c) Betriebliches Ausbildungswesen
- Didaktik eines für die Berufspädagogik
bedeutsamen Faches, dessen Studium be¬
reits durch eine Prüfung abgeschlossen
ist oder zugleich mit der Diplomprüfung
abschließt, oder
- Volkswirtschaft (Wirtschaftssysteme,
Wirtschaftsgeschichte) oder
- Betriebswirtschaft (Organisationslehre,
betriebliches Personalwesen).
zu d) Medienpädagogik und/oder Bildungsorganl-
sationslehre
- Didaktik eines für die Medienpädagogik
bzw. Bildungsorganisationslehre bedeut¬
samen Faches, dessen Studium bereits
durch eine Prüfung abgeschlossen ist
oder zugleich mit der Diplomprüfung ab¬
schließt, oder
- Pädagogik in der Schule oder
- Erwachsenenbildung oder
- Betriebliches Ausbildungswesen.
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In Ausnahmefällen sind auch andere WahlpflichtfScher
wählbar. Darüber entscheidet Im Einzelfall auf beson¬
deren Antrag der Prüfungsausschuß.
Für das unter a) genannte erste Wahlpflichtfach ist
"Pädagogik" als Unterrichtsfach ausgeschlossen.
4. von den Fächern Psychologie oder Soziologie
das nicht für die Vorprüfung (§ 9 (2)) ge¬
wählte Fach.
Hinsichtlich der Prüfungszeiten gilt § 11 entsprechend.
Die Prüfungszeit für die Erziehungswissenschaft I be¬
trägt in der Regel 45 Minuten. Alle anderen Prüfungen
in der Regel 30 Minuten.
§ 18
Diplomarbeit
(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, daß der Kandidat in der
Lage ist, ein Problem von erziehungswissenschaftlicher
Relevanz selbständig nach wissenschaftlichen Methoden
zu bearbeiten.
(2) Zur Diplomarbeit wird zugelassen, wer ein ordnungsge¬
mäßes Studium von 7 Fachsemestern, davon das letzte
an der Gesamthochschule Paderborn, absolviert hat.
(3) Das Thema der Diplomarbeit ist aus den Fächern "Erzie¬
hungswissenschaft I" oder "Erziehungswissenschaft II"
zu wählen. Auf Antrag kann mit Genehmigung des Prüfungs¬
ausschusses das Thema der Diplomarbeit auch aus einem
# - 20 -
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didaktischen Bereich gemäß § 17 Abs. 3 a) gestellt
werden.
Die Diplomarbeit kann von jedem Hochschullehrer (die
entsprechende Fachrichtungen vertreten) der Gesamthoch¬
schule Paderborn ausgegeben und betreut werden; die
Ausgabe erfolgt Uber den Vorsitzenden des Prüfungs¬
ausschusses. Dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben,
für das Thema Vorschläge zu machen.
(4) Auf Antrag sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, daß ein Kandidat zum vorgesehenen Zeitpunkt das
Thema einer Diplomarbeit erhält.
(5) Die Zeit von der Themenstellung bis zur Ablieferung der
Arbeit soll 6 Monate nicht Uberschreiten. Auf Antrag
kann der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bear¬
beitungszeit in Ausnahmefällen auf insgesamt höchstens
8 Monate verlängern. Das Thema kann nur einmal und nur
aus triftigen Gründen und mit Einwilligung des Vorsit¬
zenden des Prüfungsausschusses zurückgegeben werden.
(6) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat der Kandidat schrift¬
lich zu versichern, daß er die Arbeit selbständig verfaßt
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs¬
mittel benutzt hat.
§ 19
Annahme und Bewertung der Diplomarbeit
(1) Die Diplomarbeit ist fristgemäß beim Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses in doppelter Ausfertigung abzu¬
liefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.
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Wird die Diplomarbeit nicht fristgerecht abgeliefert,
gilt sie als mit "nicht ausreichend" bewertet.
(2) Sie ist von dem Prüfer, der das Thema gestellt hat,
innerhalb von zwei Monaten zu beurteilen. Wird die
Diplomarbeit mit "sehr gut" oder mit " nicht aus¬
reichend" beurteilt, so ist sie auch von einem zweiten
Gutachter zu beurteilen. Der Zweitgutachter wird durch
den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt.
(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 2 entscheidet die Prü¬
fungskommission bei nicht übereinstimmender Beurtei¬
lung abschließend Uber die endgültige Bewertung.
§ 20
Klausurarbeit
§10 gilt entsprechend. Die Klausurarbeit ist in dem für die
mündliche Prüfung gewählten vierten Fach (vgl. § 17 Abs. 2
Ziff. 4) anzufertigen.
§ 21
Zusatzfächer
(1) Der Kandidat kann sich in weiteren als den vorge¬
schriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen
(Zusatzfächer).
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(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird auf
Antrag des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen,
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit
einbezogen. Im übrigen gelten die Bestimmungen der
§§11 und 17 entsprechend.
§ 22
Bewertung der Leistungen
in der Diplomprüfung
(1) Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen,
der Leistungen in den einzelnen Prüfungsfächern und
für die 3ildung der Gesamtnote gilt § 12 entsprechend.
Die Diplomprüfung ist auch dann nicht bestanden, wenn
die Diplomarbeit mit der Note "nicht ausreichend" be¬
wertet worden ist oder als mit dieser Note bewertet
gilt. Die Note der Diplomarbeit wird bei Bildung der
Gesamtnote doppelt gewertet.
(2) Bei einer Gesamtnote von 1,0 wird das Gesamturteil
"mit Auszeichnung bestanden" erteilt.
§ 23
Wiederholung der Diplomprüfung
(1) § 14 ist entsprechend anzuwenden.
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(2) Wird die Diplomarbeit mit der Note "nicht ausreichend"
oder gilt sie als mit dieser Note bewertet, so ist dem
Kandidaten auf Antrag ein neues Thema zu stellen.
§§ 18 und 19 gelten entsprechend.
Die zweite Diplomarbeit ist von dem Hochschullehrer,
der die Arbeit ausgegeben hat, und von einem zweiten
von dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu be¬
stimmenden Gutachter zu beurteilen. Wird auch die
zweite Diplomarbeit mit "nicht ausreichend" bewertet,
so ist die Diplomprüfung endgültig nicht bestanden.
§ 24
Zeugnis und Einsichtnahme in
Prüfungsunterlagen
(1) Hat ein Kandidat die Diplomprüfung bestanden, so er¬
hält er Uber die Ergebnisse ein Zeugnis. § 15 Abs. 1
und 2 gilt entsprechend.
Als Datum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an
dem alle Prüfungsleistungen erfüllt sind. Das Zeugnis
ist von dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu
unterzeichnen.
(2) Wurden Prüfungsleistungen aus einem anderen Studium
anerkannt (§ 7 (9)), ist dies im Zeugnis zu ver¬
merken .
(3) Ober eine nicht bestandene Diplomprüfung ist dem Kan¬
didaten umgehend ein Bescheid mit einer Rechtsmittel¬
belehrung zuzustellen.
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(4) Hinsichtlich der Einsicht in Prüfungsunterlagen gilt
§ 11 (5) entsprechend.
§ 25
Diplom
(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird dem Kandidaten ein
Diplom mit dem Datuni des Zeugnisses ausgehändigt.
Darin wird die Verleihung des Akademischen Grades
Diplom-Pädagoge beurkundet.
(2) Das Diplom wird von dem Dekan des Fachbereichs 2 (Er¬
ziehungswissenschaft, Psychologie und Sport) unter¬
zeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.
IV. Besondere Bestimmungen
§ 26
Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung
und der Diplomprüfung
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht, und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuß
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nachträglich die Gesamtnote entsprechend berichtigen
oder die Prüfung ganz oder teilweise für nicht be¬
standen erklären.
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer
Prüfung nicht erfüllt, ohne daß der Kandidat hier¬
über täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst
nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird
dieser Mangel durch das Eestehen der Prüfung geheilt.
Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht
erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuß unter Be¬
achtung der allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grund¬
sätze Uber die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungs¬
akte.
(3) Ist das Nichtbestehen der Prüfung festgestellt, so ist
das unrichtige Prüfungszeugnis einzuziehen. Eine Ent¬
scheidung nach Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 ist nach einer
Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeug-
nisses ausgeschlossen.
(4) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.
§ 27
Aberkennung des Diplomgrades
Die Entziehung des akademischen Diplomgrades richtet sich
nach den gesetzlichen Bestimmungen über die Führung aka¬
demischer Grade.
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§ 28
Übergangsbestimmungen
(1) Die gemäß § k der bisher geltenden Ordnung für die
Diplomprüfung in Erziehungswissenschaft bestellten
Mitglieder des Prüfungsamtes bleiben weiterhin im
Amt. Dies gilt nicht für den Rektor der Gesamthoch¬
schule Paderborn, der in seiner Eigenschaft als Vor¬
sitzender durch den bisherigen "Geschäftsführenden
Vorsitzenden" abgelöst wird.
Der Prüfungsausschuß ergänzt sich um zwei studentische
Mitglieder gemäß § 4 Abs. 1 und 2 dieser Ordnung. Im
übrigen ändert sich die Zusammensetzung des Prüfungs¬
ausschusses nach Ablauf der Amtszeit der bisherigen
Mitglieder (§ h (1)).
(2) Die Bestimmungen dieser Ordnung gelten für alle Stu¬
denten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ord¬
nung die Diplom-Vorprüfung noch nicht abgelegt haben.
Studenten, die die Diplom-Vorprüfung bestanden haben,
entscheiden sich bei der Meldung zur Prüfung, nach
welcher Ordnung die Diplomprüfung abgelegt werden
soll.
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§ 29
Schlußbestimmungen
Diese Diplom-Prüfungsordnung tritt nach der Genehmigung durch
den Minister für Wissenschaft ur.d Forschung des Landes Nord¬
rhein-Westfalen am Tage nach Veröffentlichung in den Amtlichen
Mitteilungen der Gesamthochschule Paderborn in Kraft.
Die Diplom-Prüfungsordnung der Pädagogischen Hochschule West¬
falen-Lippe tritt damit gleichzeitig für die Gesamthochschule
Paderborn mit Ausnahme der Ubergangsregelung des § 28 (2)
außer Kraft.
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GESAMTHOCHSCHULE PADERBORN
AMTLICHE MITTEILUNGEN
Hrsg.: Gründungsrektorat der GH Paderborn
Benutzungsordnung
für die im Gebäude C der Gesamthochschule Paderborn in
Paderborn aufgestellten Taschenaufbewahrungsschränke
Jahrgang 1979 15.10.1979 Nr. 26
Benutzungsordnung
für die im Gebäude C der Gesamthochschule Paderborn in
Paderborn aufgestellten Taschenaufbewahrungsschränke
Im Bibliotheksbereich der Gesamthochschule Paderborn sind
Taschenaufbewahrungsschränke aufgestellt, in denen vor allem
Bibliotheksbenutzer für die Dauer ihres Aufenthaltes in der
Bibliothek Taschen und sonstiges Eigentum verschließen können.
Da dieser Bestand eine Dauerbelegung nicht zuläßt, ist es im
Interesse aller Nutzer erforderlich, eine zeitlich begrenzte
Nutzungsdauer festzulegen und die Einhaltung durch Kontrollen
sicherzustellen.
§ 1 Die Gesamthochschule stellt den Hochschulangehörigen und
Besuchern, und davon vor allem den Nutzern der Bibliothek,
Taschenaufbewahrungsschränke unentgeltlich zur Verfügung.
Diese Fächer sind nicht bestimmt für die Aufbewahrung von
Ausweisen, Geld, Papieren mit Geldwert oder anderen Wert¬
sachen.
§ 2 In den Taschenaufbewahrungsfächern dürfen leicht verderb¬
liche, übelriechende, explosions-, feuer- und sonstige
gefährliche Gegenstände bzw. Stoffe nicht deponiert werden.
§ 3 Die Gesamthochschule bzw. das Land Nordrhein-Westfalen
haften nicht für die in den Fächern abgelegten Gegenstände.
§ 4 Die Taschenaufbewahrungsfächer sind von den Nutzern durch
mitgebrachte Vorhängeschlösser zu verschließen.
§ 5 Die Benutzungszeit beginnt morgens um 7.30 Uhr und endet
jeweils täglich um 22.00 Uhr.
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§ 7
Verschlossene Fächer können von der Zentralen Hochschul¬
verwaltung (Dezernat 1.1) in der Zeit von 22.00 Uhr bis
7.30 Uhr geöffnet und geleert werden. Der Nutzer hat
keinen Anspruch auf Ersatz des bei der Öffnung beschä¬
digten oder zerstörten Vorhängeschlosses.
Der entnommene Inhalt wird von der Zentralen Hochschul¬
verwaltung aufbewahrt. Nach Ablauf von zwei Monaten werden
nicht abgeholte Gegenstände als Fundsachen behandelt.
Nicht abgeholte Fundsachen können versteigert werden.
Eine Öffnung der Taschenschließfächer kann auch bei Ver¬
dacht unbefugter Benutzung sowie bei Verdacht der Ablage
verderblicher oder gefährlicher Gegenstände erfolgen.
Diese Benutzungsordnung tritt mit Wirkung vom 15.10.1979
in Kraft.
Die Benutzungsordnung für die im Hauptgebäude der Gesamt¬
hochschule Paderborn in Paderborn vorhandenen Garderoben¬
schränke und Taschenschließfächer vom 04.04.1979 wird mit
Wirkung vom 15.10.1979 aufgehoben.
rborn, 28.08.1979 Gesamthochschule Paderborn
Der Kanzler
(Hintze)
